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Schwarz-gelbe Schleimspur 

NRW Ministerpräsident Laschet hat mit FDP-Lind- 
ner in Rekordzeit die Umverteilung von unten nach 
oben umgesetzt. 
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In der Sackgasse 

Der katalanische Präsident Puigdemont ist geflohen, 
einige seiner Minister in Haft, Katalonien von der 
Madrider Regierung kontrolliert. Das ist der Stand. 
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Thema der Woche 


30 Stunden sind genug 

Die Arbeitszeitkonferenz der DKP im Haus der 
Essener Gewerkschaften war ein Erfolg. Über 
60 Menschen aus der ganzen Bundesrepu¬ 
blik diskutierten über die Möglichkeiten und 
Bedingungen für eine Arbeitszeitverkürzung 
mit vollem Lohn- und Personalausgleich für 
alle. Ein Bericht über die Veranstaltung findet 
sich auf Seite 3. 

Das Impulsreferat von Margareta Steinrücke 
(ATTAC), Koordinatorin der Initiative „Arbeits¬ 
zeitverkürzung jetzt“ kann man auf Seite 12 
in Ausschnitten nachlesen. 


Klimaschutz auf Deutsch 

Treibhausgasemissionen steigen dank gefördertem Autoverkehr wieder kräftig 



Wenn die Polkappe schmilzt, brauchen die Eisbären Asyl. Wir schaffen das. 


D eutschland geht es gut“Immer, 
wenn sich die Mächtigen und 
ihre medialen Lautsprecher mit 
den desaströsen Konsequenzen ihres 
Handelns konfrontiert sehen, muss die 
platte, gebetsmühlenhafte Propaganda 
die nüchterne Analyse ersetzen. Beim 
Klima heißt das in etwa: „Deutschland 
ist gut - die anderen eher schlecht“ 
Ganz besonders schlecht: Wladimir Pu¬ 
tin und Donald Trump und in diesem 
Fall auch die Chinesen. 

Mehr als 25 000 Teilnehmer zählt 
die 23. UN-Klimakonferenz in Bonn. 
196 Staaten. Die Weltpresse. Alle gro¬ 
ßen Networks. Eine Riesengelegenheit 
für die regierungsamtlichen Verteidi¬ 
ger, ja Vorkämpfer der Dieselbetrüger, 
der SUV-mobilen Vollgasfraktion, der 
endlosen Lkw-Karawanen und der un¬ 
gehemmten Braunkohleverfeuerung, 
den grünen Blazer rauszukramen und, 
vor einer diensteifrigen Reportermeu¬ 
te in eine vegane Tofu-Frikadelle bei¬ 
ßend, die heroischen Leistungen der 
Bundesregierung für den Klimaschutz 
anzupreisen. 

Die Bundesregierung hat sich zum 
Ziel gesetzt, die Treibhausgasemissio¬ 
nen bis 2020 um 40 Prozent gegenüber 
1990 zu senken. 1990 ist eine besonders 
angenehme Bezugsgröße, weil die res¬ 
sourcenbedingte Braunkohlenabhän¬ 
gigkeit der DDR mit ihrer hohen C0 2 - 
Ausstoß noch ganz intakt war und somit 
die ökologische Bilanz der „Klimakanz¬ 
lerin“ schon durch die De-Industriali- 
sierung des Ostens nach vorn gebracht 
werden konnte. Dieser Effekt ist dum¬ 
merweise nicht beliebig wiederholbar. 

Laut Umweltbundesamt hat 2016 
der Ausstoß an C0 2 , bzw. C0 2 -Äqui- 
valenten, in Deutschland nicht abson¬ 
dern um vier Mio. auf 908 Mio. t zu¬ 
genommen. Nahezu der gleiche Wert 
war 2009 auch schon erreicht worden. 
Die kostengünstige Reduktion von 27,2 
Prozent von 1248 Mio. t im Bezugsjahr 
1990 aus der DDR-Abwicklung ist also 
verfrühstückt. Was nun kommt, wenn 
es denn kommt, erfordert ernsthafte 
Maßnahmen. Jenseits der Propaganda 
ist aber klar: Minus 40 Prozent bis 2020 
wäre nur durch einen wirtschaftlichen 
Totalabsturz erreichbar. 


Von 1990 bis 2015 sanken die Treib- 
hausgas-Emissionen der Haushalte 
um 34,8 Prozent, in Gewerbe, Han¬ 
del, Dienstleistung um 52,2 Prozent, 
in der Industrie um 32,0 Prozent und 
in der Energiewirtschaft um 16,8 Pro¬ 
zent. Nicht gesunken sind allerdings 
die verkehrsbedingten Treibhaus- 
gas-Emissionen. Sie liegen trotz aller 
„Eco-Motoren“ u. ä. ziemlich genau auf 
dem Niveau von 1990. Seit dem Crash 
2009 steigen sie wieder kontinuierlich 
an und liegen nun bei weit überdurch¬ 
schnittlichen 20 Prozent des Gesamt- 
C0 2 -Ausstoßes. Schuld ist nicht zuletzt 
das „Größer, stärker, schneller“, sowie 
der ungebremste SUV-Boom. Und da 
spielt die Frage, ob Diesel oder Otto¬ 
motor, auch nur eine untergeordne¬ 
te Rolle. Die ab 2021 geltenden EU- 
Grenzwerte werden beide Motorenar¬ 
ten- legal - und zwar mit oder ohne 
Software-Update, nicht schaffen. Der 
durch die steuerliche Privilegierung 


inszenierte Dieselboom diente eh nur 
dazu, einen Zusatzmarkt zu generieren 
und den „Flottenverbrauch“ - betrüge¬ 
risch - zu senken. 

Mehr als drei Viertel der Verkehrs¬ 
emissionen entfallen laut Statistischem 
Bundesamt auf den Personenverkehr. 
Und hier ist es der motorisierte Indivi¬ 
dualverkehr, der 79 Prozent der C02- 
Emissionen verursacht. Der Flugver¬ 
kehr bringt es immerhin auch auf 14 
Prozent. Im Güterverkehr ist es noch 
drastischer. 93 Prozent der C0 2 -Emis- 
sionen kommen aus den Lkw-Auspuf¬ 
fen, Eisenbahnen und Binnenschiffe 
stehen für 5 Prozent, und das bei einer 
Transportleistung von satten 28 Pro¬ 
zent. Der Schienenverkehr kommt mit 
21 g C0 2 pro Tonnenkilometer aus. Die 
Schifffahrt braucht dazu etwa 33g, der 
Lkw etwa 92 g, und das Flugzeug steht 
mit rund 1,34 kg C0 2 /Tonnenkilome- 
tern einsam an der Spitze. Da sollten 
die Prioritäten eigentlich sonnenklar 


sein. Wenn da das Gebot zum Maxi¬ 
malprofit nicht wäre. 

Zur Bonner Konferenz sind meh¬ 
rere aufrüttelnde Klimaberichte er¬ 
schienen. Die „World Meteorological 
Organization (WMO)“ verweist auf 
die rapide Beschleunigung der Kli¬ 
maveränderung in den letzten Jah¬ 
ren. Ein rekordheißer Sommer folg¬ 
te dem nächsten. Wirbelstürme neuer 
Größenordnung in der Karibik und im 
Atlantik. Temperaturen über 50 Grad 
Celsius in Asien. Die Extremwetter¬ 
ereignisse nehmen rasch zu. Im Ver¬ 
gleich zur vorindustriellen Zeit wird 
von einem mittleren globalen Tempe¬ 
raturanstieg von nun 1,1 Grad Celsius 
ausgegangen. Die Erderwärmung hat 
danach in den letzten Jahren geradezu 
einen Sprung nach oben gemacht. Es 
wäre höchste Zeit zu handeln. Noch 
einmal: Wenn da das Gebot zum Ma¬ 
ximalprofit nicht wäre. 

Klaus Wagener 


Kapitalismus kann 
Klima nicht retten! 

2017 haben wir die höchste mittlere 
Konzentration mit fast 405 ppm (parts 
per million) erreicht. Vor der Indus¬ 
trialisierung lag die Konzentration 
bei 280 ppm. Die vergangenen zwei 
Jahre waren die jeweils wärmsten seit 
Beginn der Wetteraufzeichnung. Aber 
nicht nur die Atmosphäre wird wär¬ 
mer, auch die Ozeane erwärmen sich. 
Die daraus resultierenden Hurrikans 
in Südostasien, der Karibik und im Sü¬ 
den der USA geben uns einen Vorge¬ 
schmack auf zukünftige Extremereig¬ 
nisse. Die Sturmtiefs „Sebastian“ und 
„Herwart“, die in Nordeuropa schwe¬ 
re Schäden verursachten und auch in 
Deutschland einige Menschenleben 
forderten, zeigen auch hier in Europa 
die direkten Auswirkungen des Klima¬ 
wandels. 

Der jetzige Temperaturanstieg ist 
hausgemacht: knapp 200 Jahre ungezü¬ 
gelte kapitalistische Wirtschaft, indus¬ 
trielle Landwirtschaft und Verkehr, also 
die Verbrennung von fossilen Energien, 
haben den gespeicherten Kohlenstoff 
freigesetzt, der heute als C0 2 in der At¬ 
mosphäre angereichert wird. Die Spei¬ 
cherung dieser Kohlenstoffreserven 
mittels Sonnenenergie und Photosyn¬ 
these hat die Natur 500 Millionen Jah¬ 
re gekostet, der Kapitalismus hat sie in 
kürzester Zeit herausgeballert und de¬ 
ren Energie freigesetzt. 

Die Bundesregierung hat den Plan, 
dass die Konzerne technische Problem¬ 
lösung betreiben sollen, was diese pro¬ 
fitorientiert tun. So fließt immer noch 
ein Vielfaches staatlicher Subventio¬ 
nen mehr in fossile Energieträger als 
in die Erforschung und Entwicklung 
erneuerbarer Energien. 

Klimaschutzpolitik in all ihren Fa¬ 
cetten und Wechselwirkungen ist mit 
der erbarmungslosen Jagd nach Profit 
kapitalistischer Systeme nicht verein¬ 
bar. Der Klimaerwärmung kann nur 
mit gesamtgesellschaftlicher Planung 
begegnet werden. Wir brauchen eine 
Wirtschaft, die an den Interessen der 
Menschen und damit an einer res¬ 
sourcenschonenden, umweltfreundli¬ 
chen Produktion orientiert ist. Eine 
zukünftige sozialistische Ökono¬ 
mie muss nach Lösungen einer Ver¬ 
brauchsgerechtigkeit der Ressourcen 
für alle Menschen dieser Erde suchen. 

Aus dem Flugblatt der DKP 
zum Weltklimagipfel in Bonn 


Polizeiübergriffe auf Umweltschützer 

Soziale und ökologische Konflikte haben sich nur verschlimmert 


Das vergangene Wochenende war ge¬ 
prägt von Protesten der Umweltbewe¬ 
gung. Im Vorfeld der 23. Internationa¬ 
len Klimakonferenz (COP 23) gingen 
in Bonn insgesamt mehr als 25 000 
Menschen für Klimagerechtigkeit und 
gegen den Abbau von Braunkohle auf 
die Straße. „In 23 Jahren UN-Klima- 
verhandlungen haben sich der Klima¬ 
wandel und die damit einhergehenden 
sozialen und ökologischen Konflikte 
nur verschlimmert. Das liegt daran, 
dass transnationale Konzerne massi¬ 
ven Einfluss auf die Verhandlungen 
nehmen, während die Stimmen und 
Interessen der Betroffenen kaum Be¬ 
achtung finden“, kritisierte Johanna 
Winter vom Klimacamp. 

An der Großdemonstration, die un¬ 
ter dem Motto „Klima schützen - Koh¬ 


le stoppen“ stand, nahmen neben zahl¬ 
reichen Umweltverbänden auch linke 
Gruppen und Gewerkschafter teil. Ne¬ 
ben der besagten Bündnisdemonstrati¬ 
on hatte der Zusammenschluss „Ende 
Gelände“ zu Aktionen des zivilen Un¬ 
gehorsams im Rheinischen Braun¬ 
kohlerevier aufgerufen. Trotz eines 
massiven Polizeiaufgebots war es den 
mehreren Tausend Aktivistinnen und 
Aktivsten an verschiedenen Stellen ge¬ 
lungen, den Tagebau Hambach zu be¬ 
treten. Mit ihren Körpern blockieren 
sie erfolgreich Kohleinfrastruktur, um 
ihre Forderung nach einem sofortigen 
Kohleausstieg in die Tat umzusetzen. 
Der Energiekonzern RWE musste da¬ 
raufhin den Betrieb von Kohlebaggern 
und den Betrieb eines Förderbandes 
im Tagebau einstellen. 


„Wir sind Teil einer internationa¬ 
len Graswurzelbewegung, die für eine 
globale Energiewende von unten ein- 
tritt. Fossile Energieträger müssen im 
Boden bleiben. Wir sind hier direkt 
am Ort der Zerstörung und setzen 
ein deutliches Zeichen für Klimage¬ 
rechtigkeit. Gemeinsam sind wir viele, 
gemeinsam sind wir entschlossen und 
stark“, stellte Janna Aljets, Pressespre¬ 
cherin von „Ende Gelände“ klar. Es 
könne nicht sein, dass es „‘legal 4 ist, 
für den Kohleabbau Dörfer und Wäl¬ 
der abzubaggern und durch die Ver¬ 
brennung von Kohle den Klimawan¬ 
del zu befeuern“. „Wenn die Gesetze 
die Zerstörung von Lebensgrundla¬ 
gen schützen, dann müssen wir uns 
über sie hinwegsetzen - in unseren 
Augen ist unser Handeln legitim“, er¬ 


läuterte Dorothee Häußermann, vom 
Bündnis „Ende Gelände“. 

Vor den Aktionen des zivilen Un¬ 
gehorsams hatten die Umweltschützer 
eine angemeldete Demonstration für 
Klimagerechtigkeit durchgeführt, an 
der sich über 4 500 Menschen im rhei¬ 
nischen Buir beteiligt hatten. 

„Politik und Konzerne inszenie¬ 
ren sich auf internationaler Bühne 
als Klimaretter, während 50 Kilome¬ 
ter weiter das Klima verheizt wird. 
Wir wollen nicht mehr Braunkoh¬ 
leweltmeister sein, sondern unserer 
historischen Verantwortung gerecht 
werden. Deswegen gehen wir in die 
Kohlegruben und sorgen dort für Kli¬ 
maschutz“, kommentiert Janna Aljets, 
Ende Gelände-Pressesprecherin, die 
erfolgreichen Proteste. Getrübt wur¬ 


den diese von teils brutalen Über¬ 
griffen der eingesetzten Polizei. Die¬ 
se ging ohne Anlass mit Massen an 
Pfefferspray gegen eine friedlich am 
Boden sitzende Gruppe von Protes¬ 
tierenden vor. 

Das Rheinische Braunkohlere¬ 
vier gehört mit drei aktiven Tage¬ 
bauen und drei Kraftwerken zu den 
größten und umweltbelastenden Eu¬ 
ropas: Die rheinischen Kraftwerke 
stoßen zusammen 80 Millionen Ton¬ 
nen C0 2 pro Jahr aus. Die bisherige 
Planung des Energieriesen RWE und 
der Regierung Nordrhein-Westfalens 
sieht vor, den Kohlebetrieb bis 2045 
aufrecht zu erhalten. Dagegen wollen 
die Umweltschützer auch zukünftig 
protestieren. 

Markus Bernhardt 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Lobbyisten gegen 

Autoindustrie bremst verbindliche Vorgaben 


Klimaschutz 


Mindestlöhne beim Bau 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) hat das 
Tarifergebnis für die Mindestlöh¬ 
ne im Bauhauptgewerbe angenom¬ 
men. Die Tarifkommission stimmte 
für die Annahme des Kompromis¬ 
ses, den die IG BAU am 17 Oktober 
mit dem Hauptverband der Deut¬ 
schen Bauindustrie und dem Zen¬ 
tralverband des Deutschen Bauge¬ 
werbes ausgehandelt hatte. 

Der Mindestlohn 1 (für Helfer, 
gilt bundesweit einheitlich) erhöht 
sich in zwei Stufen: ab dem 1. Januar 
2018 um 0,45 Cent auf 11,75 Euro 
und ab dem 1. März 2019 um weite¬ 
re 0,45 Cent auf 12,20 Euro. 

Der Mindestlohn 2 (für Fachar¬ 
beiter, gilt nur im Westen) erhöht 
sich in zwei Stufen: ab dem 1. Januar 

2018 um 0,25 Cent auf 14,95 Euro 
und ab dem 1. März 2019 um weite¬ 
re 0,25 Cent auf 15,20 Euro. 

Der Mindestlohn 2 (für Fach¬ 
arbeiter, in Berlin und im Osten) 
erhöht sich in zwei Stufen: ab dem 

I. Januar 2018 um 0,25 Cent auf 
14,80 Euro und ab dem 1. März 

2019 um weitere 0,25 Cent auf 15,05 
Euro. 

Die Tarifverträge haben eine 
Laufzeit von 24 Monaten und en¬ 
den am 31. Dezember 2019. 

Vereinbarung zur 
Tarifeinheit 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) und der Mar- 
burger Bund (MB) beabsichtigen, 
eine Vereinbarung zum Umgang 
mit den Auswirkungen des Ta¬ 
rifeinheitsgesetzes zu schließen. 
Mit der Vereinbarung soll ver¬ 
hindert werden, dass Arbeitgeber 
die Gewerkschaften auf Kosten 
der Beschäftigten gegeneinander 
ausspielen können. Die bisherige 
Möglichkeit tarifpluraler Regelun¬ 
gen soll auch unter den Rahmen¬ 
bedingungen des Tarifeinheitsge¬ 
setzes für die Zukunft erhalten 
bleiben. Unter ausdrücklicher 
Bezugnahme auf das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 

II. Juli 2017 zu den von beiden 
Gewerkschaften eingebrachten 
Verfassungsbeschwerden gegen 
das Tarifeinheitsgesetz wollen 
ver.di und Marburger Bund durch 
eine in allen Kollisionsfällen wirk¬ 
same tarifdispositive Abrede ver¬ 
hindern, dass der Tarifvertrag der 
jeweils anderen Gewerkschaft 
durch eine etwaige Mehrheits¬ 
feststellung im Betrieb verdrängt 
werden kann. 

Die ausgehandelte Vereinba¬ 
rung sieht vor, dass eine entspre¬ 
chende Klausel zum Ausschluss 
der Verdrängungswirkung stets als 
weitere Tarifforderung gegenüber 
Arbeitgebern oder Arbeitgeberver¬ 
bänden zum Gegenstand der Ver¬ 
handlungen und zur Voraussetzung 
eines Tarifabschlusses gemacht 
wird. Beide Gewerkschaften wer¬ 
den keinen Antrag auf Feststellung 
der gewerkschaftlichen Mehrheit 
im Betrieb stellen und wollen die 
„Arbeitgeber“ gleichfalls zu einem 
solchen Antragsverzicht vertraglich 
verpflichten. 

GEW gegen 
Lehrkränemangel 

Im Kampf gegen den Lehrkräf¬ 
temangel schlägt die Gewerk¬ 
schaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) ein konkretes Maßnahmen¬ 
paket vor. Darin enthalten sind For¬ 
derungen wie die Bezahlung aller 
Lehrkräfte mindestens nach A13 
und eine schrittweise Reduzierung 
der Pflichtstundenzahl. 

Die GEW-Vorsitzende Marlis 
Tepe kritisierte: „Die Wertschät¬ 
zung des Berufes hätte erhöht wer¬ 
den müssen. Dazu gehört, die Be¬ 
zahlung zu verbessern, auch damit 
Lehrkräfte mit anderen akademi¬ 
schen Berufen mithalten. All dies 
haben die Landesregierungen ver¬ 
säumt. Stattdessen haben sie der 
Schuldenbremse und der schwarzen 
Null höchste Priorität eingeräumt. 
Dieses Sparkonzept hat großen 
Schaden angerichtet.“ 


E lektromobilität gilt als Schlüssel 
zur Zukunft der Autokonzerne. 
Immer mehr Länder erklären, aus 
Gründen des Klimaschutzes künftig 
keine neuen Autos mit Verbrennungs¬ 
motor mehr zulassen zu wollen. In 
deutschen Konzernzentralen versucht 
man noch, den Wandel auszubremsen. 
Wie ein kürzlich erschienener Bericht 
des Internetmagazins „klimaretter. 
info“ nahelegt, haben deutsche Lob¬ 
byisten erneut einen Entwurf der EU- 
Kommission für die europäische Förde¬ 
rung von Elektroautos entschärft - zum 
Wohle deutscher Konzerne. 

Dem Bericht zufolge wollte sich 
die EU-Kommission auf der Weltkli¬ 
makonferenz in Bonn wieder als Vor¬ 
reiter in Sachen Klimaschutz präsen¬ 
tieren. Ihr Plan habe unter anderem 
enthalten, Europas Autoindustrie auf 
verbindliche Klimaziele zu verpflich¬ 
ten. Matthias Wissmann, Chef des 
deutschen Verbandes der Automo¬ 
bilindustrie (VDA) habe dies meh¬ 
reren Quellen zufolge verhindert. 
Wissmann habe den Stabschef von 
Kommissionspräsident Jean-Clau¬ 
de Juncker angerufen und ihm Ins¬ 
truktionen gegeben, den Vorschlag 
der EU-Kommission abzumildern, 
erklärte demnach Greg Archer vom 
europäischen Dachverband „Trans¬ 
port and Environment“, in dem 51 
Organisationen aus 23 Ländern aus 
dem nachhaltigen Verkehrsbereich 
zusammengeschlossen sind. Konkret 
habe Wissmann durchsetzen wollen, 
dass den Autokonzernen keine Sank¬ 
tionen drohten, wenn sie die Zielvor¬ 
gaben für Elektroautos nicht erreich¬ 
ten. Sprecher der EU-Kommission 
dementierten die Einflussnahme. 

Bislang gilt die Flottenregelung: Je¬ 
der Autokonzern darf bis 2021 im Ge¬ 
samtdurchschnitt seiner produzierten 
Autos einen Ausstoß von 95 Gramm 
Kohlendioxid pro Kilometer nicht 
überschreiten. Anfang Oktober hatte 
die Agentur Reuters einen Gesetzent¬ 
wurf der EU-Kommission öffentlich 
gemacht, nach dem die europäischen 
Pkw-Flotten ihren durchschnittlichen 
C0 2 -Ausstoß bis 2030 um 25 bis 35 Pro¬ 
zent reduzieren sollen, Lkw sogar um 
30 bis 40 Prozent. 

EU-Haushaltskommissar Günther 
Oettinger (CDU), der zuvor Ener¬ 
giekommissar und Ministerpräsident 
von Baden-Württemberg gewesen 
war, sprach sich schon Ende Oktober 
beim „Auto-Gipfel 2017“ des „Han- 


In der vergangen Woche hat die Bun¬ 
desanstalt für Arbeit die Bilanz des Be¬ 
rufsberatungsjahres 2016/2017 vorgelegt. 
Raimund Becker, Vorstandsmitglied der 
Bundesagentur für Arbeit (BA), charak¬ 
terisierte dabei die Situation am Ausbil¬ 
dungsmarkt als stabil. Allerdings hätten 
regionale, berufliche und qualifikatori- 
sche Ungleichgewichte zugenommen 
und den Ausgleich teilweise erschwert. 
Deshalb sei sowohl die Zahl der unbe¬ 
setzten Ausbildungsstellen als auch die 
Zahl der unversorgten Bewerber etwas 
höher als im letzten Jahr. 

Nach den Angaben des Deutschen 
Industrie- und Handelskammertages, 
des Handwerkskammertages sowie der 
Kammern der Freien Berufe wurden 
bis zum 30. September 2017 insgesamt 
480 000 Ausbildungsverträge neu abge¬ 
schlossen. Das waren rund 5 300 mehr als 
vor einem Jahr. 

Bundesweit kamen laut der Bundes¬ 
anstalt für Arbeit auf 100 gemeldete be¬ 
triebliche Ausbildungsstellen 105 gemel¬ 
dete Bewerber. Am 30. September 2017 
sind 23 700 Bewerber noch unversorgt. 
Neben den „unversorgten Bewerbern“ 
gibt es 56 500 Bewerber, die zum 30. Sep¬ 
tember zwar in eine Alternative einge¬ 
mündet sind, ihren Vermittlungs wünsch 
in eine duale Ausbildung jedoch auf- 


delsblatts“ gegen diese Klimaziele aus. 
Sie würden oft zu ehrgeizig und unre¬ 
alistisch festgelegt. Später stelle man 
dann fest, dass diese nur „mit Ach und 
Krach“ oder gar nicht erreicht werden 
könnten. Außerdem: „Flottenvorgaben 


im Alter von 20 bis 29 Jahren haben kei¬ 
ne abgeschlossene Ausbildung, befinden 
sich nicht in Ausbildung, in einem Studi¬ 
um oder einem Freiwilligendienst. Die 
Ausbildungslosigkeit in dieser Gruppe 


der EU aus 

und Hybridautos, weshalb sie ebenfalls 
ein Interesse an schärferen Klimavor¬ 
gaben und einer stärkeren Förderung 
von Elektroautos haben dürften. So 
verwundert es nicht, dass Deutschland 
im Mai im Streit um strengere Abgas¬ 


tests von anderen EU-Ländern über¬ 
stimmt wurde. Es wird auch klar, wes¬ 
halb einzelne Länder wie Frankreich 
die EU-Kommission zu einem ehrgei¬ 
zigen Klimaschutzvorschlag gedrängt 
haben. 2013 waren strenge Vorgaben 
noch durch einen Anruf der Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel verhindert 
worden. 

Während die deutschen Lobbyisten 
angebliche Planwirtschaft in den neu¬ 
en Vorgaben der EU-Kommission wit¬ 
tern, setzen Konzernvertreter auf an¬ 
dere Formen von staatlicher Planung. 
Volkswagen-Chef Matthias Müller 
schlug beim „Autogipfel 2017“ vor, ein 
Infrastrukturministerium zu schaffen, 
das den Aufbau neuer Netze für Ener¬ 
gie und Information koordiniert. Dass 
es bei der Elektromobilität nicht voran¬ 
geht, liegt für ihn vor allem an den zer- 


liegt laut Statistischem Bundesamt bei 
13 Prozent.“ 

Regional betrachtet waren in Süd¬ 
deutschland, Hamburg, Mecklenburg- 
Vorpommern, Thüringen und im Saar¬ 
land deutlich mehr Ausbildungsstellen 
als Bewerber gemeldet. Im Gegensatz 
dazu fehlten betriebliche Ausbildungs¬ 
stellen vor allem in Berlin, Nordrhein- 
Westfalen und Hessen. Offene Stellen 
gibt es vor allem für Hotel- und Gaststät¬ 
tenberufe sowie für viele Handwerksbe¬ 
rufe, zum Beispiel im Lebensmittelhand¬ 
werk und im Lebensmittelverkauf, in der 


Orthopädie- und Rehatechnik oder in 
Bau- und Ausbauberufen. Im Gegensatz 
dazu gab es viel weniger Ausbildungs¬ 
stellen als Bewerber zum Beispiel in 
Büro- und Verwaltungsberufen, in der 


splitterten Zuständigkeiten zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden und 
dem Wirtschafts- und Verkehrsminis¬ 
terium. „Wir müssen zu einer Planung 
kommen, die auch verschiedene Indus¬ 
triebranchen mit einschließt“, sagte er 


in einem Han de/sh/art-Interview. In ei¬ 
ner solchen Zusammenarbeit müssten 
konkrete Pläne entstehen, die dann 
wirklich verbindlich seien. 

Als Vorbild diene ihm das japani¬ 
sche Wirtschaftsministerium MITI, in 
dem die Kompetenzen so gebündelt 
seien, wie es Müllers Vorstellungen 
entspreche. Diese zentrale Planung 
widerspreche nicht nur den deutschen 
Vorstellungen von Marktwirtschaft, 
gibt das Handelsblatt zu bedenken. 
Sie stünde auch im Widerspruch zum 
deutschen Föderalgedanken, der den 
Belangen von Ländern und Gemein¬ 
den in vielen Bereichen Vorrang gibt. 
Doch die notwenige Einführung neu¬ 
er Stromnetze für Ladestationen neh¬ 
me auf solche Gepflogenheiten wenig 
Rücksicht. 

Bernd Müller 


Kfz-Technik, der Informatik oder in der 
Medizinischen Fachassistenz. 

Vor diesem Hintergrund ist es be¬ 
zeichnend, dass die SPD das Thema Be¬ 
rufsausbildungsabgabe in der Diskussi¬ 
on zu den Koalitionsverhandlungen und 
in ihrer neuerlich geführten Gerechtig¬ 
keitsdebatte nicht erwähnt, was eigent¬ 
lich ihrer Beschlusslage entspricht. Es 
sei daran erinnert, dass die Soziallibera¬ 
le Koalition 1976 mit dem Ausbildungs¬ 
platzförderungsgesetz auch eine von den 
Unternehmen zu zahlende Berufsausbil¬ 
dungsabgabe als Sonderabgabe beschlos¬ 
sen hatte. Sie sollte die überbetriebliche 
Ausbildung oder Zuschüsse zur betrieb¬ 
lichen Ausbildung finanzieren. Das Bun¬ 
deskabinett sollte jährlich prüfen, ob ein 
Lehrstellenmangel vorliegt. Der Maß¬ 
stab dazu war ein Mindestüberhang von 
Ausbildungsplätzen von 12,5 Prozent der 
angebotenen Ausbildungsplätze. 

Elke Hannack kritisierte, dass bei den 
Jamaika-Sondierungen sich dazu bisher 
kein Wort zum Thema Ausbildungslosig¬ 
keit findet und erklärt: „Die Fliehkräfte 
in unserer Gesellschaft wachsen, wenn 
eine konstant hohe Zahl von Jugend¬ 
lichen den Sprung in Ausbildung nicht 
schafft und gleichzeitig eine wachsende 
Zahl an betrieblichen Ausbildungsplät¬ 
zen offen bleibt.“ Werner Sarbok 


Stabiler Mangel 

Auch aktuell fehlen Ausbildungsplätze 



Daimler hat die Kanzlerin lieb: An der Grundsteinlegung für eine der größten und moderns¬ 
ten Batteriefabriken der Welt ist mit ihr die Bundesregierung beteiligt. 


sind eigentlich Planwirtschaft“, sagte er. 
Und einen bedenklichen Fall von Plan¬ 
wirtschaft sah er in der Diskussion um 
eine Quote für Elektroautos. Lobbyist 
Wissmann pflichtete ihm bei. 

Hinter den Kulissen der Europäi¬ 
schen Kommission tobt der Konkur¬ 
renzkampf der Autokonzerne. Deut¬ 
sche Konzerne bauen vor allem Premi- 
ummodelle mit hohem Spritverbrauch 
und entsprechend hohem Ausstoß von 
Kohlendioxid. Um die Flottenvorgaben 
zu erreichen, bauten sie vor allem auf 
den Dieselmotor, dessen Absatz aber 
nach den letzten Skandalen schrumpft. 
Andere Konzerne bauen vor allem 
leichtere Wagen mit geringerem Sprit¬ 
verbrauch. Ihnen fällt es deshalb leich¬ 
ter, schärfere Klimavorgaben einzuhal¬ 
ten. Konzerne wie Volvo und Renault 
setzen schon seit längerem auf Elektro- 


rechterhalten. Ihnen stehen unbesetzte 
48 900 Ausbildungsstellen gegenüber. 31 
300 Ausbildungsplätze würden demzu¬ 
folge rein rechnerisch fehlen, allerdings 
muss das unterschiedliche regionale und 
fachspezifische Angebot berücksichtigt 
werden. 

Die stellvertretende DGB-Vorsit- 
zende Elke Hannack führte zu diesen 
Zahlen weiter aus, dass zusätzlich noch 
300 000 Jugendliche in den zahllosen 
Maßnahmen im Übergang von der 
Schule in die Ausbildung feststecken. 
„Rund 1,2 Millionen junge Menschen 


Armutsrisiko „ungelernt“ 


Von allen abhängig Beschäftigten ohne Berufsausbildung verdienten 2015 
43,6 Prozent weniger als 10,22 Euro pro Stunde 



Euro/monatlich 

Euro/jährlich 

Brutto-Gehalt 

1 798,00 

21 576,00 

Abzüge gesamt 

521,14 

6 253,73 

Netto-Gehalt 

1 276,85 

15 322,27 
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Mehr als ein Wunsch 

Die Arbeitszeitkonferenz der DKP war ein großer Erfolg. 


ie Arbeitszeitkonferenz der 
DKP „30 Stunden sind genug! - 
Für eine neue gewerkschaftliche 
Offensive zur Arbeitszeitverkürzung!“ 
fand im Haus der Essener Gewerk¬ 
schaften statt. Die Bezirke Rheinland- 
Westfalen, Niedersachsen und Ruhr- 
Westfalen hatten dazu eingeladen und 
rund 60 Teilnehmer, hauptsächlich Be¬ 
triebsräte und Vertrauensleute aus der 
ganzen Bundesrepublik, füllten den 
großen Saal des Gewerkschaftshauses 
am letzten Wochenende. 

Olaf Harms, Sekretär der DKP 
für Betriebs- und Gewerkschaftspoli- 
tik, hob in seiner Eröffnungsrede her¬ 
vor, dass die Forderung nach einer 
Arbeitszeitverkürzung mehr als der 
Wunsch nach einem schönen Leben 
sei. Die Arbeitszeitverkürzung sei ein 
notwendiges Instrument, um die Fol¬ 
gen der Digitalisierung im Interesse 
der Beschäftigten zu gestalten und für 
Menschen, die heute erwerbslos oder 
in befristeten und prekären Arbeits¬ 
verhältnissen seien, würdigere Arbeit 
zu schaffen. Dabei gehe es nicht nur 
um die Wochenstunden, sondern auch 
um die Lebensarbeitszeit. Die Arbeits¬ 
zeitverkürzung könnte ein kraftvolles 
„Stoppschild“ für die kommende Ja¬ 
maika-Bundesregierung seitens der 
arbeitenden Menschen sein. 

Die IG-Metall-Forderung nach 28 
Wochenstunden habe die Friedhofsru¬ 
he, die beim Thema Arbeitszeitverkür¬ 
zung über Jahrzehnte herrschte, been¬ 
det, konstatierte Margareta Steinrücke 
von ATTAC-Deutschland und Koordi¬ 
natorin der Initiative „Arbeitszeitver¬ 
kürzung jetzt“. Jedoch sei zu kritisieren, 
dass die IG Metall keine neue Norm¬ 
arbeitszeit mit Personal- und Lohnaus¬ 


gleich für alle im Auge habe, sondern 
ihre Forderungen alle individuell, be¬ 
fristet und mit Ausnahmeregelungen 
durchsetzt seien. Steinrücke stellte die 
Vorteile einer Arbeitszeitverkürzung 
für alle dar, aber warnte auch davor, 
dass der Klassengegner nicht zu unter¬ 
schätzen sei. 

Arbeitszeitgestaltung und Fle¬ 
xibilisierung im Interesse der 
Arbeitnehmer“ sei ein großes Thema 
bei den Beschäftigten in der Industrie, 
sagte Robert Sadowsky, 1. Bevollmäch¬ 
tigter IGM-Gelsenkirchen. Grundlage 
müsste die rechtliche Festschreibung 
von 40-Stunden-Wochen im Arbeits¬ 
zeitgesetz sein. Sonst würden alle im 
einzelnen erkämpften Arbeitszeitver¬ 
kürzungen durch das Arbeitszeitgesetz 
über kurz oder lang revidiert. 

Bei ver.di stehe die Personalbe¬ 
messung im Vordergrund der tarifpo- 
litischen Auseinandersetzungen, denn 
ohne genug Personal sei an eine Ar¬ 
beitszeitreduzierung nicht zu denken. 
Die Debatte über die Arbeitszeitver¬ 
kürzung sei zwar bei ver.di häuüg ge¬ 
fordert, aber bis jetzt noch nicht geführt 
worden, berichtete Tobias Michel von 
der ver.di-Fachkommission Kranken¬ 
häuser & Reha NRW. 

Der neue Tarifvertrag, den die EVG 
ausgehandelt hat, beinhaltet ein Wahl¬ 
modell, das den Beschäftigten überlässt 
zwischen flexibleren Arbeitszeiten, 
mehr Urlaub oder einer Reduzierung 
der Wochenarbeitszeit zu entschei¬ 
den. Auf Grundlage einer Mitglieder- 
befragung erkämpfte die EVG dieses 
Modell, so Rainer Perschewski, EVG- 
Betriebsgruppenvorsitzender und Be¬ 
triebsratsvorsitzender aus Berlin. Im 
Alltag sei die unbezahlte Mehrarbeit 


der schlimmste Feind der Arbeitszeit¬ 
verkürzung. Die meisten Beschäftigten 
haben sich für mehr Urlaub entschie¬ 
den, weil man dort auf der sicheren 
Seite sei. 

In den Diskussionen zu den Rede¬ 
beiträgen wurde unterstrichen, dass 
Arbeitszeitverkürzung den Beleg¬ 
schaften nur mit einem Personal- und 
Lohnausgleich zu vermitteln sei. Den¬ 
noch ist die Mobilisierung schwer, weil 
viele Belegschaften um den Arbeits¬ 
platzerhalt kämpfen würden, ohne 
Unterstützung aus der Gesellschaft. 
Die Arbeiter und Angestellten müs¬ 
sen erst konkrete Aktionen erleben 
und lernen, was Solidarität bedeutet. 
Eine Möglichkeit, die ein Genosse aus 
Hamburg vorstellte, ist ein Bündnis für 
Arbeitszeitverkürzung, welches Argu¬ 
mente erarbeitet und sie mit Hilfe der 
Ge wer schäften mit den Belegschaften 
diskutiert. Ein anderes Problem sei, 
wie man die outgesourcten Belegschaf¬ 
ten in einem Betrieb, die ihr Dasein im 
Niedriglohnsektor fristen, mit ins Boot 
holen kann. Stammbelegschaften und 
Leiharbeiter müssen dazu Hand in 
Hand für ihre gemeinsamen Interessen 
kämpfen. Ein solches Interesse kann 
die Arbeitszeitverkürzung sein, wenn 
man dadurch die Leiharbeit effektiv 
bekämpfen kann. 

Peter Köster vom DKP-BezirksVor¬ 
stand Ruhr-Westfalen sieht die rege 
Beteiligung an der Konferenz und an 
den Diskussionen als ein deutliches 
Zeichen, dass die DKP mit ihrer For¬ 
derung nach 30 Stunden pro Woche auf 
dem richtigen Weg sei und einen ernst¬ 
zunehmenden Bündnispartner darstel¬ 
len kann. 

Christoph Hentschel 


Kein Konzept für die Rente 

Soziale Sicherung ist kein Thema für die Regierungsbildung 


Nach den Verhandlungen am gestrigen 
Donnerstag (nach Redaktionsschluss 
dieser UZ) gibt es vielleicht auch mehr 
Klarheit über die Rentenpolitik der 
möglichen künftigen Jamaika-Koaliti¬ 
on. Keine der beteiligten Parteien hatte 
in ihrem Programm zu den Bundestags¬ 
wahlen ein schlüssiges Rentenkonzept 
vorgelegt. Die Unionsparteien hatten 
sich in ihrem Wahlprogramm dafür 
gefeiert, die Rente mit 67, die Zurech¬ 
nungszeiten für Erwerbsminderungs¬ 
renten erhöht und eine „Mütterrente“ 
eingeführt sowie mit „der schrittweisen 
Rentenangleichung Ost-West“ begon¬ 
nen zu haben. Sie gehen davon aus, dass 
das Rentenniveau weiter sinken wird. 
Die FDP hatte ein „flexibles Renten¬ 
eintrittsalter“ gefordert und mehr pri¬ 
vate Vorsorge. Die Grünen wollten le¬ 
diglich das Rentenniveau stabilisieren 
und blieben ansonsten vage. 

Und so wurde schon nach der ers¬ 
ten Verhandlungsrunde in den Son¬ 
dierungsgesprächen über eine mögli¬ 
che weitere Flexibilisierung der Rente 
und die Abschaffung der Rente mit 63 
spekuliert. Jens Spahn (CDU),Teilneh¬ 
mer der Sondierungsgespräche, hatte 
im Vorfeld der Verhandlungsrunde in 
der vorigen Woche gefordert die Rente 
mit 63 abzuschaffen. In Kapitalkreisen 
wurde daraufhin wieder einmal der an¬ 
gebliche Mangel an Fachkräften durch 
die „Frühverrentung“ beklagt. Micha¬ 
el Hüther, der Direktor des kapitalna¬ 
hen Instituts der deutschen Wirtschaft 
(IW) in Köln, erklärte, die Rente mit 63 
müsse „rückabgewickelt“ werden. Zu¬ 
dem müsse man darüber nachdenken, 
ab 2029 das Renteneintrittsalter auch 
über 67 Jahre hinaus zu erhöhen. 

Andere fürchten dagegen offen¬ 
bar die Auseinandersetzung mit den 
Gewerkschaften. Denn der IG-Me- 
tall-Vorsitzende Jörg Hoffmann hatte 
Anfang der Woche erklärt, die Rente 
mit 63 einzuschränken oder gar ab¬ 
schaffen zu wollen, sei eine sozialpoli¬ 
tische Provokation. Das geschäftsfüh¬ 
rende Vorstandsmitglied der IG Me¬ 


tall, Hans-Jürgen Urban, erklärte laut 
„Wirtschaftswoche“: „An einen Job mit 
über 70 ist für Elektriker, Schlosser und 
Fahrzeugbauer nicht zu denken. Im Ge¬ 
genteil: Sie schaffen es oft nicht bis zur 
Regelaltersgrenze. Ihnen die Rente ab 
63 zu nehmen, bedeutet nichts anderes 
als Rentenkürzung.“ Anfang der vori¬ 
gen Woche hatte Annelie Buntenbach, 
DGB-Vorstandsmitglied, betont: „Wer 
die Rente mit 63 zurückdrehen will, ig¬ 
noriert schlicht die Lebenswirklichkeit 
vieler Menschen.“ Es müsse mehr statt 
weniger Möglichkeiten für Beschäftigte 
geben, vor dem 67. Lebensjahr in Ren¬ 
te zu gehen, forderte die Gewerkschaf¬ 
terin. Viele Menschen erreichten schon 
heute nicht den regulären Rentenbe¬ 
ginn, etwa aufgrund arbeitsbedingter 
Belastungen, gesundheitlicher Ein¬ 
schränkungen oder fehlender Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten für Ältere. „Diese 
Menschen fallen heute regelmäßig lan¬ 
ge Jahre ins Hartz-IV-System, womit 
jahrzehntelange Arbeit entwertet wird.“ 
Spahn hatte - und gab sich dabei 
besonders „sozial“ - gegenüber der 
„Rheinischen Post“ auch erklärt, die 


neue Regierung solle „diese Frühver¬ 
rentung auslaufen lassen und mit den 
eingesparten Milliarden lieber die 
Renten von Witwen oder Erwerbsge¬ 
minderten stärken“. Annelie Bunten- 
bach forderte dagegen den Sinkflug des 
Rentenniveaus zu stoppen. Und wer für 
Erwerbsgeminderte und Witwen etwas 
tun wolle, „darf dies nicht zu Lasten von 
langjährig Versicherten tun, sondern 
muss zusätzliche Lösungen anbieten“. 

Nicht verwunderlich ist im Zu¬ 
sammenhang mit der Rentendebatte, 
dass in einigen Medien wie „Zeit-On- 
line“ am Mittwoch der vorigen Woche 
„nachgelegt“, über angebliche „Sonder¬ 
regelungen“ im Zusammenhang mit der 
Rente mit 63 fabuliert und ganz im In¬ 
teresse des Kapitals eine weitere Flexi¬ 
bilisierung des Renteneintrittsalters - 
mit entsprechenden Ab- oder Aufschlä¬ 
gen - gefordert wurde. Das ist wohl der 
entscheidende Punkt. Und der Druck 
auf die Beschäftigten soll erhöht wer¬ 
den, diese gegeneinander ausgespielt 
werden, statt die gesetzliche Rente zu 
stärken, das Rentenniveau wieder zu 
erhöhen. Nina Hager 



Die Altersarmut wird weiter steigen. Rentenerhöhungen ste¬ 
hen nicht auf dem Programm der Jamaika-Koalitionäre. 


Manfred Dietenberger zur Rentendebatte in Neu-Jamaika 


Weg mit dem 
Sozialklimbim 


Der Klassencharakter des Staates 
als ideeller Gesamtkapitalist kommt 
unter der künftigen buntscheckigen 
Regierungskoalition nun klarer zum 
Vorschein. Diese Vierer-Bande des 
Kapitals steht bereit, den noch vor¬ 
handenen, der weiteren Profitmaxi¬ 
mierung aber im Wege stehenden „So- 
zialklimbim“, abzuräumen. 

Dazu gehört auch seit 2014 die von 
Bundesarbeitsministerin Andrea Nah¬ 
les mit dem Slogan „Nicht geschenkt, 
sondern verdient“ angepriesene Rente 
mit 63. Dafür erntete sie das dicke Lob 
der Gewerkschaften. Jetzt, drei Jahre 
später, sollen sich Union, FDP und 
darauf verständigt haben, die Rente 
mit 63 teilweise wieder abzuschaffen. 
Auf diese Meldungen folgten heftige 
Dementis etwa der Art überzeugend 
wie das von Alexander Dobrindt. Der 
sagte, es sei „erkennbar nichts auf¬ 
geschrieben worden“, daher gebe es 
„schon wieder“ eigene Interpretatio¬ 
nen. 

Aber Jens Spahn (CDU) hatte da¬ 
vor frech und medienwirksam unter 
dem Beifall-Geheule der Unterneh¬ 
mer die Abschaffung der Rente mit 
63 ohne Abschläge bei 45 Beitragsjah¬ 
ren verlangt. Die aber bedeutet eine - 
wenn auch viel zu geringe - Entlastung 
für die immer stärker unter körperli¬ 
chem physischem Druck stehenden 
arbeitenden Menschen. Fakt ist doch, 
nicht nur die viel zitierten Maurer und 
Dachdecker sind kaum mehr in der 
Lage, bis zum regulären Rentenein¬ 
trittsalter mit 67 zu arbeiten. Eins ist 
klar: Sozialer wird es für die arbeiten¬ 
den Menschen unter Schwarz-Gelb- 
Grün auf jeden Fall nicht. Um das zu 
ahnen, muss man kein Spökenkieker 
sein. 

Da reicht ein Blick auf Jamaika in 
Schleswig-Holstein. Kaum an der Re¬ 


gierung beschloss die Kieler Koaliti¬ 
on, den von der Vorgängerregierung 
eingeführten Landesmindestlohn von 
9,18 Euro bis zum Jahr 2019 einzufrie¬ 
ren und wieder auf den gesetzlichen 
zurückzufahren. Schon im Koalitions- 
Vertrag versprachen sich die Koalitio- 



Manfred Dietenberger 


näre, gemeinsam darauf hinzuwirken, 
die Dokumentationspflichten zum 
Mindestlohn „angemessen zu reduzie¬ 
ren“. Bei der Absichtserklärung blieb 
es nicht, ein von Schleswig-Holstein 
eingereichter Gesetzesantrag hegt 
jetzt schon beim Bundesrat. 

Es ist an der Zeit, dass die Gewerk¬ 
schaften sich im Interesse der arbei¬ 
tenden Menschen von der Kungelei 
mit den Regierenden verabschieden 
und nicht länger versuchen, sich ih¬ 
nen als Bittsteller anzubiedern, son¬ 
dern endlich zur ihrer ureigensten 
Rolle als Gegenmacht zu Kapital und 
Regierung zurückkehren. 


Dokumentiert 

G 20 -Gipfel in Hamburg, Grundrechte und die 
Gewerkschaften 


Wir sind Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter und haben an den 
verschiedenen Aktivitäten gegen den 
G20-Gipfel in Hamburg teilgenom¬ 
men. Wir haben uns an den Demons¬ 
trationen beteiligt, haben auf dem 
Gegengipfel diskutiert, zivilen Unge¬ 
horsam erprobt oder Menschen unter¬ 
gebracht, die zu den Hamburger Ge¬ 
genaktivitäten angereist waren, haben 
vor Ort in den Betrieben mit Kolle¬ 
ginnen und Kollegen kritisch über 
den Gipfel diskutiert und vieles mehr. 
Auch als Gewerkschafterinnen sehen 
wir die Notwendigkeit einer persön¬ 
lichen, organisationsinternen, institu¬ 
tioneilen und politischen Aufarbei¬ 
tung der Geschehnisse um den G20 in 
Hamburg als unerlässlich an; sie hat 
gerade erst begonnen. Einen Beitrag 
hierzu haben wir im Rahmen einer ge¬ 
werkschaftlichen Auswertungsveran¬ 
staltung geleistet, in der die folgenden 
Positionen entstanden sind. 

Als Gewerkschafterinnen und Ge¬ 
werkschafter, die sich aktiv in die Pro¬ 
teste eingebracht haben, fordern wir: 

★ Einschränkungen von Grundrech¬ 
ten vehement zurückweisen! Die Ge¬ 
schehnisse rund um den Gipfel müs¬ 
sen aufgeklärt werden, auch staatli¬ 
ches Handeln muss kritisch hinterfragt 
werden. Ein parlamentarischer Unter¬ 
suchungsausschuss ist alternativlos, so¬ 
wie eine unabhängige Untersuchung 
der G20-Geschehnisse. Wir fordern 
darüberhinaus als Konsequenz aus 
den Ereignissen, dass in Hamburg 
eine unabhängige Beschwerdestelle 
zur Untersuchung von polizeilichem 
Fehlverhalten und Vergehen einge¬ 
richtet wird. 

★ Wir verurteilen die politische Het¬ 
ze und die kollektive Kriminalisierung 


der Gegenproteste. Die populistisch 
und postfaktisch begründeten Forde¬ 
rungen nach weiteren Einschränkun¬ 
gen unserer Grundrechte sind ein An¬ 
griff auf uns Alle. Sie widersprechen 
unseren gewerkschaftspolitischen 
Grundsätzen. 

★ Ziviler Ungehorsam zur Durchset¬ 
zung unserer politischen Ziele bleibt 
Bestandteil unserer gewerkschaftli¬ 
chen Praxis! In der Geschichte der 
Gewerkschaften gehörte ziviler Unge¬ 
horsam schon immer zur politischen 
Praxis: Ohne kollektiven Regelüber¬ 
tritt gäbe es heute kein Streikrecht. 
Im Rahmen der Proteste gegen den 
G20 gab es z.B. die Blockade von Re¬ 
gierungskonvois oder den Bildungs¬ 
streik. Daher sind wir solidarisch mit 
allen Kolleginnen, die in Folge ihrer 
Beteiligung an den Protesten von Re¬ 
pression betroffen sind. 

★ Als Gewerkschaften müssen wir un¬ 
seren gesellschaftspolitischen Hand¬ 
lungsauftrag wahrnehmen. Hierzu 
gehört auch die bundesweite Mobili¬ 
sierung zu den Gegenprotesten eines 
G20-Gipfels und die damit verbun¬ 
dene, breit angelegte Bündnisarbeit 
mit anderen Akteuren der Zivilgesell¬ 
schaft. Gesellschaftliche Gestaltung 
findet nicht ausschließlich in politi¬ 
schen Kamingesprächen (bspw. L20) 
statt, sie gehört ebenfalls auf die Straße 
getragen. Eine Beteiligung und (Mit-) 
Gestaltung dieser muss wieder zu un¬ 
serem Selbstverständnis gehören! 

Als Gewerkschafterinnen und Ge¬ 
werkschafter werden wir uns an der 
Verteidigung unserer demokratischen 
Grundrechte beteiligen! 

Mehr Infos unter wirmuessenreden. 
wordpress.com 
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Eine kurze Ehe 

Laschet und Lindner und ihre NRW-Politik 


V or ziemlich genau einem hal¬ 
ben Jahr, am 14. Mai, bescherte 
die Wahl zum 17. NRW-Landtag 
CDU und FDP in Düsseldorf ein Fest: 
Beide Parteien bekamen zusammen 
100 von 199 Sitzen. Die SPD war bei 
der Brautschau mit -7,9 auf 31,2 Pro¬ 
zent (69 Sitze) auf das schlechteste Er¬ 
gebnis seit 1947 abgerutscht. Die Ehe 
der beiden neuen Protagonisten Armin 
Laschet (CDU) und Christian Lindner 
(FDP) hielt bis zur Bundestagswahl am 
24. September. Lindner verließ das Par¬ 
lament am Rhein und ist seitdem auf 
Brautschau an der Spree. 

Die kurze Ehe hat Spuren hinterlas¬ 
sen: Schleimspuren und Kratzer. Nach¬ 
zulesen in der Etatplanung für 2018. 
Diese Planung für NRW ist in Teilen 
eine Blaupause beider Parteien für die 
„Sondierungsgespräche“ von CDU/ 
CSU, FDP und Grünen in Berlin. 

Dabei gab es opulente Steilvorlagen 
für den Bereich Einnahmen und Aus¬ 
gaben, die bei der FDP an die Steuer¬ 
senkungsversprechen von 2010 erin¬ 
nern. Die Klientel der Hotel-Konzerne 
wurde blitzartig bedient. An der FDP 
blieb der Titel „Mövenpick-Partei“ haf¬ 
ten. August von Finck („Mövenpick“) 
honorierte den milliardenschweren 
Steuernachlass bei Hotelübernachtun¬ 
gen (von 19 auf 7 Prozent) mit einer 
Millionenspende an die Klientel-Partei. 

In ähnlicher Geschwindigkeit agier¬ 
ten jetzt CDU und FDP in Düsseldorf 
im Interesse der Immobilienkonzerne. 
Die Mietpreisbremse, die sich ohnehin 
als wenig hilfreich für den Mieterschutz 
erwiesen hatte, wurde als eine der ers¬ 
ten Maßnahmen gänzlich gekippt - 
statt sie im Interesse der Mieter zu 
einem brauchbaren Instrument gegen 
Mietsteigerungen zu „reformieren“. 
Auch dies eine CDU/CSU/FDP-Steil- 
vorlage für die Sondierungsgespräche 
am Reichstag. Einer Zwischenbilanz in 
Berlin ist zu entnehmen, dass der Woh¬ 
nungsbau angekurbelt werden soll. 

Auch andere Politikfelder zeigen 
Parallelen zwischen Rhein und Spree: 
Laschet und Lindner waren sich schnell 
einig, dass die Polizei in NRW aufge¬ 
stockt werden müsse. Finanzpolitik: La¬ 
schet verspricht einen ausgeglichenen 
Landeshaushalt für NRW, wenn auch 
nicht für sofort, aber danach. Über die 
gesamte Legislaturperiode jedenfalls 
soll es keine neuen Schulden geben. 


Das erinnert an Schäubles „schwarze 
Null“. Allerdings: Aktuell bleibt es bei 
roten Zahlen, denn vor ein paar Tagen 
wurde im Landtag der Nachtragshaus¬ 
halt mit den Stimmen von CDU und 
FDP - und neuen Schulden (1,55 Mil¬ 
liarden Euro) - verabschiedet. 500 Mil¬ 
lionen Euro davon sollen in die Kitas 
gehen, 150 Millionen in die Kliniken. 
Bezahlt werden 2300 Kommissaran¬ 
wärter und 118 Stellen beim „Verfas¬ 
sungsschutz“. Alle Parteien - in Berlin 
und in Düsseldorf - sind sich einig, dass 
für die Schulen mehr Geld in die Hand 
genommen werden muss, um im inter¬ 
nationalen Vergleich nicht vollends 
auf der Strecke zu bleiben. Dazu gibt 
es taufrische Zahlen. Die Bertelsmann- 
Stiftung ließ ermitteln, dass 2,8 Milli¬ 
arden Euro in die digitale Ausstattung 
investiert werden müssten. Das Geld 
müsste in Technik, Konzepte und Per¬ 
sonal gesteckt werden. Diese Ausgaben 
sind kein humanitäres Anliegen, son¬ 


dern eine Investition in die Berufsfä¬ 
higkeit. 300 000 Euro müssten pro Jahr 
in eine weiterführende Schule gesteckt 
werden, 45 500 in die Grundschule. Pro 
Schüler wären das 400 Euro bzw. 260 
Euro in der Grundschule. Bei Smart- 
phones und Tablets geht es insgesamt 
um 800 Millionen Euro. Dazu gibt es 
allerdings Fragen: Wie hoch ist der El- 
ternanteil für die häusliche Technik? 
Und die nächste Frage: Woher kom¬ 
men die fehlenden 1,8 Milliarden Euro, 
wenn die Bundesregierung nur eine 
Milliarde Euro beisteuern will. 

Laschet, der Sohn eines Steigers 
und späteren Grundschulleiters, han¬ 
delte sich für die neuen Schulden hef¬ 
tige Kritik ein. Von den oppositionel¬ 
len Grünen, denen er seit 1995 im Bon¬ 
ner italienischen Restaurant „Sassella“ 
noch in der „Pizza-Connection“ ver¬ 
bunden war. Die Bezeichnung „Pizza 
Connection“ geht auf den Namen eines 
sizilianischen Drogenrings in den USA 


zurück ... Und heute sind viele von ih¬ 
nen Minister und Partei-Granden. 

Trotz der gestiegenen Aufgabenfül¬ 
le - mehr Polizei, mehr Kitas und Geld 
für Kliniken - wird in Berlin gleichzei¬ 
tig über Steuererleichterungen nachge¬ 
dacht. Finanzieller Mehrbedarf dürfte 
auch entstehen, wenn die Versprechun¬ 
gen zur Bildungspolitik umgesetzt wer¬ 
den sollten. Die plötzliche Geldfülle 
geht nicht auf Laschet oder Lindner zu¬ 
rück, sondern auf Steuermehreinnah¬ 
men durch eine Konjunkturschwan¬ 
kung und die Niedrigzinspolitik. 

Die reale Politik wird von einem 
Image-Wechsel des Ministerpräsi¬ 
denten begleitet: Laschets Vorgän¬ 
gerin Hannelore Kraft (SPD) wurde 
unglaubwürdig als „Kümmerin“ ver¬ 
marktet. Laschet ist nun „der Macher“. 
Da wird viel verbalisiert. Für manche 
Talkshow-Beobachter ist er der be¬ 
scheiden wirkende Viel(ver)sprecher, 
der sich hinsichtlich Einschaltquote 


und Themenbereichen mit dem legen¬ 
dären Rekordhalter Wolfgang Bosbach 
(CDU) messen könnte. 

Symbolpolitik für die Bescheiden¬ 
heit: Laschets Umzug aus dem gläser¬ 
nen Düsseldorfer „Stadttor“ ins tra¬ 
ditionelle Landeshaus. Erster Mieter 
im Stadttor war als Ministerpräsident 
der „Macher“ Wolfgang Clement (Ex¬ 
SPD). Nach Angaben des Handels¬ 
blattes kostet der Umzug jetzt 787 000 
Euro. Also weniger sparsam. Noch be¬ 
scheidener und symbolträchtiger als 
Laschet war allerdings SPD-Minister- 
präsident Johannes Rau. Der residier¬ 
te in der Villa Horion am Landeshaus. 
Wegen der verbindenden Nachbar¬ 
schaft zu einem großen NRW-Konzern 
spricht der Volksmund bei der Villa 
Horion auch von Thyssens Pförtner¬ 
haus. Im Jahr 2020 muss NRW durch 
die Schuldenbremse ohne neue Kredite 
auskommen ... 

Uwe Koopmann 



Einigen oder Scheitern? abrüsten statt auf rüsten 

Die Sondierungen für die Jamaika-Koalition sind in der entscheidenden Phase „Keine Erhöhung der Rüstungsausgaben - Abrüsten 

5 ist das Gebot der Stunde“ 


Gibt es vielleicht doch Neuwahlen? 
Oder einigen sich die Unionspartei¬ 
en, FDP und Grünen in wesentlichen 
Streitfragen? In dieser Woche kann 
sich das entscheiden. Am 16. Novem¬ 
ber soll, wenn man sich verständigt 
hat, in großer Runde ein gemeinsames 
Papier diskutiert und verabschiedet 
werden, das als Grundlage für die Ent¬ 
scheidungen der Parteien dienen soll, 
ob sie tatsächlich in formelle Verhand¬ 
lungen über eine Jamaika-Koalition 
eintreten. 

Doch die Zwischenbilanz der 
Verhandlungen fiel am vorigen Frei¬ 
tag noch mehr als „mau“ aus: Einige 
Themen wurden noch gar nicht be¬ 
handelt, bei anderen ist man sich in 
wesentlichen Fragen nicht einig, strei¬ 
tet sich deshalb weiter vor allem mit 
den Grünen um die Klima-, Energie- 
und Flüchtlingspolitik, aber auch um 
eine andere Agrar- sowie Verkehrs¬ 
politik. Doch sind die Gegensätze 
unüberbrückbar? Jan Körte, 1. par¬ 
lamentarischer Geschäftsführer der 
Bundestagsfraktion der Partei „Die 
Linke“, hat da seine Zweifel: „Auch 
wenn jetzt natürlich die Differenzen 
betont werden, um den Preis noch et¬ 
was hochzutreiben, zeichnet sich hin¬ 
ter den Kulissen bereits ab, wohin die 
Reise mit der schwarzen Ampel ge¬ 
hen wird: An der schwarzen Null wird 
festgehalten und die Vermögensteu¬ 


er ist vom Tisch. Gleichzeitig soll es 
Steuergeschenke für Konzerne und 
etwas mehr Internet geben. Sozia¬ 
ler Wohnungsbau, Ostdeutschland, 
Abrüstung, Bürgerrechte? Überall 
weitgehend Fehlanzeige. So werden 
die Unterfinanzierung der Kommu¬ 
nen und die soziale Spaltung weiter 
zementiert. Das freut den Bundes¬ 
verband der Deutschen Industrie, 
dessen Forderungsliste die Sondierer 
brav abarbeiten. Allen, die an mehr 
Gerechtigkeit interessiert sind, muss 
die Entwicklung allerdings große Sor¬ 
gen bereiten.“ Und er stellte in seiner 
Presseerklärung am 3. November 
weiter fest: „Bei so einem Zwischen¬ 
ergebnis hätte vor einigen Jahren nor¬ 
malerweise jeder angenommen, dass 
die Grünen aus den Sondierungen 
aussteigen müssen.“ 

In dieser Woche soll nun fast je¬ 
den Tag verhandelt werden. Am Don¬ 
nerstag und Freitag dieser Woche ste¬ 
hen einige der Streitpunkte auf der 
Tagesordnung. Am Donnerstag wird 
über die Themen „Innen, Sicherheit, 
Rechtsstaat“, „Klima, Energie, Um¬ 
welt“ beraten. In der Runde über 
„Arbeit, Rente, Gesundheit, Pflege, 
Soziales“ wird gewiss auch über die 
Forderungen von Kapitalvertretern 
nach einer Änderung des Arbeitszeit¬ 
gesetzes diskutiert, am Freitag über 
„Wirtschaft, Verkehr“, „Kommunen, 


Wohnen, Ehrenamt, Kultur, Gleich¬ 
wertigkeit der Lebensbedingungen“ 
sowie „Landwirtschaft, Verbraucher¬ 
schutz“. Danach will man erneut eine 
Zwischenbilanz ziehen. 

Was aber, wenn man sich - entge¬ 
gen der pessimistischen Sicht von Jan 
Körte - doch nicht einigt? Die FDP 
hat da schon vorgesorgt. Am Sonntag 
erklärte ihr Parteivorsitzender Chris¬ 
tian Lindner vorsorglich, seine Partei 
habe „keine Angst vor Neuwahlen“. 
Die Punkte der FDP müssten sich 
spürbar in einem Koalitionsprogramm 
wiederfinden. „Wenn das nicht möglich 
ist, gehen wir in die Opposition.“ Und 
die Grünen, von denen einige unbe¬ 
dingt wieder mitregieren wollen, kom¬ 
men den Jamaika-Unterhändlern von 
Union und FDP im Tauziehen um die 
Klimapolitik in einem wichtigen Punkt 
entgegen. Sie beharren nicht länger da¬ 
rauf, bei einer Koalitionsvereinbarung 
das Ende des Verbrennungsmotors 
im Jahr 2030 festzuschreiben. „Mir ist 
klar, dass wir alleine nicht das Endda¬ 
tum 2030 für die Zulassung von fossi¬ 
len Verbrennungsmotoren durchsetzen 
werden können“, sagte Parteichef Cem 
Özdemir. 

Andere in dieser Partei hoffen 
wohl darauf, im Falle von Neuwah¬ 
len Stimmen dazuzugewinnen. - Und 
dann? 

Nina Hager 


In einem deutlichen und dringenden 
Abrüstungsaufruf wendet sich ein un¬ 
gewöhnlich breites gesellschaftliches 
Bündnis an die Öffentlichkeit. Dazu 
zählen der Nobelpreisträger Paul 
Crutzen, die Gewerkschaftsvorsitzen¬ 
den Reiner Hoffmann (DGB), Frank 
Bsirske (ver.di), Michaela Rosenber¬ 
ger (NGG) und Marlis Tepe (GEW), 
die Theologin Margot Käßmann, füh¬ 
rende Vertreter der Umweltbewe¬ 
gung wie der DNR Vorsitzende Kai 
Niebert und der BUND Vorsitzende 
Hubert Weiger, Wissenschaftlerln- 
nen wie Gesine Schwan, Ernst Ulrich 
von Weizsäcker, Frigga Haug und Ul¬ 
rich Brand, Politikerinnen aus drei 
Parteien wie die Abgeordneten des 
deutschen Bundestages Ernst Röspel 
(SPD), Katja Kipping (DIE LINKE.) 
und Katja Keul (Bündnis90/die Grü¬ 
nen), Kulturschaffende wie Wolf gang 
Niedecken, Udo Lindenberg, Renan 
Demirkan und der Journalist Franz 
Alt, sowie Aktivistinnen der Friedens¬ 
bewegung. 

Sie fordern in Sorge um die zu¬ 
künftige Entwicklung unseres Landes 
von der (neuen) Bundesregierung: 

„Keine Erhöhung der Rüstungs¬ 
ausgaben - Abrüsten ist das Gebot 
der Stunde“ 

Mit dem Aufruf warnen die Un¬ 
terzeichnerinnen vor weiterer Auf¬ 


rüstung und fordern, endlich abzurüs¬ 
ten - nur damit könnten die großen 
Herausforderungen gelöst werden. 

In dem Aufruf heißt es: 

„Die Bundesregierung plant, die 
Rüstungsausgaben nahezu zu verdop¬ 
peln, auf zwei Prozent der deutschen 
Wirtschaftsleistung (BIP). So wurde 
es in der NATO vereinbart. Zwei Pro¬ 
zent, das sind mindestens weitere 30 
Milliarden Euro, die im zivilen Bereich 
fehlen, so bei Schulen und Kitas, sozi¬ 
alem Wohnungsbau, Krankenhäusern, 
öffentlichem Nahverkehr, kommu¬ 
naler Infrastruktur, Alterssicherung, 
ökologischem Umbau, Klimagerech¬ 
tigkeit und internationaler Hilfe zur 
Selbsthilfe.“ 

Die mehr als 90 Erstunterzeichne¬ 
rinnen warnen eindringlich: 

„Militär löst keine Probleme. 
Schluss damit. Eine andere Politik 
muss her. 

Damit wollen wir anfangen: Militä¬ 
rische Aufrüstung stoppen, Spannun¬ 
gen abbauen, gegenseitiges Vertrauen 
aufbauen, Perspektiven für Entwick¬ 
lung und soziale Sicherheit schaffen, 
Entspannungspolitik auch mit Russ¬ 
land, verhandeln und abrüsten. 

Diese Einsichten werden wir über¬ 
all in unserer Gesellschaft verbreiten. 
Damit wollen wir helfen, einen neuen 
Kalten Krieg abzuwenden.“ 
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Die Flamme der Revolution 


Eine Leipziger Konferenz zur Oktoberrevolution 


A m 7. November 1917 läutete der 
Schuss des Panzerkreuzers Au¬ 
rora die Große Sozialistische 
Oktoberrevolution ein, die die Grund¬ 
lage für den Frieden in Europa legte 
und das bedeutendste Ereignis des 20. 
Jahrhunderts darstellt. Mit diesem Ge¬ 
danken leitete Siegfried Kretzschmar 
vom Marxistischen Forum Sachsen 
am vergangenen Wochenende vor ca. 
60 Besuchern die Konferenz „Macht¬ 
eroberung 1917 und Machtfrage heute“ 
ein, zum 100. Jahrestag der Oktober¬ 
revolution, veranstaltet von Genossen 
der Linkspartei, des Rotfuchs Förder¬ 
vereins, der DKP und SDAJ Leipzig 
sowie anderer Organisationen. Die 
Flamme dieser Revolution sei zwar 
erloschen, aber ihre wissenschaftliche 
Analyse immer noch notwendig. 

Warum das so ist, zeigte der Jour¬ 
nalist Arnold Schölzel, der der Formel 
vom „Ende der Geschichte“, entgegne- 
te: Statt Ausbreitung von Kapitalismus 
mit sozialem Antlitz und Demokratie 
wurden staatsterroristische Gewalt 
durch die USA und ihren Verbündeten 
sowie extreme ökonomische und poli¬ 
tische Diktate der stärksten kapitalisti¬ 
schen Länder in den letzten 26 Jahren 
bestimmend. So bleibe die Frage heute 
die gleiche, vor die auch die Oktober¬ 
revolution gestellt wurde: Sozialismus 
oder Barbarei. Zu den Ideen, die von 
ihr in die Welt getragen wurden, gehöre 
„die einer unmittelbar von den Volks¬ 
massen getragenen Staatsmacht“, und 
zwar sowohl bei der Eroberung der po¬ 
litischen Macht durch die Sowjets und 
beim Aufbau des Sozialismus. Ihre Ver¬ 
teidigung und erneuter Aufbau bleibt 
das, „womit die heutige sozialistische 
Bewegung beginnen kann.“ Der Kampf 
drehe sich um Frieden und Demokrati¬ 
sierung. „Auf bestimmte Formen kann 
er nicht festgelegt werden.“ 

Nach Steve Hollasky von der SAV - 
Sozialistische Alternative, hat die Ok¬ 
toberrevolution bewiesen, dass „es 
geht“, und: „So schnell kann es gehen.“ 
Sie zeigte sich als Weg, den Krieg zu 
überwinden, die politische Macht der 
Arbeiter und Bauern zu errichten und 
elementare Rechte zu verwirklichen. 
Die Spontanität der Massen und ihre 
Bereitschaft zum Klassenkampf waren 
dafür entscheidend, führten aber nur 
zum Erfolg, weil es die Bolschewiki 



verstanden, „die Entwicklung des Be¬ 
wusstseins voranzutreiben“ und „für 
sich und die Revolution nutzbar“ zu 
machen. In Anlehnung und Abgren¬ 
zung zur Kritik an der Stalinzeit for¬ 
mulierte Ekkehard Lieberam vom 
Marxistischen Forum Sachsen: „Die 
Sowjetmacht brauchte eigene hand¬ 
lungsfähige sozialistische Staatsorgane. 
Neben dem Kommunestaat trat der Ei¬ 
gentümerstaat [...]. Sozialistische De¬ 
mokratie als Kontrolle des sozialisti¬ 
schen Staates und der Partei von unten 
wurde zu einer zentralen Frage.“ Die 
Oktoberrevolution sei als „frühe so¬ 
zialistische oder frühsozialistische Re¬ 
volution“ zu bewerten, ohne Wunsch¬ 
denken und ungesicherten Prognosen 
zu erliegen. Das bedeute aber nicht, 
„dass das alles Frühsozialismus gewe¬ 
sen ist“. Die materiellen Existenzbedin¬ 
gungen für eine sozialistische Gesell¬ 
schaft waren gegeben, aber gesicherte 
Erkenntnisse seien, „dass der sozialisti¬ 
sche Staat für lange Zeit notwendig ist“ 
und dass „über die Unzulänglichkeiten 
und ungelösten Probleme auf diesem 
Gebiet nachgedacht werden muss“. 

Für einen Neuanfang des Über¬ 
gangs zum Sozialismus plädierte der 


Historiker Volker Külow. Ein alltags¬ 
taugliches Revolutionskonzept besitze 
heute keine linke Partei und, „wie ein 
zeitgemäßes revolutionäres Subjekt 
aussehen kann“, sei weitgehend of¬ 
fen. Die Oktoberrevolution wirkte als 
„Leitrevolution“ für das 20. Jahrhun¬ 
dert wie 1789 für das vorherige, um aus 
dem imperialistischen Weltsystem und 
-krieg auszubrechen. Sie sei aber auch 
ein frühsozialistischer Versuch mit tie¬ 
fen Widersprüchen. Der Begriff „Sta¬ 
linismus“ diene als Schlagwort gegen 
den Sozialismus, aber nicht jede Kritik 
an ihm ende im Antikommunismus. 
Die Demokratie sei daher die entschei¬ 
dende Frage für den Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts. 

Als eine Phase der ursprünglichen 
Akkumulation, wie sie sich in den west¬ 
lichen kapitalistischen Staaten mit ho¬ 
her Brutalität in 350 Jahren abspielte, 
charakterisierte Georg Fülberth die 
Geschichte Russlands 1861 bis 1941. 
Infolge des Scheiterns der Revolution 
in den entwickelten kapitalistischen 
Staaten vollzog die Oktoberrevoluti¬ 
on bis 1991 den Übergang Russlands 
vom Feudalismus zum Kapitalismus. 
Der Frühsozialismus könne beschrie¬ 


ben werden als „eine auf öffentlichem 
Eigentum beruhende Gesellschafts¬ 
form, die noch keine eigene ausrei¬ 
chende technische und ökonomische 
Basis hatte und diese auch nicht haben 
konnte.“ Ein zukünftiger Sozialismus 
wird sich auf die Erfahrung der Ok¬ 
toberrevolution stützen können, aber 
„vielleicht nicht Analog zu einem Ex¬ 
periment, sondern zur Modellierung 
und Simulation.“ 

Das wohltuende Neben- und Mit¬ 
einander kontroverser Sichtweisen 
bestimmte auch die weitere Diskussi¬ 
on. Teilnehmer stellten darin das Pro¬ 
blem der Bürokratie der sowjetischen 
Staaten ebenso heraus, wie Genossen 
der MLPD auf die Staatstheorie des 
Marxismus-Leninismus und die Not¬ 
wendigkeit der Diktatur des Proletari¬ 
ats verwiesen. Mehrfach wurde betont, 
dass eine pauschale Verurteilung des 
Sozialismus ebenso vermieden wer¬ 
den muss wie eine Mythologisierung 
der Geschichte, die historische Fakten 
verschweigt und innerparteiliche Op¬ 
position verunglimpft. Die Beiträge der 
Konferenz, die in freundlicher Atmo¬ 
sphäre verlief, werden demnächst ver¬ 
öffentlicht. Roman Stelzig 


Ein bisschen antikapitalistisch 

Schulz will die „Erneuerung“ der SPD und stößt auf Kritik 



Am Montag präsentierte Martin Schulz 
in Berlin den Entwurf eines Leitan- 
trags. Diesen hatte das Parteipräsidi¬ 
um zuvor gebilligt. Der gescheiterte 
Kanzlerkandidat will auf dem bevor¬ 
stehenden SPD-Parteitag im Dezem¬ 
ber erneut für den Vorsitz der Partei 
kandidieren und ganz offensichtlich 
mit dem Antrag seine Position stärken. 
Dabei hat er bislang wohl gar keinen 
Gegenkandidaten. Schulz will mit dem 
Antrag auch Weichen für die künftige 
Entwicklung der Partei stellen. Und 
hofft offenbar, dass seine Partei 2021 
gestärkt - und erneuert - in die Re¬ 
gierungsverantwortung zurückkehren 
bzw. dann selbst die Regierungsbildung 
bestimmen wird. 

Schulz stellte die vier Kernthemen 
des Leitantrages - Europa, Digitalisie¬ 
rung und sozialer Fortschritt, Antwor¬ 
ten auf Flucht und Migration sowie 
Stärkung von Zusammenhalt und De¬ 
mokratie - vor. Ihm geht es auch darum 
die Krise der Sozialdemokratie in Eu¬ 
ropa zu überwinden, die sozialdemo¬ 
kratischen Parteien in der EU zu stär¬ 
ken. Die Partei werde, so Schulz, zudem 
wieder kritischer auf den globalen Ka¬ 
pitalismus schauen. Man müsse den 
„ungebändigten Neoliberalismus“ an 
die Kette legen. Vorsichtig wurde auch 
der Agendakurs kritisiert. Im Entwurf 
des Leitantrags heißt es: „Ziel ist es, in¬ 
nerhalb eines Jahres bis Ende 2018 zu 
einer mutigen und klaren innerpartei¬ 


lichen programmatischen Klärung zu 
kommen.“ 

Das klingt kämpferisch. Niemand 
sollte aber erwarten, dass nun plötz¬ 
lich aus dieser SPD wieder eine anti¬ 
kapitalistische Partei in der Tradition 
Bebels und Liebknechts wird. Und aus 
dem Schulz-Saulus wird sicher auch 
kein Schulz-Paulus. Aber ein bisschen 
kapitalismuskritische Rhetorik bringt 
Punkte. Die Enttäuschung wird - wie¬ 
der - folgen. 

Über die Schwerpunkte des An¬ 
trags wurde und wird in acht Dialogfo¬ 
ren breit diskutiert, die nicht nur Par¬ 
teimitgliedern offenstehen. Alle Bürger 
seien eingeladen, „sich an dem Neu¬ 
start der sozialdemokratischen Bewe¬ 
gung zu beteiligen“. Der Parteivorstand 
solle zudem eine umfassende Mitglie¬ 
derbefragung zur organisatorischen Er¬ 
neuerung vornehmen. „Darüber hinaus 
werden wir die Beteiligung der Mitglie¬ 


der bei Personalentscheidungen auf 
Bundesebene ermöglichen.“ Ab 2019 
soll die Basis den Parteivorsitzenden 
wählen. Mal sehen, wie lange dieser 
basisdemokratische Anfall hält. 

Die Bundespartei werde außerdem 
finanzielle und personelle Ressourcen 
bereitstellen, um regionale Schwächen 
der SPD anzugehen. Im Entwurf des 
Leitantrages für den Bundesparteitag 
übernimmt Martin Schulz nicht nur die 
Verantwortung für die Wahlniederla¬ 
ge der Partei bei den Bundestagswah¬ 
len im September. Im Wahlkampf habe 
man auch zu wenig thematisch zuge¬ 
spitzt. 

Unmittelbar nachdem die ersten 
Ergebnisse der Bundestagswahlen be¬ 
kanntgegeben worden waren, hatten 
führende Vertreter der SPD erklärt, 
dass die Partei in die Opposition ge¬ 
hen werde. Seitdem wird versucht die 
Partei auch an der Spitze neu aufzustel¬ 


len. Dazu diente die Wahl von Andrea 
Nahles zur Vorsitzenden der Bundes¬ 
tagsfraktion. Der bisherige Fraktions¬ 
vorsitzende Oppermann, Mitglied des 
rechten Seeheimer Kreises in der SPD, 
wurde Vizepräsident des Bundestages. 
Diese Entscheidungsprozesse verlie¬ 
fen offenbar weitgehend ohne Kon¬ 
flikte. Martin Schulz bringt aber augen¬ 
scheinlich in der Parteispitze jetzt vor 
allem seine Getreuen in Stellung - und 
stößt auf Kritik. Als der Parteivorstand 
am 23. Oktober Lars Klingbeil für den 
Posten des Generalsekretärs nominier¬ 
te, gab es Zoff: Juliane Seiffert, die den 
Posten innehatte, trat, nachdem be¬ 
kannt geworden war, dass Klingbeil 
ihren Posten übernehmen solle, sofort 
zurück. Klingbeil gehört wie Opper¬ 
mann dem rechten Seeheimer Kreis 
der SPD an. 

In diesen Tagen wird in den bürger¬ 
lichen Medien aber vor allem auf die 
kritischen Positionen von Olaf Scholz 
verwiesen. Der sieht offenbar - auf¬ 
grund fehlender Mehrheiten - für sich 
derzeit noch keine Chance den Vorsitz 
der SPD selbst zu übernehmen. Für ihn, 
unter Gerhard Schröder von 2002 bis 
2004 Generalsekretär der SPD, ist jede, 
auch zahme Kritik an der Agenda 2010 
und Hartz IV offenbar nicht hinnehm- 
bar. Doch die tatsächlichen Unterschie¬ 
de zwischen seinen und den Positionen 
von Schulz sind nur geringfügig. 

Nina Hager 


Keine Datenspeicherung 

FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN sollen in den Jamaika-Koali¬ 
tionsverhandlungen ein Ende des 
Gesetzes zur Vorratsspeicherung 
von Verbindungs-, Standort- und 
Internetdaten durchsetzen. Das for¬ 
dern über 20 Bürgerrechts-, Journa¬ 
listen-, Berufs- und Wirtschafts ver¬ 
bände in einem Offenen Brief an 
die Bundesvorsitzenden der beiden 
Parteien. 

Die „verdachtsunabhängige und 
wahllose Vorratsdatenspeicherung“ 
sei den Organisationen zufolge die 
„schädlichste Altlast der Großen 
Koalition“ und „die am tiefsten in 
die alltägliche Privatsphäre ein¬ 
greifende und unpopulärste Mas¬ 
senüberwachungsmaßnahme, die 
der Staat jemals hervorgebracht 
hat.“ Eine derart weitreichende 
„Registrierung des Verhaltens der 
Menschen in ganz Deutschland“ sei 
„für viele Bereiche der Gesellschaft 
höchst schädlich“, sei von Gerichten 
schon wiederholt als grundrechts¬ 
widrig verworfen worden. 

Polizeigewalt in 
Düsseldorf 

Am vergangenen Samstag de¬ 
monstrierten tausende Menschen 
in Düsseldorf gegen den Ausnah¬ 
mezustand in der Türkei und für 
die Freilassung des inhaftierten 
PKK-Vorsitzenden Abdullah Öca- 
lan. Öcalan, der seit 1999 auf der 
Gefängnisinsel Imrali festgehal¬ 
ten wird. Seit Monaten fehlt von 
ihm jedes Lebenszeichen, da An¬ 
wälten und Angehörigen der Be¬ 
such verwehrt wird. Aufgerufen 
zu der Demonstration hatte ein 
Bündnis aus linken migrantischen 
Vereinen und Organisationen. Die 
Demonstration wurde von Poli¬ 
zeikräften gestoppt und angegrif¬ 
fen, da zahlreiche Demonstranten 
Fahnen mit dem Konterfei Öcalans 
trugen. Hierbei kam es zu Festnah¬ 
men und zahlreichen Verletzungen 
durch Schläge und Pfefferspray. 
Die Demonstration konnte auf¬ 
grund der Gewalt der Polizei nicht 
in geplanter Form stattfinden und 
musste von den Veranstaltern vor¬ 
zeitig beendet werden. Die DKP 
solidarisierte sich in einer Protest¬ 
note mit den Demonstranten. „Wir 
fordern die Aufhebung der Verbote 
von demokratischen, sozialistischen 
und kommunistischen Organisatio¬ 
nen und Parteien, insbesondere des 
jahrzehntelangen Verbots der TKP 
und der zahlreichen kurdischen Or- 
gansationen - darunter die PKK“, 
heißt es in der vom DKP-Vorsitzen¬ 
den Patrik Köbele Unterzeichneten 
Stellungnahme. 

Inakzeptabel 

Die Auflagen zur Gedenkveranstal¬ 
tung für die im Jahre 1919 von rech¬ 
ten Freikorps ermordeten Revolu¬ 
tionäre Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht verbieten erstmalig 
Stände am Friedhofseingang in Ber¬ 
lin-Friedrichsfelde, an denen wie in 
den Vorjahren üblich Essen und 
Getränke verkauft werden sollen. 
Ebenfalls betroffen sind Anbieter 
von Bekleidung und Antiquariate. 
Jährlich nehmen zehntausende Lin¬ 
ke an der traditionellen Demons¬ 
tration und Kranzniederlegung um 
den Todestag teil. Begründet wer¬ 
den die Auflagen mit angeblichen 
„Sicherheitsbedenken“ (UZ berich¬ 
tete). „Diese Behinderung des po¬ 
litischen Gedenkens an die KPD- 
Gründer ist absolut inakzeptabel. 
Wir fordern das Bezirksamt Berlin- 
Lichtenberg unverzüglich auf, den 
Bescheid zurückzunehmen und die 
Veranstaltung in gewohnter Form 
stattfinden zu lassen“, fordert Heiko 
Lange, Mitglied im Bundesvorstand 
der Roten Hilfe. Eine angeblich 
veränderte Sicherheitslage 4 kön¬ 
ne „nicht dazu führen, Stände zu 
untersagen, es sei denn es gibt ein 
politisches Interesse daran“. „Diese 
Vorgehensweise ist ein Angriff auf 
die politischen Grundrechte und ei¬ 
ner Behörde unter der Leitung ei¬ 
nes Mitglieds der Partei Die Linke 
doppelt unwürdig“, so Lange weiter. 
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In der Sackgasse 

Die spanischen Kommunisten und die Katalonien-Frage 


Sandinisten gestärkt 

Die Regierungspartei von Präsident 
Daniel Ortega hat die Kommunal¬ 
wahlen in Nicaragua klar gewon¬ 
nen. Das Wahlbündnis der Sandi- 
nistischen Befreiungsfront (FSLN) 
erhielt in den 153 Gemeinden, 
15 Provinzhauptstädten und zwei 
autonomen Regionen des Landes 
rund 73 Prozent der Stimmen, wie 
die Wahlbehörde am Montag mit¬ 
teilte. 

Auf dem zweiten Platz lande¬ 
te die liberale Partei PLC von Ex- 
Präsident Arnoldo Alemän. Die 
wichtigste Oppositionspartei CND 
beteiligte sich nicht an den Wahlen, 
nachdem sie von der Präsidenten¬ 
wahl im vergangenen Jahr ausge¬ 
schlossen worden war. Die Wahl¬ 
beteiligung lag bei 53 Prozent. 

Trumps Asienreise 

Zum Auftakt seiner Asienreise hat 
USA-Präsident Trump ausdrück¬ 
lich die Stärke des USA-Militärs in 
der Region betont. Die USA könn¬ 
ten „allen Bedrohungen in dieser 
Weltgegend entgegentreten“, sagte 
Trump. 

Zu Beginn seiner fast zweiwö¬ 
chigen Asienreise traf der USA- 
Präsident am Sonntag in Japan ein. 
In seiner vergleichsweise modera¬ 
ten ersten Rede in Japan sprach der 
USA-Präsident auch die Themen 
Handel und offene Seewege an - 
beide werden seine gesamte Reise 
mitbestimmen. 

Protest gegen 
Justizreform 

Zehntausende Rumänen haben am 
Sonntagabend landesweit gegen 
eine von der Regierung geplante 
Justizreform protestiert. Nach ih¬ 
rer Meinung würden die Geset¬ 
zesänderungen die Justiz unter die 
Kontrolle der Politik stellen und 
den Zugang korrupter Politiker 
zu Regierungsämtern erleichtern. 
Allein in Bukarest demonstrier¬ 
ten nach Schätzung der Medien bis 
zu 20 000 Menschen, zu kleineren 
Kundgebungen kam es nach Anga¬ 
ben der Nachrichtenagentur Me¬ 
diafax in mindestens 13 weiteren 
Städten. Aufgerufen zu den Protes¬ 
ten hatten Aktivisten in den sozia¬ 
len Medien. 

USA wollen Menschen¬ 
rechtsrat verlassen 

Die USA seien bereit, sich aus dem 
UN-Menschenrechtsrat zurückzu¬ 
ziehen, wenn dieser nicht „Refor¬ 
men“ umsetze, erklärte die US-ame¬ 
rikanische UN-Botschafterin Nikki 
Haley vor der alljährlich stattfinden¬ 
den Washingtoner Konferenz des Is¬ 
rael American Council. Zu den von 
den USA vorgeschlagenen Refor¬ 
men gehören laut Haley die Ent¬ 
fernung von Paragraph 7, der einen 
Bericht über israelische Aktionen 
in der Westbank verlangt, wenn der 
Rat Zusammentritt. Laut Haley ver¬ 
langen die USA auch strukturelle 
Veränderungen, die die wichtigsten 
Menschenrechtsverletzer daran hin¬ 
dern würden, dem Rat beizutreten. 
Die Botschafterin erwähnte konkret 
den Beitritt der Demokratischen 
Republik Kongo in den Rat. Ha¬ 
ley sagte ferner, die US-Delegation 
werde sich dafür stark machen, eine 
geplante Liste des UN-Menschen- 
rechtsrats mit Namen von Firmen, 
die Geschäfte tätigen mit Siedlun¬ 
gen in der Westbank, nicht zu ver¬ 
öffentlichen. Israel und die USA se¬ 
hen darin eine „Schwarze Liste“ von 
Befürwortern eines Boykotts. 

Niederlage für 
Rechtsextremisten 

Die Regionalwahlen in der Slowa¬ 
kei haben am Samstag nicht den 
befürchteten Zugewinn für die 
rechtsextreme Volkspartei Unsere 
Slowakei (LSNS) gebracht. Ihr Par¬ 
teiführer Kotleba wurde als Regi¬ 
onspräsident von Banska Bystrica 
abgewählt. Der gemeinsame Kan¬ 
didat eines antifaschistischen Bünd¬ 
nisses, Jan Lunter, errang in Banska 
Bystrica mit 48,5 Prozent doppelt so 
viele Stimmen wie Kotleba. 


D ie fetten Jahre sind vorbei. Für 
die Kommunistische Partei der 
Völker Spaniens (PCPE) spitzt 
sich der Kampf um Katalonien deshalb 
zu, weil der frühere Kompromiss zwi¬ 
schen verschiedenen Teilen des Kapi¬ 
tals in Spanien nicht mehr funktioniert: 
Aufteilung der Märkte durch ein biss¬ 
chen Autonomie für einige Regionen 
des spanischen Staates. Deshalb seien 
es gerade nicht die größten katalani¬ 
schen Unternehmen, die Gewinner in 
der Jagd nach Profiten, die für die Un¬ 
abhängigkeit sind - hunderte der größ¬ 
ten Unternehmen der Region wie die 
Bank Caixa verlegten ihren Sitz aus 
Katalonien in andere Teile Spaniens. 
Es seien die kleinen Kapitalisten, die 
durch die stärkere Konkurrenz von der 
Pleite bedroht sind, die die Bewegung 
für die Unabhängigkeit „vorangetrie¬ 
ben und geführt“ haben, schätzt die 
PCPE ein. 

Diese Bewegung sei in eine Sack¬ 
gasse geraten: Der katalanische Prä¬ 
sident Carles Puigdemont nach Bel¬ 
gien geflohen, einige seiner Minister 
in Spanien gefangen, Katalonien von 
der Madrider Regierung kontrolliert. 
Noch am Montag forderte Puigde- 


Im September 2005 verließ der letzte 
israelische Militärkonvoi den Gaza¬ 
streifen, der Abzug wurde begeistert 
gefeiert. Die Kontrolle über den Gaza¬ 
streifen gab Israel damit aber nicht auf. 
Die Grenzen blieben unter israelischer 
Kontrolle, im Norden des Gazastreifens 
errichtete das israelische Militär eine 
No-Go-Area von 2,5 km Breite. 

In den palästinensischen Parla¬ 
mentswahlen von 2006 gewann die Ha¬ 
mas mit 76 Sitzen die absolute Mehr¬ 
heit, die Fatah erhielt lediglich 43 Man¬ 
date - eine Quittung für Politik und 
Korruption der Fatah. Demgegenüber 
hatte die Hamas mit ihrem Widerstand 
gegen die Besatzung und mit ihrer so¬ 
zialen und organisatorischen Arbeit vor 
Ort ihren Einfluss ausbauen können. 

Der Westen lehnte das Wahlergeb¬ 
nis ab. Finanzhilfen der EU und der 
USA an die Autonomiebehörde wur¬ 
den gestoppt, Israel behielt Steuerein¬ 
nahmen ein, Mitglieder, Parlamentarier 
und Minister der Hamas wurden ver¬ 
haftet: Hamas sollte gezwungen wer¬ 
den, eine Koalition mit den Wahlver¬ 
lierern der Fatah einzugehen. 

So bildeten Hamas und Fatah im 
September 2006 die erste Regierung 
der Nationalen Einheit. Sie zerbrach 
schon im Juni des folgenden Jahres. 
Hamas vertrieb die Fatah aus dem Ga¬ 
zastreifen, die wiederum die Macht in 
der Westbank übernahm. Israel nahm 
Raketenangriffe aus dem Gazastreifen 
zum Vorwand, um Gaza zum „feindli¬ 
chen Gebiet“ zu erklären. Warenliefe¬ 
rungen und Stromversorgung wurden 
eingeschränkt. Das war selbst für den 
UN-Generalsekretär Ban Ki Moon zu 
viel, der Israel aufrief, seine Verpflich¬ 
tungen gegenüber der Zivilbevölkerung 
einzuhalten. 

Was folgte ist Geschichte. Eine Ab¬ 
folge von Kriegen und Angriffen, in de¬ 
nen immer wieder zivile Infrastruktur 
zerstört wurde. Zugleich schränkte Is¬ 
rael die Lieferung von Strom und Wa¬ 
ren ein oder verhinderte sie ganz. Die 
ägyptische Regierung unter Mubarak 
schloss sich ihrerseits an und baute eine 
Sperrmauer. Und mehrmals gab es pa¬ 
lästinensische „Regierungen der Na¬ 
tionalen Einheit“, die keinen Bestand 
hatten. 

Alleine zwischen 2011 und 2012 
gab es drei Ansätze, eine Koalitions¬ 
regierung zu bilden. Der „Arabische 
Frühling“ in Ägypten, die Stärkung der 
Moslembrüder hatte die Situation vor¬ 
übergehend geändert. Aber auch diese 
Ansätze blieben ohne Konsequenzen. 
Die Niederlage der Moslembrüder und 


mont im britischen „Guardian“, dass 
die Repression des spanischen Staa¬ 
tes „unter ausländischer Kontrolle“ 
untersucht werden solle. Schon zuvor 
hatte er (erfolglos) die EU aufgefor¬ 
dert, gegen die Unterdrückung Kata¬ 
loniens aktiv zu werden. Nach Brüssel 
floh Puigdemont auch deshalb, weil es 
auch in Belgien eine starke separatis¬ 
tische Kraft gibt: Die rechte, flämisch¬ 
nationalistische N-VA. Deren Spitzen¬ 
mann Bart de Wever verkündete, „dass 
Puigdemont ein Freund ist und Freun¬ 
de bei mir stets willkommen sind“. Die 
europäischen Großmächte und reak¬ 
tionäre Separatisten - das sind die in¬ 
ternationalen Kräfte, deren Unterstüt¬ 
zung Puigdemont erhofft. 

Wer die Frage der Selbstbestim¬ 
mung des katalanischen Volkes so stellt, 
will nicht darüber sprechen, welche so¬ 
zialen Kräfte hinter der spanisch-na¬ 
tionalistischen Selbstherrlichkeit der 
Rajoy-Regierung stehen. Am 21. De¬ 
zember soll in Katalonien ein neues 
Regionalparlament gewählt werden. 
Die Anhänger der katalanischen Unab¬ 
hängigkeit wollen diese Wahl zu einer 
Abstimmung über die Unabhängigkeit 
machen - und damit „die sozialen The- 


die Machtübernahme durch den ägyp¬ 
tischen Präsidenten al-Sisi brachte eine 
erneute Isolierung des Gazastreifens. 

Für EU, Israel und USA ist Präsi¬ 
dent Abbas der Partner der Wahl. Doch 
bei der Bevölkerung Palästinas ist sein 
Ansehen gering. Die Hamas nun hatte 
sich mit ihrer Parteinahme im Krieg ge¬ 
gen Syrien selbst von ihren Unterstüt- 
zern Iran und Syrien distanziert. Die 
Niederlage der Moslembrüder in Ägyp¬ 
ten, der Kampf der Dschihadisten auf 
dem Sinai gegen die ägyptische Armee 
und ihre behauptete Rückzugsmöglich¬ 
keit in Gaza nutzt die ägyptische Regie¬ 
rung, um die Hamas weiter zu isolieren. 

Das Emirat Katar hatte die Hamas 
und Gaza in der Vergangenheit massiv 
unterstützt, ist nun aber selbst wegen 
zu enger Kooperation mit dem Iran iso¬ 
liert. Trotz einer Wiederannäherung an 
den Iran ist die Hamas damit internati¬ 
onal politisch so isoliert wie der Gaza¬ 
streifen ökonomisch. 

Ein städtisches Gebiet wie der Ga¬ 
zastreifen, mit einer Bevölkerungsdich¬ 
te von mehr als 5000 Menschen pro 
Quadratkilometer kann ohne Verbin¬ 
dungen mit der Außenwelt nicht überle¬ 
ben. Aber diese Verbindungen wurden 
gekappt. 

Schon lange ist die Stromversor¬ 
gung immer wieder unterbrochen 


men aus der Debatte heraushalten, die 
das alltägliche Leben der gesellschaft¬ 
lichen Mehrheit betreffen“, sagte Al¬ 
berto Garzön am Montag. Garzön lei¬ 
tet die Vereinigte Linke (IU) und sitzt 
für sie im Parlament, er kommt aus der 
stärksten Kraft der IU: Der Kommunis¬ 
tischen Partei Spaniens (PCE), die aus 
eurokommunistischer Tradition kommt. 
„Wir wollen nicht, dass man bei diesen 
Wahlen nur über Blöcke spricht, son¬ 
dern von sozialen Fragen, mit denen 
sich die Volksklassen sowohl in Kata¬ 
lonien als auch im Rest Spaniens iden¬ 
tifizieren können.“ Im Wahlkampf wolle 
die IU daher für eine „soziale Achse“ 
stehen, sagte Garzön. 

PCPE und PCE bekämpfen die Re¬ 
pressionen, mit denen die spanische Re¬ 
gierung die katalanische Unabhängig¬ 
keitsbewegung unterdrücken will. Die 
PCE betonte auf einer Tagung ihrer 
Leitung Ende Oktober, dass ihre Ab¬ 
geordneten gegen die Anwendung des 
Artikels 155 gestimmt haben, mit de¬ 
nen Ministerpräsident Rajoy die kata¬ 
lanische Regionalregierung entmachtet 
hat. Sie fordert, dass das katalanische 
Volk frei über seine Zukunft entschei¬ 
den darf, dass die auch in Katalonien 


oder gar nur für Stunden gegeben. 
Ohne Strom gibt es keine Klima¬ 
anlagen, keine Kühlschränke, keine 
Waschmaschinen. Doch ist das nur die 
halbe Wahrheit, denn auch Kläranla¬ 
gen fallen dem Energiemangel zum 
Opfer, Gaza versinkt im Abwasser. 
Das verschmutzt nicht nur die Luft, 
sondern auch das letzte Grundwasser 
und verschärft damit den Mangel an 
Trinkwasser - zitiert die Erzdiözese 
Wien den Regionaldirektor der päpst¬ 
lichen „Catholic Near East Welfare 
Association“, Sami El-Yousef. Nach 
drei Kriegen mit Israel sei die Lage 
perspektivenlos, so El-Yousef. Zehn¬ 
tausende Wohnungen wurden zerstört 
oder beschädigt, Tausende Menschen 
wurden getötet. Armut ist allgegen¬ 
wärtig, in Teilen von Gaza sind fast 50 
Prozent der Kinder unterernährt. 

„Wird der Gazastreifen 2020 noch 
bewohnbar sein?“ fragte die UN-Or- 
ganisation UNRWA vor fünf Jahren. 
Unter den jetzigen Bedingungen wohl 
nicht. 

Gaza stand vor dem Kollaps - 
und im Kampf gegen die Hamas hat 
der palästinensische Präsident nach¬ 
gelegt. Im Juni verweigerte er die 
Zahlung der Stromkosten und der 
Gehälter von Staatsangestellten in 
Gaza. Israel „entsprach seiner Bitte“ 


verlorengegangenen sozialen Rechte 
wiederhergestellt werden und dass der 
spanische Staat zu einer „Solidarischen 
föderalen Republik“ umgestaltet wird. 
Die PCPE und die mit ihr verbundene 
Kommunistische Partei des Katalani¬ 
schen Volkes (PCPC) verurteilten am 
vergangenen Freitag, dass die Behörden 
Mitglieder der katalanischen Regional¬ 
regierung festgenommen hatten - sie 
seien „trotz ihres bürgerlichen Charak¬ 
ters die legitimen Vertreter des katala¬ 
nischen Volkes“. Das Gericht dagegen, 
das die Festnahme angeordnet hatte, sei 
„ein würdiger Erbe“ der Franco-Justiz. 
Die Wahlen am 21. Dezember hätten 
durch die Repressionen an Legitimität 
verloren. 

Die PCPE schätzt ein, dass die spa¬ 
nische Bourgeoisie eine umfassende, 
reaktionäre Reform des spanischen 
politischen Systems anstrebt und den 
nationalistischen Kampf gegen die ka¬ 
talanische Unabhängigkeit als Vorwand 
dazu benutzen will. Einen Ausweg bie¬ 
te nicht ein unabhängiges Katalonien, 
sondern nur die unabhängige Bewe¬ 
gung der Arbeiterklasse für ihre eige¬ 
nen Interessen. 

Olaf Matthes 


und verringerte die Stromlieferungen 
nach Gaza weiter - eine Katastrophe 
in der Katastrophe. 

Hamas bemühte sich um besse¬ 
re Beziehungen zu Ägypten, es gab 
Verhandlungen um eine Einheitsre¬ 
gierung im Hauptquartier des ägyp¬ 
tischen Geheimdienstes und die Ei¬ 
nigung wurde am 12. Oktober unter¬ 
zeichnet. Am ersten Dezember soll 
die gesamte Verwaltung von Gaza 
an Vertreter der Regierung des Prä¬ 
sidenten Abbas übergehen, die Ver¬ 
waltung der Grenzübergänge wurde 
bereits an die Autonomiebehörde 
übergeben. Medien in Syrien begrüß¬ 
ten die Einigung. Wohl in Erinnerung 
an das Verhalten der Hamas im Krieg 
gegen Syrien. 

Israel hat die Kontrolle über den 
Gazastreifen nie aufgegeben. Die 
Zwangsmaßnahmen gegen die Zivil¬ 
bevölkerung hatten immer das Ziel, 
die Hamas zu schwächen. Das Ergeb¬ 
nis ist die jetzige katastrophale huma¬ 
nitäre Situation. 

Eine Verwaltung von Gaza durch 
die Autonomiebehörde hätte für Ha¬ 
mas zumindest einen Vorteil: Es wäre 
Verantwortung der Autonomiebehör¬ 
de, eine soziale Explosion abzuwen¬ 
den. 

Manfred Ziegler 


Einheit auf Trümmern 

Die Abbas-Regierung übernimmt die Verwaltung von Gaza 



Ein 360 Quadratkilometer großes Trümmergrundstück, auf dem zwei Millionen Menschen hausen - der Gazastreifen. 
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Die Ideenschmieden der NATO 


Mit Blick auf den Machtkampf gegen Russland heben deutsche Militärs die hohe Bedeutung 
des Kieler NATO-Exzellenzzentrums hervor 


D ie Gründung sogenannter NA- 
TO-Exzellenzzentren (Centres 
of Excellence, COE) ist Teil des 
zu Beginn des Jahrtausends gestarte¬ 
ten Versuchs gewesen, der NATO neu¬ 
en Schwung zu verleihen. Noch im Jahr 
2001 hatten einflussreiche deutsche Ex¬ 
perten dem transatlantischen Kriegs¬ 
bündnis eine schwindende Bedeutung 
prognostiziert. „Die NATO wird an den 
Rand gedrückt“ sagte damals etwa der 
Direktor der Berliner Stiftung Wissen¬ 
schaft und Politik (SWP), Christoph 
Bertram, voraus: „Die Europäische 
Union wird wichtiger werden“ 

Um dem drohenden Relevanz¬ 
verlust entgegenzuwirken, leitete das 
Bündnis auf seinem Prager Gipfel im 
November 2002 mehrere Umstruk¬ 
turierungsmaßnahmen ein. So wur¬ 
den der Aufbau der NATO Response 
Force (NRF) in Aussicht gestellt und 
die Straffung der Kommandostruk¬ 
turen beschlossen. Mit letzterer ver¬ 
knüpft war das Vorhaben, wichtige 
Analyse- und Planungsarbeiten auszu¬ 
lagern und sie eigens neu zu schaffen¬ 
den Kompetenzzentren zu 
übertragen. Daraus sind 
bis heute 24 COE gewor¬ 
den, die sich jeweils mit 
spezifischen Aspekten 
der künftigen Kriegsfüh¬ 
rung befassen. 


Der europäische 
Pfeiler 

Insgesamt sind die NA- 
TO-COE weitestgehend 
in Europa konzentriert. 
Formal unterstehen sie 
nicht der regulären NA- 
TO-Kommandostruktur, 
sondern dem Allied Com- 
mand Transformation 
(ACT), das 2003 aus dem 
Allied Command Atlantic 
(ACLANT) aus der Zeit 
des Kalten Kriegs gebil¬ 
det worden ist. Es hat sei¬ 
nen Sitz in Norfolk (Virgi¬ 
nia/USA) und steuert die 
Schritte, die für notwendig 
erachtet werden, um die 
künftige Kriegsfähigkeit 


des Bündnisses sicherzustellen. Gelei¬ 
tet wird es von einem französischen 
Kommandeur. Dem ACT sind drei 
Trainings- und Analysezentren direkt 
unterstellt - das Joint Warfare Centre 
im norwegischen Stavanger, das Joint 
Force Training Centre im polnischen 
Bydgoszcz sowie das Joint Analysis and 
Lessons Learned Centre im portugiesi¬ 
schen Monsanto. 

Zugleich kümmert sich das ACT um 
die COE. Diese werden jeweils von ein¬ 
zelnen Mitgliedstaaten unterhalten, die 
als „Rahmennation“ fungieren und eine 
eventuelle Unterstützung durch weite¬ 
re interessierte NATO-Länder koordi¬ 
nieren. 23 der 24 COE sind in Europa 
angesiedelt; bei der Weiterentwicklung 
des Kriegsbündnisses spielt dessen „eu¬ 
ropäischer Pfeiler“ damit eine heraus¬ 
ragende Rolle. Deutschland beherbergt 
drei COE - mehr als jeder andere NA¬ 
TO-Staat - und beteiligt sich an zwei 
weiteren: am Civil-Military Coopera¬ 
tion (CIMIC) COE in Den Haag so¬ 
wie am Military Medicine (MILMED) 
COE in Budapest. 


Der historische Vorteil 

Strategische Bedeutung besitzt nicht zu¬ 
letzt das Joint Air Power Competence 
Center (JAPCC) im niederrheinischen 
Kalkar, das - auf deutsche Initiative - 
am 1. Januar 2005 als erstes NATO- 
COE überhaupt seine Tätigkeit aufge¬ 
nommen hat. Sein Schwerpunkt liegt auf 
der Analyse sowie der Weiterentwick¬ 
lung der Kriegsführung im Luft- und im 
Weltraum. Dazu erarbeitet es Studien, 
führt Tagungen durch und organisiert 
Weiterbildungen für Führungspersonal 
der Mitgliedstaaten sowie ausgewählter 
Partnerländer. Zuletzt hat es sich unter 
anderem mit der aktuellen Entwicklung 
im Lufttransport, mit der Bedeutung der 
Luftwaffe für die U-Boot-Bekämpfung 
und insbesondere mit den unterschied¬ 
lichen Facetten der Kriegsführung mit 
Drohnen befaßt. Sein Executive Direc- 
tor, Generalleutnant Joachim Wundrak, 
kommandiert gleichzeitig das ebenfalls 
in Kalkar angesiedelte Zentrum Luft¬ 
operationen, in dem die deutsche Luft¬ 
waffe ihre einsatzbezogenen Führungs¬ 
aufgaben bündelt. 
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Landungsoperation beim BALTOPS-Manöver in den östlichen Ostsee-Anrainern 


Über die Rolle der NATO-Luft- 
streitkräfte hat sich im Oktober anläss¬ 
lich der diesjährigen JAPCC-Jahres¬ 
konferenz in Essen der ehemalige JAP- 
CC-Direktor Frank Gorenc geäußert. 
Komme es zum Krieg, dann „werden 
die NATO-Luftwaffen mit ihrer Ge¬ 
schwindigkeit, Flexibilität, Reichweite 
und hohen Einsatzbereitschaft die ers¬ 
ten sein“, schrieb Gorenc, „die antwor¬ 
ten und die Schlagkraft der folgenden 
Streitmacht maximieren“. Sie seien mit 
ihrer militärischen Schlagkraft „der his¬ 
torische Vorteil“ des Bündnisses. 

Denkfabrik für Randmeerkriege 

Neben dem JAPCC beherbergt die 
Bundesrepublik das Military Engenee- 
ring (MILENG) COE in Ingolstadt und 
vor allem das Operations in Confined 
and Shallow Waters (CSW) COE in 
Kiel. Das COE CSW ist 2006 gegrün¬ 
det und 2007 offiziell in Dienst gestellt 
worden; es befaßt sich mit der Kriegs¬ 
führung in Seegebieten mit einer Was¬ 
sertiefe von zehn bis 200 Metern („shal¬ 
low“), in denen die Operationsfreiheit 
durch die Geografie einge¬ 
schränkt („confined“) ist. 
Im Kern sei das Kieler NA- 
TO-COE „eine ‘Denkfab¬ 
rik’ oder Tdeenschmiede’ 
der NATO, in der Grund¬ 
sätze und Verfahren für 
maritime Operationen in 
Randmeeren und Küsten¬ 
gewässern entwickelt wer¬ 
den“, hieß es kürzlich in 
dem Fachblatt „MarineFo- 
rum“: Sein „Kernauftrag“ 
sei es, „neue taktische bzw. 
operative Ideen und An¬ 
sätze zu entwickeln“, da¬ 
rüber hinaus „bestehen¬ 
de Konzepte schnell und 
flexibel anzupassen“ so¬ 
wie schließlich „im engen 
Verbund mit Forschung, 
Entwicklung sowie der In¬ 
dustrie Impulse für neue 
Technologien und Systeme 
zu geben“. Konkret reich¬ 
ten die Projekte des COE, 
das mehr als 40 Mitarbei¬ 
ter beschäftigt, von der 


Manöverbegleitung über die Untersu¬ 
chung des Einsatzes von „unbemann¬ 
ten Systemen in allen Dimensionen“ bis 
zur „Mitwirkung an der Erstellung des 
neuen Anti-U-Boot-Krieg-Konzeptes 
der Allianz“. 

„Neue Bedrohungslage 
durch Russland“ 

Das CSW CEO kann davon profitieren, 
daß die deutsche Marine bereits in der 
Ära des Kalten Kriegs eine besondere 
Zuständigkeit für Operationen in der 
Ostsee hatte und deswegen spezielle 
Kenntnisse in der Randmeerkriegsfüh¬ 
rung aufweisen kann. Letztere rückt 
seit spätestens 2014 stark in den Fokus 
der deutschen Marine, deren Experten 
sich mit Blick auf den Machtkampf zwi¬ 
schen der NATO und Russland inzwi¬ 
schen erneut intensiv mit Operationen 
in Randmeeren befassen. 

Im Juni 2015 hielt das COE CSW 
eigens eine Tagung zum Schwerpunkt¬ 
thema „Ostsee“ ab. Die Einrichtung, die 
sich über die Kooperation mit zivilen 
Institutionen wie der Europa Univer¬ 
sität Viadrina (Frankfurt an der Oder) 
auch deren Erkenntnisse aneignet, 
verzeichnet wegen der eskalierenden 
Spannungen mit Russland mittlerwei¬ 
le ein gestiegenes Interesse von Ost¬ 
see-Anrainern an einer Mitarbeit: Dä¬ 
nemark und Litauen bereiten sich auf 
einen formellen Beitritt vor, während 
das offiziell noch neutrale Finnland sich 
dem NATO-COE als „Contributing 
Partner“ angeschlossen hat. 

Die „neue Bedrohungslage durch 
Russland im ‘Randmeer’ Ostsee“ füh¬ 
re gegenwärtig „zu einer verstärkten 
Nachfrage an ‘Know-how’ bezüglich 
von Operationen in küstennahen Ge¬ 
wässern“, berichtet die Zeitschrift „Ma- 
rineForum“: „Das COE CSW entfaltet 
daher derzeit eine Anziehungskraft wie 
ein Magnet“. Unlängst, am 3. Juli 2017, 
hat es außerdem eine Kooperationsver¬ 
einbarung mit der Münchner Sicher¬ 
heitskonferenz unterzeichnet, an deren 
Durchführung es im Februar nächsten 
Jahres mitwirken wird. Die Konferenz 
gilt als eine der bedeutendsten Groß¬ 
veranstaltungen zur globalen Außen- 
und Militärpolitik. German Foreign Policy 


Gesetze für den Krieg „Sonderwaffen“ 

Poroschenko bereitet neue Eskalation vor - trotz Streit in der ukrainischen Rechten Auch Syriza/ANEL gegen Atomwaffenverbotsvertrag 


Ein knappes Ergebnis im letzten Mo¬ 
ment: Am 6. Oktober hat das ukraini¬ 
sche Parlament, die Oberste Rada, das 
Gesetz über den „besonderen Status 
des Donbass“ um zwölf Monate ver¬ 
längert. Das Gesetz wäre sonst Mit¬ 
te Oktober ausgelaufen. Die Kiewer 
Machthaber geben damit dem Druck 
des Westens, insbesondere der Bundes¬ 
regierung, nach - denn die Großmäch¬ 
te erwarten, dass Kiew seine aggressive 
Politik so verkleidet, als bewege sie sich 
im Rahmen der Minsker Vereinbarun¬ 
gen von 2014 und 2015. 

Das Gesetz sieht vor, dass der Don¬ 
bass nur dann einen besonderen Status 
erhalten soll, wenn die Volksrepubli¬ 
ken dort sich allen von Kiew diktier¬ 
ten Bedingungen beugen. So nennt 
es bis heute die Kommunalwahlen im 
Donbass vom Dezember 2014 - die nie 
stattgefunden haben und natürlich auch 
nicht mehr stattfinden können - als eine 
Bedingung. Spätestens seit 2015 ist es 
damit eine reine Farce. 2015 ließ Poro¬ 
schenko eine weitere Bedingung einfü- 
gen: die Auflösung aller „ungesetzlichen 
militärischen Formationen“. Damit for¬ 
derte das Gesetz die militärische Ka¬ 
pitulation der Volksrepubliken, bevor 
Kiew selbst irgendwelche Zugeständ¬ 
nisse machen will. Die Fassung von Ok¬ 
tober hat diese Bedingung noch einmal 
ausdrücklich betont. Vor dem Beschluss 
im Parlament sagte Sekretär des zustän¬ 
digen Rada-Komitees, es sei ganz un¬ 
nötig, dass Poroschenkos Gegner sich 


über das Gesetz aufregen: Schließlich 
seien die Bedingungen so gestellt, dass 
der Sonderstatus des Donbass ohnehin 
nicht in Kraft treten könne. Es ist daher 
auch folgerichtig, dass die Vertreter der 
Ukraine sich seit fast zwei Jahren wei¬ 
gern, das Inkrafttreten des „besonderen 
Status des Donbass“ bei den Minsker 
Verhandlungen auch nur auf die Tages¬ 
ordnung zu setzen. 

Am 6. Oktober hat die Rada in ers¬ 
ter Lesung noch ein weiteres Gesetz 
verabschiedet, das sich gegen die Volks¬ 
republiken richtet: Das Gesetz über die 
Reintegration des Donbass, offiziell: 
„Über Besonderheiten der staatlichen 
Politik zur Gewährleistung der staatli¬ 
chen Souveränität der Ukraine über die 
zeitweilig besetzten Territorien des Do- 
nezker und Lugansker Oblast“. In die¬ 
sem Gesetz wird der Russischen Föde¬ 
ration „Aggression gegen die Ukraine“ 
vorgeworfen und der Donbass offizi¬ 
ell als von Russland besetzt deklariert. 
Dieses Gesetz ist also unmittelbar ge¬ 
gen die Minsker Vereinbarungen ge¬ 
richtet, die von einem Bürgerkrieg in 
der Ukraine ausgehen. Die erste Fas¬ 
sung des Entwurfs enthielt noch einen 
Bezug auf die Minsker Vereinbarungen, 
der aber gestrichen wurde. Das Gesetz 
sieht weiter die Schaffung eines einheit¬ 
lichen Stabs der ukrainischen Streit¬ 
kräfte vor, der nicht nur alle Truppen in 
der Konfliktzone, sondern auch die mi¬ 
litärisch-zivilen Verwaltungen, also die 
ukrainischen Besatzungsbehörden in 


den von der Ukraine kontrollierten Tei¬ 
len der Volksrepubliken, kontrollierten 
soll. Der Entwurf sieht auch vor, dass 
der Präsident das Recht hat, die Armee 
im Inneren des Landes ohne Zustim¬ 
mung des Parlaments einzusetzen. 

Beide Gesetze konnte Poroschen¬ 
ko nur mit einer Mehrheit von weni¬ 
gen Stimmen durchs Parlament bringen: 
226 Stimmen sind für eine Mehrheit 
nötig, 229 Abgeordnete stimmten für 
das Gesetz über den „besonderen Sta¬ 
tus“, 233 für das Gesetz über die „Re¬ 
integration“. Poroschenkos Gegner im 
Parlament richten sich nicht gegen die 
Kriegspolitik des Präsidenten, sondern 
sind Ausdruck der Konflikte innerhalb 
der ukrainischen Rechten: Poroschen¬ 
kos Konkurrenten wollen verhindern, 
dass dieser noch mehr Macht in den ei¬ 
genen Händen konzentriert. 

Mitte November könnte Poroschen¬ 
ko das „Reintegrations“-Gesetz zur 
zweiten Lesung vor die Rada bringen, 
sagte eine Abgeordnete vom „Block 
Pjotr Poroschenko“. Ob dieses Gesetz 
nun verabschiedet wird oder ob es eher 
ein Manöver Poroschenkos ist, um die 
offen faschistischen Kräfte inner- und 
außerhalb der Rada zu beschwichtigen, 
die sich inzwischen offen gegen ihn stel¬ 
len, ist derzeit offen. Auch wenn Poro¬ 
schenko den offenen Faschisten nicht 
weit genug geht: Seine neuesten Ge¬ 
setze machen es möglich, dass die Kie¬ 
wer Machthaber ihren Krieg gegen den 
Donbass eskalieren. Renate Koppe 


Die letzte Bundesregierung hat dem 
Atomwaffenverbotsvertrag nicht zuge¬ 
stimmt. Die SPD führte zur Rechtfer¬ 
tigung ihrer Befürwortung der Ableh¬ 
nung einen geschmeidigen Eiertanz in 
der Taktfolge „Ja-aber-Nein“ auf. Auch 
die griechische Syriza/ANEL-Regierung 
unter Ministerpräsident Alexis Tsipras 
hat die Unterzeichnung abgelehnt. Die 
DKP hatte vor dem Fliegerhorst Büchel 
für den Verbotsantrag und den Abzug 
der US-Atomwaffen demonstriert. 

Am 23. 12. letzten Jahres hatte die 
UN-Generalversammlung eine Resolu¬ 
tion angenommen, mit der ein Verhand¬ 
lungsmandat für einen solchen Vertrag 
vergeben wurde. Im September Unter¬ 
zeichneten 53 Staaten den Vertrag, der 
sich gegen Entwicklung, Tests, Produkti¬ 
on, Erwerb, Lagerung,Transfer, Stationie¬ 
rung und Einsatz von Atomwaffen rich¬ 
tet. In Deutschland gilt Büchel als Sta¬ 
tionierungsort für US-Atomraketen. In 
Griechenland kam der Flughafen Araxos 
auf dem Peloponnes in die Diskussion. 

Am 26. und 28. September gab es 
am NATO-Sitz in Brüssel eine Beratung 
über die Arbeiten zur Aufnahme von 
„Sonderwaffen“ in Araxos. „Sonderwaf¬ 
fen“ bedeutet in der Militärterminologie 
„Kernwaffen“. Über die Beratung wur¬ 
den das Verteidigungsministerium und 
der Generalstab der Luftwaffe durch Ge¬ 
heimschreiben aus der NATO-Zentrale 
informiert. Die KKE fragte im Parlament 
bei der Syriza/ANEL-Regierung von Mi¬ 
nisterpräsident Alexis Tsipras nach der 


Sachlage. Am 25.10. versuchte Verteidi¬ 
gungsminister Kammenos (ANEL) wäh¬ 
rend der Debatte über die Gesetzesvor¬ 
lage für die Streitkräfte den Vorwürfen 
der KKE auszuweichen, dass in Araxos 
Vorbereitungen für die Lagerung von 
Kernwaffen der USA und der NATO im 
Gange sind. 

„Ich versichere dem Parlament offi¬ 
ziell, dass es keine Kernwaffen in Grie¬ 
chenland gibt und dass wir keine Kern¬ 
waffen in irgendeiner Militäranlage ak¬ 
zeptieren werden“, war die Antwort auf 
die Anfragen der KKE über die bauli¬ 
chen Vorbereitungen in Araxos, die NA- 
TO-Beratung und das entsprechende 
Schreiben. 

Griechenland folgt aber dennoch 
den NATO-Empfehlungen bezüglich 
des Verhaltens bei Abstimmungen zum 
Atomwaffenverbotsvertrag. Zuletzt bei 
der UNO, als Griechenland zum dritten 
Mal gegen den Vertrag votierte. 

Das Verteidigungsabkommen mit 
den USA wurde 1990 unterzeichnet. Es 
ist 1998 ausgelaufen. Seitdem wird es von 
den jeweiligen Regierungen jährlich ver¬ 
längert. Im Pressedienst der KKE heißt 
es dazu: „Aus diesem Grund sind die 
Schließung des Souda-Stützpunktes so¬ 
wie aller anderen fremden Stützpunkte 
in Griechenland und die Abkopplung des 
Landes von der NATO und deren Pla¬ 
nungen Forderungen, die noch entschlos¬ 
sener in den Mittelpunkt des Kampfes 
des Volkes gestellt werden sollen.“ 

Uwe Koopmann 
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D er Trend ist eindeutig: 2016 war das wärmste Jahr seit Beginn der systematischen 
Messungen im Jahr 1880. Die Temperaturen lagen weltweit im Durch¬ 
schnitt ca. 1,1 °C über denen der vorindustriellen Zeit. 2017 könnte da 
ein neuer Rekord aufgestellt werden. 

Wissenschaftler warnen seit vielen Jahren, dass sich die Situation weiter 
verschärfen wird, Prozesse unumkehrbar werden. Wenn nicht entschiede¬ 
ne Maßnahmen eingeleitet werden. Dazu muss nicht nur die Emission von 
C0 2 und anderer Treibhausgasemissionen massiv eingeschränkt werden. 

Beispielsweise durch die Schließung von Kohlekraftwerken, den Ausbau 
erneuerbarer Energien und der Elektromobilität, durch mehr Energieef¬ 
fizienz, durch ein Ende der Vernichtung großer Waldflächen - vor allem 
des tropischen Regenwaldes - und der Nutzung der gerodeten Flächen als 
Weiden, für Monokulturen usw. Geld für Investitionen wäre vorhanden. Tech¬ 
nisch-technologische Lösungen sind bekannt oder könnten durch gemeinsame 
weltweite Anstrengungen gefunden werden. 

Doch erst im Dezember 2015 wurde nach langen Verhandlungen und langem Zö¬ 
gern in Paris ein Klimaabkommen beschlossen, das die Begrenzung der globalen Erwärmung 

auf deutlich unter 2 ° C, möglichst 1,5 ° C im Vergleich zum vorindustriellen Niveau vorsieht und das die USA unter Trump, 
der den Klimawandel leugnet, wieder aufkündigten. Voraussetzung für die Einhaltung der Klimaziele war - und das war 
damals allen klar, die ihre Unterschrift unter das Abkommen setzten -, dass die Treibhausgasemissionen weltweit zwischen 
2045 und 2060 auf Null zurückgefahren werden und anschließend ein Teil des zuvor emittierten C0 2 wieder aus der Erd¬ 
atmosphäre entfernt werden muss. Bekannt war auch, dass andere Treibhausgase wie Methan (Landwirtschaft), Lachgas 
(Industrie, Autos, Landwirtschaft) usw., die mit heutigen Mitteln nicht gebunden werden können, viele Jahrzehnte oder 
gar Jahrhunderte lang in der Atmosphäre verbleiben und entsprechende Wirkungen zeigen. Das bedeutete, dass die Staa¬ 
ten sofort und entschieden Maßnahmen gegen Treibhausgasemissionen ergreifen mussten. Zwei Jahre später wurde im 
„The Emissions Gap Report 2017“ der UNO festgestellt, dass die Ziele des Pariser Abkommens nicht eingehalten werden 
können: Zu wenige Länder - darunter China - unternehmen dafür tatsächlich Anstrengungen. 

Der Widerstand ist groß. Nicht nur der der Energiekonzerne und der Automobilindustrie. Und nicht nur in den USA. 
Doch dahinter stehen nicht mangelndes Wissen. Es geht um Interessen und um Profite. Was zählt da das Leben von Men¬ 
schen oder gar das Überleben der Menschheit? Was zählt da die Zukunft? Da nimmt man für Maximalprofite auch den 
wieder zunehmenden Hunger und die bleibende Not in den ärmsten Ländern der Welt in Kauf - und schottet sich wie die 
EU oder die USA gegen die auch vor zunehmenden Naturkatastrophen Flüchtenden massiv ab. 

Wiederholter und ungewöhnlicher Starkregen in einigen Regionen (auch hierzulande), langanhaltende Dürreperio¬ 
den in anderen, ansteigende Wassertemperaturen in den Weltmeeren, immer verheerendere Stürme, das Schmelzen von 
Gletschern in den Hochgebirgen, der Gletscher und des Meereseises in den Polarregionen haben gravierende Folgen. In 
den nächsten Jahrzehnten werden Küstenregionen infolge des steigenden Wasserspiegels überschwemmt werden und In¬ 
seln im Meer versinken, extreme Wettererscheinungen infolge steigender Temperaturen noch weiter an Kraft gewinnen. 
Folgen sind die Zerstörung von Wohnhäusern und der Infrastruktur. Ernteausfälle werden wahrscheinlicher. Das trifft 
auch die entwickelten kapitalistischen Industriestaaten. Und auch hier wird es vor allem jene betreffen, die nicht über die 
Möglichkeiten verfügen, sich ausreichend abzusichern und zu schützen. 

In Programm der DKP von 2006 heißt es mit Marx und das bringt die Situation immer noch auf den Punkt: „Mit der 
Verelendung der Menschen geht die Zerstörung von Naturbeständen einher, der Lebensbedingungen künftiger Gene¬ 
rationen. ... 

Das kapitalistische Profitprinzip ist zu einer Gefahr für den Fortbestand der menschlichen Zivilisation geworden. ,Die 
kapitalistische Produktion ... untergräbt: die Erde und den Arbeiter’. (K. Marx: Das Kapital)“ nh 
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Lucas Zeise zu den „Paradise Papers“ 

Heiße Luft und blanker Neid 


H ier mal etwas ganz Sensationel¬ 
les: Es gibt Steuerparadiese. Sie 
werden von den Reichen dieser 
Welt dazu genutzt, die in ihrem Heimat¬ 
land fällige Steuer zu vermeiden. Das ist 
der Inhalt der mit großem Pomp publi¬ 
zierten „Paradise Papers“ Ein Team von 
etwa 1000 eifrigen, gut und internati¬ 
onal organisierten Journalisten hat ein 
Jahr lang - seit der Publikation der „Pa¬ 
nama Papers“ mit ganz ähnlichem In¬ 
halt - recherchiert und jetzt diese unge¬ 
heuerliche Wahrheit aufgedeckt. Mehr 
als eine Million „geheimer“ Dokumen¬ 
te wurde gesichtet. Die Journalisten 
werden nicht nur von ihren Arbeitge¬ 
bern (in Deutschland zwei öffentliche 
Rundfunksender und die „Süddeutsche 
Zeitung“) sondern unter anderem auch 
vom Multimilliardär George Soros und 
seiner „Open-Society-Stiftung“ bezahlt. 
Da packt uns Reporter und Redakteure 
bei der UZ der blanke Neid. Mit so viel 
Geld solch kernige Wahrheiten heraus¬ 
zufinden - das müsste doch schön sein! 


Die blanke Nachricht allein genügt 
natürlich nicht, um Zuschauer und Le¬ 
ser zu fesseln. Es bedarf konkreter Ge¬ 
schichten. Da gilt es unter den Dokumen¬ 
ten auszuwählen. In den USA verkauft 
es sich gut, dass Handelsminister Wilbur 
Ross tatsächlich an einer Gesellschaft be¬ 
teiligt ist, die an einer Firma mit Sitz in ei¬ 
nem Steuerparadies beteiligt ist, die Geld 
in einer Gesellschaft investiert hat, die 
Geschäfte mit Wladimir Putins Schwie¬ 
gersohn macht. Man erkennt ganz deut¬ 
lich und zum 100. Mal, dass der unpopulä¬ 
re US-Präsident von Russland gesponsert 
sein muss. Schlimmer noch ist, dass der 
Wohltätigkeitssänger Bono Steuerflücht¬ 
ling sein soll, und noch schlimmer, dass 


selbst die Queen einen Teil ihres erhebli¬ 
chen Vermögens vor „Her Majesty‘s In¬ 
land Revenue“ in einem Steuerparadies 
in Sicherheit gebracht hat. Ja sogar deut¬ 
sche Reiche, wie etwa Curt Engelhorn, le¬ 
gen Geld in den Bermudas an. Engelhorn 
hat den Sitz seiner ihm eigenen Chemie¬ 
firma „Böhringer-Mannheim“ schon 1985 
ganz transparent auf die Bermudas ver¬ 
legt - natürlich nur wegen der dortigen 
zahlreichen Golfplätze. 

Aber ist nicht, analog zum bekann¬ 
ten Satz Brechts, Wilbur Ross‘ aktuelle 
Steuervermeidung harmlos, verglichen 
mit seiner verbrecherischen Karriere als 
Eigentümer und Chef zweier „Private- 
Equity-Fonds“ die zwar von den USA 


aus gelenkt werden, ihren steuerlichen 
formalen Sitz aber immer in einer Steu¬ 
eroase haben? Und sind nicht die Steu¬ 
ervermeidungstechniken von Eliabeths 
II. Fondsverwaltern harmlos, verglichen 
mit der Tatsache, dass sich unter ihrer 
Herrschaft die meisten und übelsten 
Steueroasen (Jersey, Guernsey, Cayman 
Islands, Bahamas, Bermudas, Virgin Is¬ 
lands usw.) auf dem Globus finden? 

Richtig albern werden die Enthül¬ 
lungen aber erst mit den dazugehörigen 
Aussagen wichtiger Politiker. So begrüßt 
der deutsche Regierungssprecher Steffen 
Seibert glatt die Veröffentlichung der Pa¬ 
radiespapiere, denn so werde „Druck zu 
mehr Transparenz“ erzeugt. Justizminis¬ 


ter Heiko Maas fordert die „Veröffentli¬ 
chung transparenter Steuerregeln in der 
EU.“ EU-Finanzkommissar Pierre Mosco- 
vici fordert die EU-Staaten auf, stärker 
gegen die Steuerflucht vorzugehen. Scha¬ 
de, dass Wolfgang Schäuble nicht mehr Fi¬ 
nanzminister ist. Er hätte auf seine vielen 
Anstrengungen hinweisen können, das 
Thema Steuerflucht bei den G-7, den G-20 
und vor allem in der EU ganz oben auf 
die Tagesordnung zu setzen. Dort sitzt das 
Thema gut und ohne Konsequenz. 

Denn die Freiheit des Kapitalverkehrs 
sowie der Wettbewerb der Staaten um die 
Gunst des Kapitals sind die Grundsätze 
der EU und der anderen kapitalistischen 
Staaten. Sie machen die Steuervermei¬ 
dung über die Grenzen hinweg zum lega¬ 
len Pflichtprogramm für jeden Unterneh¬ 
mensfinanzchef und all jene Individuen, 
die als Kapitalisten und/oder Spekulan¬ 
ten so reich geworden sind, dass sich der 
bürokratische Aufwand der Steuerflucht 
lohnt. Es gibt kein Zeichen dafür, dass 
sich an diesem System etwas ändert. 


Seit Jahren arbeitet Markus Söder daran, endlich an 
die bajuwarische Spitze zu kommen. Immer intrigant, 
ständig seine fränkischen Truppen, besonders die der 
Jungen Union, anfeuerend, sieht er nun seine beste 
Chance. Das miserable Ergebnis der Bundestagswahl 
schieben er und seine politischen Freunde Horst See¬ 
hofer in die Schuhe, seine Adlaten fordern nun seit 
Wochen „glaubwürdigen personellen Neuanfang“. 

Dass Söderdie Symbolfigurfüreine kapitalfreund¬ 
liche und umweltfeindliche Politik in Bayern ist,ver- 
magseinem Standing wohl nichts anzuhaben. Söder 
steht noch ausgeprägter für ständig neue Gewerbe¬ 
gebiete, für unsinnige Umgehungsstraßen und das 
Plattmachen traditioneller Ortskerne. Begonnen als 
glühender Anhänger von Franz-Josef Strauß, ging er 
schon als 16-Jähriger in die CSU, machte die klassische 
Parteikarriere bis zum Generalsekretär und diente 
dabei Figuren wie Beckstein und bis jetzt Seehofer. 
Seit 2011 Staatsminister für Finanzen, ist er derjenige, 
der die Politik von Schäuble vehement vertreten hat, 
sowohl bei der„schwarzen Null“ wie auch gegenüber 
Griechenland und anderen europäischen Staaten. 
Den Mindestlohn lehnt er weiterhin vehement ab, 
seine Haltung gegenüber Harz-IV-Empfängern ist 
zynisch, beim Verkauf öffentlichen Wohneigentums 
war und ist er zügig dabei. Wenn ihm die Berichter¬ 
stattung in den Öffentlich-Rechtlichen Sendern nicht 
gefällt, nutzt er mit genügend Ellenbogeneinsatz in 
den Rundfunkbeiräten seinen Einfluss seinen Ein¬ 
fluss. 

Er darf als Musterexemplar für eine Politikerkaste 
gelten, der Eigennutz immer vor Gemeinnutz geht. 

HB 



Klassenkampf 

Warum Konzerne und Monopolparteien den Mittelstand umwerben 
Kolumne von Beate Landefeld 


Werner Sarbok zur Erneuerung der SPD 


Das wird nichts 


In der SPD hat der gescheiterte Kanz¬ 
lerkandidat eine anscheinend notwen¬ 
dige Debatte angestoßen: Wer braucht 
eigentlich diese Partei wofür? 

Zwingend ist diese Debatte aus 
Sicht von Nahles, Schulz & Co, weil sie 
nicht mehr auf den heißbegehrten Re¬ 
gierungsbänken sitzen. Um da wieder 
hinzukommen, stoßen jetzt genau die, 
die das Vertrauen hunderttausender 
Wähler verspielt haben, ausgerechnet 
eine Gerechtigkeitskampagne an. 

Dass Kapitalismus und soziale Ge¬ 
rechtigkeit für die arbeitenden Men¬ 
schen in einem argen Spannungsver¬ 
hältnis stehen, dürften ja viele auch 
Nicht-Kommunisten unterschreiben. 
Dass auch im Kapitalismus soziale 
Rechte erkämpft werden können, ist 
Gemeingut der gesamten Linken. Wenn 
aber eine sich sozialdemokratisch nen¬ 
nende Partei sich hergegeben hat, das 
Rad zurückzudrehen, um Lohn- und 
Rentenraub per Gesetz einzuführen, 
um mit der Agenda 2010 massenhaft 
Menschen in die Armut zu drängen 
und einen in der Bundesrepublik bisher 
beispiellosen Druck auf die Löhne der 
Beschäftigten auszuüben, hat sie sich 
komplett von ihren Wurzeln, ihrer Ba¬ 
sis und auch einem Großteil ihrer Wäh¬ 
ler verabschiedet. Mit dieser Politik ist 
die Führung der Partei im Lager derer 


angekommen, die bei ihrer Gründung 
die Gegner waren: Das Kapital und de 
ihm zugeneigten Parteien. 

Nun verkünden die Parteistrategen 
den Willen zur Erneuerung der SPD. 
Von Digitalisierung und mehr Basisnä¬ 
he ist da die Rede. Die „großen Linien“ 
der Partei sollen stärker herausgearbei¬ 
tet werden, um die „Neuaufstellung der 
SPD“ zu schaffen, lassen sie verlautba¬ 
ren. Und zart wird eine „Aufarbeitung 
der Agenda-Politik“ angedeutet. 

Nur eines ist leider nicht zu hören: 
Eine klare Stimme, die die SPD wie¬ 
der auf die Seite der arbeitenden Men¬ 
schen, ihrer Familien und die von der 
Arbeit Ausgegrenzten zurückbringen 
möchte. Die deutlich macht, dass die 
sozialen Schandtaten der SPD nicht 
mit etwas Fassadenfarbe, sondern durch 
einen grundsätzlichen Politikwechsel 
korrigiert werden können, wenn diese 
Partei wieder einen Wert für Arbeiter 
und Gewerkschafter erlangen möchte. 

Daher bleibt zu befürchten, dass 
die SPD das bleibt, was sie nun ist: 
Die Ersatzreserve für die Regierungs¬ 
bank, wenn es mal wieder darum geht, 
Drecksarbeit wie den Jugoslawien- 
Krieg oder Hartz IV zu erledigen, wo 
Ruhe vor allem an der Gewerkschafts¬ 
front gewünscht war. Nahles und Schulz 
stehen dafür jedenfalls zur Verfügung. 


Herbert Becker zur ZDF-Verfilmung von „Die schützende Hand“ 


Aufklärung unerwünscht 


Die CDU, seit Gründung der Bundes¬ 
republik Hauptpartei des deutschen 
Monopolkapitals, nennt den Mittel¬ 
stand „Rückgrat der deutschen Wirt¬ 
schaft“. Ein FDP-Flyer verkündet: 
„Wer den Mittelstand stärkt, stärkt das 
ganze Land“. Die Homepage des BDI, 
dessen Spitzenpersonal aus der Finan¬ 
zoligarchie stammt, preist den Mittel¬ 
stand als „Herz der deutschen Wirt¬ 
schaft“ und lobt: „Mittelständische Un¬ 
ternehmen stemmen den größten Teil 
der Wirtschaftsleistung, beschäftigen 
die meisten Mitarbeiter und tragen er¬ 
heblich zum unternehmerischen Steu¬ 
eraufkommen in Deutschland bei.“ 
Laut Institut für Mittelstands¬ 
forschung (IfM) gab es 2015 etwa 
3 469 000 Unternehmen in Deutsch¬ 
land. Sie differenzierten sich in 15 363 
Großunternehmen (= 0,44 Prozent al¬ 
ler Unternehmen) und 3 453 676 klei¬ 
ne und mittlere Unternehmen oder 
KMU (= 99,56 Prozent). Die 0,44 Pro¬ 
zent Großunternehmen erbrachten 65 
Prozent der Umsätze, die 99,56 Prozent 
KMU 35 Prozent. Die Machtstellung 
der Großkonzerne ermöglicht ihnen, 
einen Teil der Wirtschaftsleistung der 
KMU abzuschöpfen, durch Druck auf 
Preise und Löhne von Zulieferern, die 
oft technisch, ökonomisch oder finanzi¬ 
ell von ihnen abhängen. Diese Abhän¬ 
gigkeit ist für den BDI kein Thema. 
Vielmehr schießt er gegen eine „Po¬ 
litik“, die sich „zunehmend dem Ver¬ 


walten des Wohlstands verschrieben“ 
habe und das mittelständische Herz der 
Wirtschaft einschnüre. 

Laut IfM arbeiten 58 Prozent der 
sozialversicherungspflichtig Beschäf¬ 
tigten in KMU, 42 Prozent in Groß¬ 
konzernen. Doch auch hier muss man 
näher hinsehen, denn die 99,56 Pro¬ 
zent KMU setzen sich aus 88,2 Pro¬ 
zent Kleinstbetrieben (0-9 Beschäftig¬ 
te), 9 Prozent Kleinbetrieben (10-49 
Beschäftigte) und 2,2 Prozent Mittel¬ 
betrieben (50-499 Beschäftigte) zu¬ 
sammen. 52 Prozent der Unterneh¬ 
men haben gar keine Beschäftigten. 
Es sind 1-Personen-Unternehmen, 
Ich-AGs, Solo-Selbstständige, die oft 
nur deshalb „selbstständig“ sind, weil 
sie in die Prekarität abgedrängt wur¬ 
den. Gewiss sind darunter auch Gut¬ 
verdienende. Aber eben auch moderne 
„Halbproletarier“. 

Bei den Steuern spricht der BDI 
nur vom „unternehmerischen Steuer¬ 
aufkommen“. Hauptquellen der Steu¬ 
ereinnahmen sind Lohnsteuern, Um¬ 
satzsteuern und Verbrauchssteuern. 
Dass beim unternehmerischen Steu¬ 
eraufkommen die KMU womöglich 
stärker geschröpft werden als Groß¬ 
konzerne wäre angesichts von Steuer¬ 
oasen, Briefkastenfirmen und Schlupf¬ 
löchern, die Konzerne und Reiche für 
sich nutzen, nicht überraschend. Eine 
Schätzung der Hans-Böckler-Stiftung 
kam 2012 auf jährlich 100 Mrd. Euro 


Verlust durch Steuerhinterziehung in 
Deutschland. 

Warum wetteifern Politiker und 
Verbandsfunktionäre des Monopol¬ 
kapitals darin, dem „Mittelstand“ Lob 
und Fürsorge zukommen zu lassen? 
Das ist Teil des Klassenkampfs von 
Oben. Die Monopolbourgeoisie stellt 
etwa 0,1 Prozent der Bevölkerung, 
muss also stets eine genügend breite 
soziale Basis für die Akzeptanz ihrer 
Politik sichern. Neben der sozialpart¬ 
nerschaftlich eingebundenen Arbei¬ 
teraristokratie gehört der idealisierte 
„Mittelstand“ zu ihren bevorzugten 
Stützen in der Bevölkerung. 

Die Gegenstrategie brachte An¬ 
tonio Gramsci mit dem Konzept des 
„Stellungskriegs“ auf den Punkt: „Was 
lässt sich von Seiten einer erneuernden 
Klasse diesem phantastischen Komplex 
von Schützengräben und Befestigun¬ 
gen der herrschenden Klasse entgegen¬ 
setzen? Der Geist der Abspaltung, das 
heißt der fortschreitende Erwerb des 
Bewusstseins der eigenen geschichtli¬ 
chen Persönlichkeit, ein Geist der Ab¬ 
spaltung, der bestrebt sein muss, sich 
von der protagonistischen Klasse auf 
die potentiellen verbündeten Klas¬ 
sen auszuweiten: all das verlangt eine 
komplexe ideologische Arbeit, deren 
erste Bedingung die genaue Kenntnis 
des Feldes ist, das leergemacht werden 
muss von seinem menschlichen Mas¬ 
senelement.“ (Gefängnishefte, 374) 


Auf die ZDF-Verfilmung des Romans 
von Wolfgang Schorlau „Die schützen¬ 
de Hand“ durfte man gespannt sein. 
Darauf, wie es dieser staatsnahe Sender 
schafft, die Erkenntnisse der Hauptfi¬ 
gur, des Privatermittlers Dengler, so hin 
zu biegen, dass sie zumindest verwäs¬ 
sert werden. Die zweite Frage im Vor¬ 
feld war, traut sich etwa die Redaktion 
und das Drehbuch was? 

Nicht überraschend war, dass der Film 
eine eher ausgewogene Darstellung fin¬ 
det, es über lange Strecken sehr wort- 
lastig war und für Krimifreunde, die an 
Action oder Psycho-Spielchen interes¬ 
siert sind, eher langweilig empfunden 
werden konnte. Das Drehbuch versuch¬ 
te viel zu viel an Einzelheiten der Ro¬ 
manvorlage einschließlich der umfang¬ 
reichen Dokumente im Anhang den Fi¬ 
guren in den Mund zu legen, wer nicht 
schon vorher ein wenig im Thema drin 
war, fühlte sich möglicherweise über¬ 
fordert. Auch nicht überraschend war, 
dass es nicht den Mut gab, die Schluss¬ 
folgerungen, die Schorlau und sein Ro¬ 
manheld ziehen, so stehen zu lassen. 
Es wurde relativiert, der Vorwurf der 
„Verschwörungstheorie“ von Seiten der 
BKA-Leute und Beteiligten aus Ver¬ 
fassungsschutzämtern blieb gleichwer¬ 
tig stehen. Dass der Spielfilm ein we¬ 


nig schmonzettenhaft endet - Dengler 
holt seine Freundin, die Hackerin, aus 
der U-Haft raus und beide blinzeln in 
Amsterdam in die Sonne - ist für den 
vielleicht etwas beunruhigten Zuschau¬ 
er ein befriedigendes Ende. 

Dass dieser Roman überhaupt vom 
ZDF verfilmt wurde, mag man viel¬ 
leicht loben wollen, neben all den bil¬ 
ligen Unterhaltungsfilmchen und ab¬ 
genudelten Serien ist dies ein besserer 
Film. Wenn aber so konsequent ausge¬ 
blendet wird, warum die Staatsorgane 
ein so großes Interesse daran hatten - 
und immer noch haben -, solche terro¬ 
ristischen Gruppierungen aufzubauen, 
zu fördern und zu schützen, wenn das 
so unscheinbar klingende „Abschalten“ 
solcher Figuren bis hin zum Mord geht, 
dann ist der Film ein Ärgernis. Noch är¬ 
gerlicher ist, dass jeder, aber auch jeder 
Hinweis auf die politisch Verantwort¬ 
lichen ausbleibt, die für die finanzielle 
und personelle Ausstattung der Dienste 
zuständig sind. Die Erwähnung im Film, 
dass mehrere parlamentarische Unter¬ 
suchungsausschüsse auch nichts We¬ 
sentliches aufgedeckt hätten und wenn 
doch, Akten verschwanden und Zeugen 
nicht aussagen konnten oder wollten, 
sollte wohl entschuldigend beim Zu¬ 
schauer ankommen. 
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Das Jahr 1947 

Eine wichtige Zäsur auf dem Weg in den Kalten Krieg • Von Reiner Zilkenat 


D as Jahr 1947 war ein Schlüs¬ 
seljahr für die Geschichte der 
internationalen Beziehungen. 
Nur zwei Jahre, nachdem die Welt 
vom deutschen Faschismus und vom 
japanischen Militarismus befreit wor¬ 
den war, hatte sich der Kalte Krieg 
als dominierende Tendenz in der 
weltpolitischen Arena durchgesetzt, 
bestimmte er fortan die Handlungen 
der Regierungen und beeinflusste 
nachhaltig das Denken und Handeln 
vieler Millionen Menschen. 

Ein „amerikanisches 
Jahrhundert“? 

Bereits kurz nach der militärischen 
Zerschlagung des Faschismus begann 
die Truman-Administration damit, 
den Anspruch des US-Imperialismus 
auf die Weltherrschaft einzufordern 
und sukzessive durchzusetzen. Pro¬ 
klamiert wurde das „Amerikanische 
Jahrhundert“. Die militärische Basis 
dieses Anspruchs bildete das Atom- 
bomben-Monopol der USA, die da¬ 
von ausgingen, noch für längere Zeit 
im exklusiven Besitz dieser Massen¬ 
vernichtungswaffe zu bleiben. Not¬ 
falls „mit der Atombombe am Gür¬ 
tel“ - so formulierte es Präsident 
Harry S. Truman - sollten die Dip¬ 
lomaten die Interessen des Landes 
durchsetzen. Insgeheim entwickelten 
die Stabschefs der US-Streitkräfte 
bereits seit November 1945 detail¬ 
lierte Pläne für einen Atomkrieg ge¬ 
gen die UdSSR. Ökonomisch war der 
US-Imperialismus als einziges Land 
aus dem Zweiten Weltkrieg gestärkt 
hervorgegangen: Der US-Dollar war 
die unbestrittene globale Leitwäh¬ 
rung, die Vorräte an Gold und De¬ 
visen erreichten nie gekannte Grö¬ 
ßenordnungen, die USA waren der 
mit großem Abstand bedeutendste 
Gläubigerstaat und der Anteil der 
US-amerikanischen Wirtschaft an der 
Weltindustrieproduktion und an der 
globalen Ausfuhr war größer denn je. 
Die Lage in den Volkswirtschaften 
der Sowjetunion, Großbritanniens 
und Frankreichs bildete hierzu einen 
scharfen Kontrast. Politisch waren die 
Vereinigten Staaten im Vorteil, weil 
sie ihre Wünsche und Forderungen 
gegenüber anderen Ländern mit Hil¬ 
fe ihrer beinahe unerschöpflichen fi¬ 
nanziellen und wirtschaftlichen Res¬ 
sourcen flankieren konnten. Anders 
gesagt: Der US-Imperialismus nutzte 
nicht nur seine militärische, sondern 
auch seine ökonomische Stärke, um 
andere Staaten, die dringend auf Kre¬ 
dite sowie auf die Lieferung von Roh¬ 
stoffen, Nahrungsmitteln und Indust¬ 
riegütern angewiesen waren, politisch 
gefügig zu machen. Dies galt beson¬ 
ders, wenn es darum ging, militärische 
Stützpunkte im Ausland einzurichten 
und andere Länder zu veranlassen, in 
antisowjetische Bündnisse einzuwilli- 
gen oder ihre Rohstoffe auszubeuten. 

UdSSR nicht erpressbar 

Allerdings existierte von Beginn an 
ein Problem, das aus der Sicht von 
Präsident Truman und seiner poli¬ 
tischen und militärischen Ratgeber 
dringend einer Lösung bedurfte: Die 
UdSSR war zwar bereit, die Zusam¬ 
menarbeit mit den USA auch nach 
dem Krieg auf gleichberechtigter Ba¬ 
sis fortzusetzen, sie widersetzte sich 
jedoch allen Versuchen der Truman- 
Administration, ihre Politik den Im¬ 
perativen des US-Imperialismus un¬ 
terzuordnen. Auch ökonomisch ließ 
sich die sowjetische Führung nicht 
ködern. Ungeachtet der Verwüstun¬ 
gen, die von der Nazi-Wehrmacht in 
mehr als drei Jahren der Okkupati¬ 
on angerichtet worden waren und 
die geradezu gigantische Anstren¬ 
gungen erforderten, um die Industrie 
und Landwirtschaft sowie die Infra¬ 
struktur wiederherzustellen und ein 
normales Leben für viele Millionen 
Menschen zu ermöglichen, unternah¬ 
men die sowjetische Regierung und 
die KPdSU alles Erdenkliche, um aus 
eigenen Kräften das Land wiederauf¬ 


zubauen. Dabei war die Notwendig¬ 
keit, das US-amerikanische Atom¬ 
bombenmonopol zu brechen, mit er¬ 
heblichen Kosten und dem Verbrauch 
wertvoller Ressourcen verbunden, die 
für die Rekonstruktion der Ökono¬ 
mie und der Infrastruktur fehlten. Mit 
Hilfe von zwei aufeinander folgenden 
Fünfjahrplänen gelang es jedoch, das 
Niveau der Vorkriegsproduktion zu 
erreichen und in wichtigen Branchen 


scheiterten, analog zu den Verstaatli¬ 
chungen wichtiger Industriebranchen 
in Großbritannien, auch in West¬ 
deutschland den Bergbau und die 
Schwerindustrie sowie andere Berei¬ 
che der Volkswirtschaft in staatliches 
Eigentum zu überführen. Zugleich 
wurde auf US-amerikanische Initiati¬ 
ve die Entnazifizierung verzögert und 
schließlich weitgehend beendet sowie 
ein „Industrieplan“ beschlossen, der 



Die USA mit Weltherrschaftsansprüchen: Präsident Truman (2. von links) mit 
UN-Botschafter Warren Austin (links), Außenminister George C. Marshall und 
dem republikanischen Senator Arthur H. Vandenberg (13. August 1947) 


deutlich zu übertreffen sowie bereits 
im August 1949 den ersten erfolgrei¬ 
chen Kernwaffenversuch durchzu¬ 
führen. Selbstverständlich war die 
Truman-Administration unter die¬ 
sen Voraussetzungen nicht dazu be¬ 
reit, dem mehrfach von der sowjeti¬ 
schen Führung geäußerten Wunsch 
zu entsprechen, den Wiederaufbau 
des Landes mit Dollar-Krediten zu 
unterstützen. Die Sowjetunion war 
jedoch ungeachtet ihrer schwierigen 
wirtschaftlichen Lage zu keiner Zeit 
willens, sich von den USA erpressen 
zu lassen. 

Westdeutschland nach 
der Befreiung 

Deutschland war von Beginn an eines 
der Hauptaktionszentren des Kalten 
Krieges. Hier standen sich die Streit¬ 
kräfte der UdSSR und der USA sowie 
Großbritanniens direkt gegenüber. 
Hier galt es, gemäß den Beschlüssen 
der „Großen Drei“ von Jalta (Februar 
1945) und Potsdam (Juli/August 1945), 
die Demokratisierung und Entnazifi¬ 
zierung der Gesellschaft zu realisie¬ 
ren, die deutsche Rüstungsindustrie 
zu zerschlagen sowie die Besatzungs¬ 
politik möglichst einvernehmlich 
durchzuführen. Mit anderen Worten: 
Die Politik der Besatzungsmächte in 
Deutschland, das Niveau ihrer Koope¬ 
ration bzw. ihrer Meinungsverschie¬ 
denheiten waren wichtige Indikatoren 
für den Zustand der Beziehungen zwi¬ 
schen den USA und ihrem Juniorpart¬ 
ner Großbritannien einerseits und der 
UdSSR andererseits. Was die Stufen 
der Eskalation des Kalten Krieges an¬ 
betraf, so war Deutschland der Ort, an 
dem die USA ziemlich schnell nach 
Kriegsende demonstrierten, dass sie 
ihre Interessen ohne Beachtung der 
legitimen ökonomischen und Sicher- 
heitsanliegen der Sowjetunion zu for¬ 
mulieren gedachten. Die UdSSR war 
für sie von Anfang an kein gleichbe¬ 
rechtigter Partner, sondern ein uner¬ 
wünschter Störenfried beim Versuch, 
die Interessen des US-Imperialismus 
weltweit durchzusetzen. 

1947 spitzte sich der Kalte Krieg 
zu, er wurde endgültig zur Determi¬ 
nante in den internationalen Bezie¬ 
hungen. In Deutschland wurde dies 
an den Handlungen der US-amerika¬ 
nischen Militärregierung deutlich, die 
ihre Zone zum 1. Januar 1947 mit der 
britischen Zone zur „Bizone“ verei¬ 
nigten, wobei alle Versuche der Briten 


dem produzierenden Gewerbe einen 
Güterausstoß auf Vorkriegsniveau ge¬ 
stattete. Vor allem aber erhielt die Bi¬ 
zone rasch staatliche Strukturen, be¬ 
stehend aus einem Parlament („Wirt- 
schaftsrat“), einem Obersten Gericht 
und einer regierungsähnlich organi¬ 
sierten Exekutive. Eine eigenständi¬ 
ge Währung wurde vorbereitet. In der 
Perspektive ging es um die Schaffung 
eines westdeutschen Separatstaates, 
der sich in der politischen und wirt¬ 
schaftlichen Abhängigkeit der USA 
befinden sollte. Dass diese Maßnah¬ 
men den Beschlüssen der Alliierten 
diametral zuwiderliefen und ohne 
vorherige Absprachen mit der Sowjet¬ 
union verwirklicht wurden, hatte sei¬ 
nen Grund. Es ging den USA darum, 
das Besatzungsregime in Deutschland 
den 1947 getroffenen Beschlüssen der 
Truman-Administration anzupassen. 
Worum handelte es sich dabei? 

Die „Truman-Doktrin“ 
und ihre Folgen 

Am 12. März 1947 hatte Präsident 
Truman vor dem Kongress angekün¬ 
digt, dass die USA fortan alle Länder 
politisch, ökonomisch und auch mili¬ 
tärisch unterstützen würden, die sich 
gegen die angeblich expansive Politik 
der UdSSR wehren wollten („Truman- 
Doktrin“). Kurz darauf wurden die 
Weichen für großzügige Lieferungen 
von Rüstungsgütern an westeuropäi¬ 
sche Staaten gestellt, die zu einem er¬ 
heblichen Teil als „Geschenke“ offe¬ 
riert wurden. Schließlich hielt der US- 
amerikanische Außenminister George 
C. Marshall am 6. Juni 1947 in der 
Harvard-Universität eine Aufsehen 
erregende Rede, in der er die Bereit¬ 
schaft seines Landes ankündigte, den 
Staaten Westeuropas in den kommen¬ 
den Jahren mit Hilfe vieler Milliarden 
Dollars zu helfen, den Wiederaufbau 
ihrer Wirtschaft zu beschleunigen. Al¬ 
lerdings wurden die Dollar-Milliarden 
hauptsächlich dafür aufgewandt, aus 
den USA importierte Industriegü¬ 
ter zu bezahlen, sie stellten also zu¬ 
gleich ein Konjunkturprogramm für 
die Volkswirtschaft der USA dar. Der 
Preis für diese „Hilfen“ war hoch: Er 
bestand letztlich darin, gemeinsam 
mit dem US-Imperialismus einen so 
genannten Atlantikpakt zu schaffen, 
der politisch und militärisch auf die 
UdSSR zielte. In Moskau war den 
politisch Verantwortlichen schon seit 
längerem klar, dass ein solches Mili¬ 


tärbündnis nur dann erfolgreich ge¬ 
schmiedet werden konnte, wenn das 
große Industriepotenzial der Westzo¬ 
nen und die „militärischen Erfahrun¬ 
gen“ der Militärelite des deutschen 
Imperialismus, die zwei Weltkriege 
geführt hatte, in den antisowjetischen 
Pakt eingebracht werden konnten. Da¬ 
raus wiederum ergaben sich weitrei¬ 
chende Konsequenzen für die Besat- 
zungspolitik des US-Imperialismus in 
Deutschland. 

Zum einen hatte das US-Militär 
bereits unmittelbar nach dem Kriegs¬ 
ende damit begonnen, Spezialisten 
aus der deutschen Rüstungsindustrie 
in die USA zu fliegen, um sich die Er¬ 
gebnisse ihrer Forschungsarbeiten, vor 
allem hinsichtlich der Konstruktion 
moderner Raketentechnik, nutzbar zu 
machen. Wernher von Braun und sei¬ 
ne engsten Mitarbeiter, die Schöpfer 
der Raketen V-l und V-2, sind hierfür 
die bekanntesten Beispiele. Zum an¬ 
deren wurden zahlreiche Angehörige 
der Repressionsbürokratien des deut¬ 
schen Faschismus insgeheim verpflich¬ 
tet, ihre Erfahrungen und Kenntnisse 
aus dem Krieg gegen die Sowjetunion 
und gegen Widerstandsbewegungen 
in allen Teilen Europas künftig den 
US-Geheimdiensten zur Verfügung 
zu stellen. Sehr gern nahm man auch 
die Bereitschaft der ehemaligen Gene¬ 
ralstabsabteilung „Fremde Heere Ost“ 
unter Generalmajor Reinhard Gehlen 
zur Kenntnis, die über das Kriegsen¬ 
de geretteten Unterlagen über die 
Verhältnisse in der UdSSR, die Kar¬ 
teien mit den Namen noch nicht ent¬ 
tarnter Agenten in der Sowjetunion 
sowie die Expertise der Angehörigen 
dieses faschistischen Geheimdienstes, 
den US-amerikanischen Autoritäten 
uneingeschränkt zur Verfügung zu 
stellen. Damit nicht genug. Ehemali¬ 
ge Gestapo-Schergen, so zum Beispiel 
der berüchtigte „Folterer von Lyon“, 
der in Frankreich zum Tode verurteilte 
Kriegsverbrecher SS-Hauptsturmfüh- 
rer Klaus Barbie, wurden von der 1947 
gegründeten CIA bzw. dem Armeege¬ 
heimdienst CIC (Central Intelligence 
Corps) als Experten für die „Bekämp¬ 
fung des Kommunismus“ in Diensten 
genommen. Zugleich waren zahlreiche 
Generäle und Stabsoffiziere der Nazi- 
Wehrmacht von der US-amerikani¬ 
schen Armee in einer eigens geschaf¬ 
fenen „Historical Division“ damit be¬ 
auftragt worden, ihre Erfahrungen im 
Angriffskrieg gegen die UdSSR zu 
Papier zu bringen und daraus resul¬ 
tierend Strategien zu entwickeln, um 
eine erneut zu entfesselnde Aggres¬ 
sion gegen den ersten sozialistischen 
Staat, diesmal unter der Regie des US- 
amerikanischen Militärs, „erfolgreich“ 
durchzuführen. 

General Clay wird aktiv 

Während diese Aktionen unter strik¬ 
ter Geheimhaltung vollzogen wurden, 
geschahen die Schritte zur Schaffung 
eines westdeutschen Separatstaates 
vor den Augen der Weltöffentlich¬ 
keit. Nachdem die Stabschefs der 
US-Streitkräfte am 15. Juli 1947 die 
Direktive JCS 1779 an die Militärre¬ 
gierung unter General Lucius D. Clay 
gesandt hatten, war der Kurs für die 
zukünftig zu treffenden Maßnahmen 
in der amerikanischen Besatzungszo¬ 
ne bzw. in der Bizone deutlich vorge¬ 
zeichnet. Mit den Worten des Histori¬ 
kers und ehemaligen Mitarbeiters der 
US-Militärregierung John H. Bäcker: 
„Der Kampf um ein starkes West¬ 
deutschland als Bollwerk gegen den 
Kommunismus war für Clay jetzt in 
den Vordergrund getreten und hatte 
das Ringen um die Einheit Deutsch¬ 
lands abgelöst.“ {John H. Bacher, Die 
deutschen Jahre des Generals Clay. 
Der Weg zur Bundesrepublik 1945- 
1949, München 1983, S. 234). Am 
3. November 1947 formulierte Gene¬ 
ral Lucius D. Clay in einem vertrau¬ 
lichen Schreiben an den stellvertre¬ 
tenden Kriegsminister William Dra- 
per in dankenswerter Offenheit: „Ich 
muss mit allem mir zur Verfügung 


stehenden Ernst sagen, dass 42 Milli¬ 
onen Deutsche in der britischen und 
amerikanischen Zone der stärkste 
Vorposten gegen das kommunisti¬ 
sche Vordringen sind den es irgend¬ 
wo gibt.“ (Ebenda, S. 235) Die Ver¬ 
handlungen im Alliierten Kontrollrat 
wurden somit für die US-Amerikaner 
und ihre britischen Verbündeten wäh¬ 
rend des Jahres 1947 immer mehr zu 
Alibiveranstaltungen, die der Weltöf¬ 
fentlichkeit und besonders den Deut¬ 
schen eine „ehrliche Gesprächsbe¬ 
reitschaft“ mit den Repräsentanten 
der Sowjetischen Militäradministra- 
tion in Deutschland (SMAD) vorgau¬ 
keln sollten. In Wahrheit war die US- 
amerikanische Besatzungspolitik in 
Deutschland funktional dem Kalten- 
Kriegs-Kurs, der in Washington end¬ 
gültig das gesamte politische Handeln 
bestimmte. 

UdSSR warnt vor Blockbildung 

Die sowjetische Führung, die alle 
in den Hauptstädten der USA und 
Großbritanniens geführten Debatten 
über die Konstituierung eines antiso¬ 
wjetischen Staatenblocks aufmerksam 
verfolgte, hatte frühzeitig die Weltöf¬ 
fentlichkeit vor einem Abgleiten in 
eine Periode politischer und militä¬ 
rischer Spannungen gewarnt. Bereits 
am 19. November 1945 veröffentlichte 
die Tageszeitung der KPdSU „Praw- 
da“ einen Leitartikel, in dem es unter 
anderem hieß: „Die Lehren der Ver¬ 
gangenheit haben uns gemahnt, ge¬ 
gen Staatenblocks sehr auf der Hut 
zu sein. Einige der Projektemacher 
erklären ganz freimütig, dass ihre 
Pläne auf die Erzielung einer Isolie¬ 
rung der Sowjetunion gerichtet seien.“ 
Einflussreiche Kreise seien am Werk, 
die „über die Unvermeidlichkeit eines 
Krieges zwischen den Angelsachsen 
und der UdSSR“ redeten {Keesing’s 
Archiv der Gegenwart, XV. Jg., 1945, 
S. 437G). 

Auch die Diskussionen auf den al¬ 
liierten Außenministerkonferenzen in 
London (Juli/August 1947) und Mos¬ 
kau (November/Dezember 1947), de¬ 
nen eigentlich die Aufgabe zugedacht 
war, Probleme der Besatzungspolitik 
in Deutschland einvernehmlich zu 
lösen und einen Friedensvertrag mit 
der Regierung eines zu schaffenden 
einheitlichen Deutschlands vorzu¬ 
bereiten, konnten die US-amerika¬ 
nische Haltung nicht verändern. In 
der Bizone, die ab 1. Januar 1949 mit 
der Integration der französischen 
Besatzungszone zur Trizone erwei¬ 
tert wurde, waren 1947 alle Weichen 
für einen westdeutschen Separat¬ 
staat gestellt worden, in dem die Mo¬ 
nopolbourgeoisie ihre Herrschaft 
wieder aufrichten und durch ihre 
politischen Prokuristen maßgeblich 
die Regierungsgeschäfte bestimmen 
konnten. Einzelne ihrer Repräsentan¬ 
ten, die wegen „Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit“ und anderer Delik¬ 
te inhaftiert worden waren, befanden 
sich bald wieder in Freiheit und nah¬ 
men Vorstands- und Aufsichtsrats¬ 
mandate wahr. Man denke nur an 
Gustav Krupp von Bohlen und Hai¬ 
bach und die Topmanager der IG Far¬ 
benindustrie. Und nicht zu vergessen: 
Sie verdienten - schneller als sie es 
hätten erwarten können - von der in 
den fünfziger Jahren einsetzenden 
Wiederbewaffnung der BRD. 

Als das Jahr 1947 sich seinem 
Ende zuneigte, war der Weltfrieden 
ein äußerst fragiles Gebilde gewor¬ 
den und die deutsche Einheit in weite 
Ferne gerückt. Die Weltherrschafts¬ 
ansprüche des US-Imperialismus sind 
bis zum heutigen Tage die entschei¬ 
dende Quelle für die Gefährdung des 
Friedens. Und wie 1947 gilt: Nur wenn 
alle friedliebenden Kräfte, wie unter¬ 
schiedlich ihre politischen Auffas¬ 
sungen, ihre Religionen und Weltan¬ 
schauungen auch sein mögen, vereint 
handeln, kann den Kriegsbrandstif¬ 
tern im Weißen Haus und ihren La¬ 
kaien im In- und Ausland erfolgreich 
Paroli geboten werden. 
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Klassiker voll Hoffnung - trotz alledem 


Jack Londons „Die Eiserne Ferse“ lohnt sich auch heute noch zu lesen 


ff 

D er US-amerikanische 
Schriftsteller Jack 
London (1876-1916) 
ist vor allem bekannt durch 
das Verfassen zahlreicher 
Abenteuerromane. Weniger 
bekannt ist, dass sich London 
in Essays zum Sozialismus 
bekannte und mit seinem 
Werk „Die eiserne Ferse“ im 
Jahr 1907 einen großartigen 
gesellschaftskritischen Ro¬ 
man geschrieben hat. 

Originell ist der Aufbau 
der „Eisernen Ferse“: Der 
Roman ist als Manuskript 
verfasst, das im 26. Jahrhun¬ 
dert von einem Historiker 
aufgefunden wird. Zu diesem 
Zeitpunkt lebt die Mensch¬ 
heit in Frieden und Freiheit, 
in einer Gesellschaft der glei¬ 
chen Rechte. Der Historiker 
bearbeitet das Manuskript 
und versieht es mit Fußnoten. 
Das Manuskript geschrieben 
hat Avis Everhard rund 700 
Jahre früher. 

Es beschreibt das Wir¬ 
ken ihres Mannes, des Re¬ 
volutionärs Ernest Ever¬ 
hard, in den Jahren 1912 bis 
1932. Dieses sind Jahre des 
Kampfes der Arbeiter gegen 
Ausbeutung und Unterdrü¬ 
ckung. Die Reaktion der 
Mächtigen - Jack London 
nennt sie in seinem Roman 
„Oligarchen“ - ist grausam 
und blutig. Gnadenlos zer¬ 
treten sie - einer eisernen 
Ferse gleich - jegliche Form 
des Widerstandes. 



Jack London, Abenteuerschriftsteller und Sozialist 


Es ist, als hätte London 
den Faschismus vorhergese¬ 
hen und beschrieben. Trotz 
der Beschreibung einer 
dunklen Zeit, einer Zeit der 
Kämpfe und Niederlagen, 
stimmt „Die Eiserne Ferse“ 
nicht pessimistisch. Denn 
ein wichtiges Element des 
Romans sind die vom His¬ 
toriker eingefügten Fußno¬ 
ten, die nötig sind, um den 
freien Menschen der späte¬ 
ren Epoche das ihnen frem¬ 
de Leben im kapitalistischen 
Zeitalter zu verdeutlichen. 
Einem Gruß aus freier Ge¬ 
sellschaft gleich scheint es, 
wenn eine Fußnote erklärt: 
„Solange das System der 
kapitalistischen Produktion 
existierte, stritten Arbeit und 
Kapital sich über die Teilung 
des gemeinschaftlichen Ge¬ 
winnes. Uns erscheint das 
heute als lächerliches Schau¬ 
spiel! “ Oder über Karl Marx: 
„Es erscheint uns heute un¬ 
glaublich, dass seit den öko¬ 
nomischen Entdeckungen 
von Marx Generationen 
verstrichen sind, in denen er 
von anerkannten Denkern 
und Gelehrten verspottet 
wurde.“ 

London schien über¬ 
zeugt davon, dass eine bes¬ 
sere Welt kommen wird. Die 
Lektüre der „Eisernen Fer¬ 
se“ in unserer Zeit kann hel¬ 
fen, die Hoffnung darauf zu 
stärken. 

Gesine Pillardy 


Wir rühren an den Schlaf der Welt 

Musikalisches Bekenntnis des Berliner Hans Beimler Chors zum Oktober-Jubiläum 


Kultursplitter 


Wilhelm II 

Die Film- und Fernsehgesellschaft Ufa 
will in einer Serie, direkt mit mehreren 
Staffeln geplant, das Leben von Wil¬ 
helm II. ins Fernsehen bringen. Wenn 
es nach den Machern geht, soll die Ent¬ 
wicklung von einem ungeliebten Kind 
zu einem mächtigen und gefährlichen 
Herrscher nachgezeichnet werden. Am 
Drehbuch sitzen Dorothee Schön und 
Sabine Thor-Wiedemann, die auch die 
Drehbücher für die Serie „Charite“ 
über das Berliner Klinikum geliefert 
hatten. So wie diese Produktion ange¬ 
legt war, menschelnd und individualis¬ 
tisch, verspricht die neue Produktion 
nichts, auf das man sich freuen könnte. 
„Die schwierige Kindheit Wilhelms II. 
ist für uns das menschliche Saatkorn 
für die fatale kriegerische Entwick¬ 
lung im Europa des 20Jahrhunderts“ 
erklärten die Damen. Also die immer 
wieder vernutzte Schönschreiberei und 
der Versuch, über die Psychocouch al¬ 
les zu begründen. 

Gurlitt-Debakel 

Die Doppelausstellung „Bestands¬ 
aufnahme Gur litt“ startet nach Bern 
auch in Bonn. Auf den Werken gro¬ 
ßer Künstler - wie Dix, Kandinsky und 
Klee - liegt indes der Schatten der NS- 
Geschichte. Sowohl im Berner als auch 
im Bonner Ausstellungsteil wird Wert 
auf Vermittlung und die Demonstrati¬ 
on von Transparenz gelegt: Anstelle der 
üblichen kleinen Labels mit dem Titel 
des Werkes finden sich nun unter jedem 
Bild übergroße Angaben zur Proveni¬ 
enz, also zu Herkunft und Weg des je¬ 
weiligen Bildes seit seiner Entstehung. 
Hildebrand Gurlitt war ein angesehe¬ 
ner Kunsthistoriker und Leiter mehre¬ 
rer Museen, bevor er in der Zeit des Fa¬ 
schismus als Kunsthändler für die NS- 
Prominenz arbeitete. Nach dem Krieg 
und kurzem Verfahren wurde er Leiter 
des Kunstvereins für die Rheinlande 
und legte - wohl auch aus den Käu¬ 
fen der Vorjahre - eine umfangreiche 
Privatsammlung an. Die Provenienz¬ 
recherchen nach dem Auffinden von 
über 1200 Bildern beim Sohn Cornelius 
Gurlitt werden derzeit noch mit mehr 
als siebenhundert Positionen beziffert. 
Klar ist wohl, das meiste war üblicher 
Dreckshandel durch das Ausnutzen 
von Macht und Einfluss, besonders in 
Frankreich. Der Kunstmarkt wäre froh, 
wenn die meisten dieser Bilder nicht 
auf den Markt gelangen würden, denn 
diese Menge würde die Preise verder¬ 
ben. Dass die Aufarbeitung schleppend 
verläuft, hat mit dem Wunsch zu tun, die 
vielen und alle Branchen betreffenden 
„Arisierungen“ und „Beutegutvermö¬ 
gen“ nicht weiter und intensiver zu ver¬ 
folgen. 

#Metoo 

Unter diesem Hashtag läuft seit eini¬ 
gen Wochen eine große mediale Kam¬ 
pagne. Ausgelöst durch die sexuellen 
Belästigungen oder Schlimmeres des 
US-Filmproduzenten Harvey Wein¬ 
stein melden sich in vielen Ländern 
viele Frauen, besonders aus der Glit¬ 
zerwelt von Film und TV, aber auch 
weit darüber hinaus. Mittlerweile ha¬ 
ben mehr als 1 Million Frauen dazu ge- 
postet. Viele Erklärungen werden ge¬ 
liefert, warum solche Übergriffe, verbal 
und/oder handfest, stattfinden, warum 
den meisten Männern jegliches Schuld¬ 
gefühl fehlt und warum viele Frauen 
erst nach Jahren oder Jahrzehnten da¬ 
rüber reden können. Das Gerede vom 
„Geschlechterkampf“, von „Sexismus“ 
und „Rollenverhalten“ führt sicherlich 
nicht weiter, aber leider lesen sich vie¬ 
le der Posts als hilflose Versuche und 
sogar eigene Mitschuld wird bemüht. 
Manche Kommentatoren kommen auf 
die richtige Spur: Sexuelle Gewalt ist 
Ausdruck von Machtverhältnissen und 
Macht ist immer Ausdruck von Herr¬ 
schaft, die auf Ausbeutung und Unter¬ 
drückung basiert. Zu wünschen wäre, 
dass Männer und Frauen, für die Klas¬ 
senkampf und sozialistische Umgestal¬ 
tung keine Fremdworte sind, sich ge¬ 
meinsam diesem Phänomen stellen und 
Antworten geben. 

Herbert Becker 


„Die Internationale“ im Chorsatz zum 
Einstimmen für das Neuköllner Pub¬ 
likum, damit endeten die beiden Kon¬ 
zerte des Berliner Hans Beimler Chors 
vom Wochenende in der „Werkstatt der 
Kulturen“. Im beachtlich erweiterten 
proletarischen Repertoire stieg auch 
der Anteil an mehrstimmigen Musi¬ 
cal-, Kabarettchanson- oder Schlager¬ 
hit-Bearbeitungen: Ganz im Sinn der 
gemeinsam verabredeten Wirkungs¬ 
strategie, heute wieder eingreifendes 
Denken im Sinne von Brecht und Eis¬ 
ler vergnüglich anzustoßen. Die Freude 
an gemeinsam glückender Raffinesse ist 
dem 30-köpfigen Ensemble anzumer¬ 
ken, manch rhythmisch vertrackter Ein¬ 
satz mag sich noch routiniert einschlei¬ 
fen. Bleibende Anliegen aus überliefer¬ 
ten Chorsätzen der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts Jahre in vier thema¬ 
tischen Kapiteln treten schlaglichtartig 
von Bildern einer Projektionsleinwand 
hervor. Dazu kommt eine Auswahl ge¬ 
sprochener Texte von Marx bis Becher, 
Brecht und Nazim Hikmet. Mit ihrem 
Leiter Johannes C. Gail beteiligten sich 
mehrere Chormitglieder an den entste¬ 
hungsgeschichtlichen Einordnungen 
fürs Programmheft. 

Im vierteiligen Programm bekennt 
sich der Chor zu „Lektionen“ des 
Klassenkampfs. Er thematisiert Aus¬ 
beutung, Profit-Logik, das „ Lob der 
Dialektik“ im Kampf um „Das was 
wir brauchen“ , was ganz praktisch vo¬ 
raussetzt „ Wir rühren an den Schlaf 
der Welt“ . Was Tracy Chapman 1988 
in praktischer Solidarität für Nelson 
Mandela vor Tausenden im Londoner 
Wembley-Stadion sang - „ Talkin’ bout 
a revolution“ -, hat Johannes C. Gail 
hier für den Chor passend gesetzt. 

Der Einstieg ins Programm voll¬ 
zieht sich beschwingt und kritisch mit 
„Money, Money“ aus John Kanders 
Musical „ Cabaret“ - reizvoll im wech¬ 
selndem Foxtrott- und Ragtime-Rhyth¬ 
mus. Hanns Eislers Song „XJber die be¬ 
lebende Wirkung des Geldes“ gewinnt in 
Hartmut Fladts Chorsatz neue Schärfe. 
Den Chortenor Matthias Preuß und Jo¬ 


hannes Gail in musikalisch textgetreuer 
Virtuosität erlebt man vergnüglich mit 
Kurt Weills „ Dreigroschenoper-Ballade 
vom angenehmen Leben “. „Ich war so 
gerne Millionär“ ihrem ’91er-Hit, ver¬ 
passte ein Mitglied der „Prinzen“ selbst 
einen raffiniert-ironischen A-cappella- 
Chorsatz. 

Nur in Aufzählung hervorzuheben 
sind Lieder in weiteren Programm¬ 
blöcken. Der titelgebende um Georg 
Kreislers „ Meine Freiheit, deine Frei¬ 
heit“ enthält auch sein „ Kapitalisten¬ 
lied“ und den rhythmisch reizvollen 
„Konjunktur-Cha-Cha-Cha“ aus Hazy 
Osterwalds 60er Jahren (witzig in Niels 
Frederic Hoffmanns Chorsatz). Die 
Zeitreise geht zurück zu Hermann 
Scherchens Vertonung zur Nachdich¬ 
tung „ Wir sind so gemein“ - über die 
sich zu Marx’ Zeiten entwickelnde Ar¬ 
beiterklasse in England, Autor Ernest 
Jones - und zu Erich Weinerts/Karl 
Rankls Wehwirtschaftskrisen-,,L/ed 
vom Abbau“ Nazim Hikmets/Hart- 
mut Fladts Elendsschilderung „ Die 
Meisten “ korrespondiert mit dem Auf¬ 
trag, von den Ursachen nicht wegzu¬ 
sehen, in Brecht/Eislers „ Falladah, die 
du hangest“ mit Christiane Möbius als 
Solistin. Die durch Ernst Busch mit der 
Weltwirtschaftskrise 1929 bekanntge¬ 
wordene Eisler- „Ballade von den Sä- 
ckeschmeißern“ und Eislers ironisch 
gefärbte Zeitkritik am gar nicht klas¬ 
senkämpferischen Deutschen Allge¬ 
meinen Chorverband in „ Liturgie vom 
Hauch“ führt gedanklich übergreifend 
zum Beginn seiner Zusammenarbeit 
mit Brecht, in den die beiden letzten 
Blöcke einmünden. 

Das Eisler-Kapitel „Wir rühren an 
den Schlaf der Welt“ enthält „Resolu¬ 
tion (der Kommunarden)“, „ Vorwärts 
die Zeit!“ nach Majakowski, das für die 
Überschrift abgewandelte Lenin-Lied 
nach Becher und ergänzend aus Ale¬ 
xander Davidenkos Oktober-Oratori¬ 
um von 1927 „Die Straße dröhnt“ 

„Das ist, was wir brauchen!“ heißt 
der Einstieg ins Finale mit dem schon 
erwähnten Chapman-Aufruf im eige¬ 


nen Chor-Satz. Bei Zeugnissen aus 
Eislers unmittelbar bevorstehenden 
Übergang in die Kampfmusikphase 
um die 30er Jahre ist der mitgestal¬ 
tende Anteil begleitender Instrumen- 
talisten stärker gefragt (Anastasia Sa- 
domski, Patrick Wildermuth, Klavier, 
Albrecht Riermeier, Schlagzeug): 
„Kohlen für Mike“ , eine frühe Solida¬ 
ritätsballade Brechts, das vor über 120 
Jahren in Frankreich gedichtete „Ban¬ 
kenlied“ und „Auf den Straßen zu sin¬ 
gen“ von David Weber. „Der zerrissene 


Rock“ und „Lob der Dialektik“aus der 
„Mutter“- Kantate verfehlen ihre auf¬ 
rüttelnde Wirkung nicht. 

Nicht zuletzt: Bildlich gewisser¬ 
maßen an den Grabstein des Spani¬ 
enkämpfers Hans Beimler gerückt, 
sang der Chor seinem Namensgeber 
zu Ehren David Webers „An Stelle ei¬ 
ner Grabrede“ .Aus der allseitigen For¬ 
mung durch und mit dem Eisler-Exper¬ 
ten Johannes C. Gail ergibt sich eine 
schöne zehnjährige Zwischenbilanz. 

Hilmar Franz 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Ditte Gerns 
„Nationalitätenpolitik 
der Bolschewiki“ 

Die Herausbildung der bolschewisti¬ 
schen Konzeption der Nationalitätenpoli¬ 
tik von den Anfängen der marxistischen 
Bewegung in Russland bis zur ersten 
Verfassung der UdSSR. 

Eine umfangreiche Arbeit, die sich auf sowjetische Quellen 
stützte, die vorher nicht zugänglich waren. Stichpunkte aus 
dem Inhalt: Zur Theorie der Nation / Die ersten Stellungnah¬ 
men der russischen Marxisten zur nationalen Frage / Die Be¬ 
handlung der nationalen Frage auf dem II. Parteitag der SDA- 
PR 1903 / Die Diskussion der nationalen Frage während des 
Ersten Weltkrieges / Die Gründung der UdSSR und die Verab¬ 
schiedung der ersten Verfassung. 

Edition Marxistische Blätter 1988, kartoniert, 624 Seiten, in Fo¬ 
lie eingeschweißt, 5 Euro 

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Eine kurze Vollzeit 

Ausschnitte aus dem Referat von Margareta Steinrücke (ATTAC), 

Koordinatorin der Initiative „Arbeitszeitverkürzung jetzt“ auf der Arbeitszeitkonferenz der DKP 



Margareta Steinrücke: Die real existierenden Arbeitszeiten von Vollzeitbeschäftigten sind so lang und parallel ist die Inten¬ 
sität der Arbeit in den letzten 20,25 Jahren so enorm gestiegen, dass immer mehr Menschen das nicht mehr aushalten. 


D as Thema Arbeitszeitverkürzung 
begleitet mich jetzt schon vier¬ 
zig Jahre. Ich komme ursprüng¬ 
lich aus der IG Druck und Papier und 
das war ja die Gewerkschaft, die An¬ 
fang der 1980er mit der IG Metall zu¬ 
sammen für die 35-Stunden-Woche ge¬ 
kämpft hat. Neue Aktualität gewonnen 
hat das Thema 30-Stunden-Woche oder 
Kurze Vollzeit durch die Forderungen 
der IG Metall. Diese Forderung been¬ 
det eine mehr als 20-Jährige relative 
Friedhofsruhe in der Frage Arbeits¬ 
zeitverkürzung. 

So schön die Tatsache ist, dass jetzt 
die IG Metall-Forderung Arbeitszeit¬ 
verkürzung wieder auf die Tagesord¬ 
nung setzt, hat die Forderung natür¬ 
lich in sich schon gewisse Haken. Zum 
einen ist die Option eine individuelle, 
also jeder einzelne Beschäftigte soll 
die Möglichkeit bekommen, zwischen 
28 und 35 Stunden zu verkürzen, ma¬ 
ximal zwei Jahre, mit einem garantier¬ 
ten Rückkehrrecht. Das ist ein Rie¬ 
senvorteil gegenüber dem jetzt auch 
möglichen Teilzeitbefristungsgesetz, 
wo das Rückkehrrecht fehlt. Aber es 
ist eben eine individuelle Option. Der 
Lohnausgleich ist nur gefordert für be¬ 
stimmte Gruppen, nämlich Eltern- und 
Kinderbetreuungspflichtige, Pflegende 
und Schichtarbeitende. Der Personal¬ 
ausgleich kommt im Kleingedruckten 
vor. Es ist nicht die Forderung nach ei¬ 
ner neuen Normalarbeitszeit zwischen 
28 und 35 Stunden für alle. 

Die IG Metall nimmt die Bedürfnis¬ 
lage der Menschen von heute auf. Das 
ist ein verstärktes Bedürfnis, Beruf und 
Familie zu vereinbaren und darüber hin¬ 
aus Zeitwohlstand. Was aber bei der IG 
Metall-Forderung völlig hinten runter 
fällt, ist die Bekämpfung der Arbeitslo¬ 
sigkeit und der prekären Beschäftigung. 
Das bedeutet zum einen, dass eine So¬ 
lidarisierung von Beschäftigten und Er¬ 
werbslosen gar nicht mehr ins Auge ge¬ 
fasst wird. Und zum anderen habe ich 
den Eindruck, dass in den Begründun¬ 
gen teilweise der Regierungsideologie 
aufgesessen wird. Die offiziellen Ar¬ 
beitslosenzahlen belaufen sich auf 2,5 
Millionen. Inzwischen nimmt die Agen¬ 
tur für Arbeit auch selber die Unterbe¬ 
schäftigung und all diejenigen, die in 
Weiterbildungsmaßnahmen, älter als 58 
sind, die während der Arbeitslosigkeit 
erkranken, hinzu. Rechnet man sie hin¬ 
zu, dann sind es eine Million Arbeitslose 
mehr. Das bedeutet eine Verwandlung 
der Vollzeitarbeitslosigkeit in eine flä¬ 
chendeckende Teilzeitarbeitslosigkeit. 

Frankreich zum Beispiel wird im¬ 
mer als Beispiel für angeführt, das eine 
hohe Arbeitslosigkeit hat. Das wird mit 
der 35-Stunden-Woche begründet. Wenn 
man aber die verschiedenen Länder Eu¬ 
ropas vergleicht, dann sieht man, dass in 
den Ländern wie Frankreich, wo über¬ 
wiegend in Vollzeit gearbeitet wird, die 
Arbeitslosenquote fast doppelt so hoch 
ist wie in Ländern wie Deutschland, 
England, Holland, wo viel in Teilzeit ge¬ 
arbeitet wird. Wir haben in den letzten 
Jahren eine enorme Zunahme unfreiwil¬ 
liger Teilzeit und darunter eine enorme 
Zunahme von sogenannten Minijobs, 
die nicht existenzsichernd sind. 

Die Arbeitszeiten sind zudem ein 
Mechanismus zur Herstellung und Ver¬ 
ewigung von Geschlechterungleichheit. 
Wir haben in Deutschland den höchs¬ 
ten gender-time-gap in Europa. Der 
gender-time-gap ist der Unterschied in 
der Arbeitszeitlänge von Männern und 
Frauen und der beträgt 9 Stunden pro 
Woche. Viele Frauen sind in Teilzeit - 
das ist der Karrierekiller und führt in 
die Altersarmut. Deswegen redet man 
von der Teilzeitfalle. 

Helmut Spitzlein, Professor für 
Arbeitswissenschaften und Volkswirt¬ 
schaftslehrer an der Uni Bremen, hat 
den Begriff der kurzen Vollzeit geprägt. 
Mit einem solchen Begriff wird das 
Stigma, was der Teilzeit anhaftet und 
für alle Menschen, die Karriere machen 
wollen, so unattraktiv macht, beseitigt. 


Spitzlein hat eine volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung aufgemacht, was eine 
kurze Vollzeit für alle bedeuten würde. 
Er hat anhand dieser volkswirtschaft¬ 
lichen Berechnungen zeigen können, 
dass wenn wir die Arbeitszeit als Nor¬ 
malarbeitszeit für alle auf ungefähr et¬ 
was unter 30 Stunden absenken wür¬ 
den, dann wäre Vollbeschäftigung wie¬ 
der möglich. Deswegen nannte er es 
„Vollbeschäftigung neuen Typs“. Die¬ 
se beiden Begriffe, kurze Vollzeit und 
Vollbeschäftigung neuen Typs, müssen 
wir uns für die Diskussion merken. 

Jetzt kommen natürlich Einwände 
von den verschiedensten Seiten: Die 
30-Stunden-Woche ist ja völlig uto¬ 
pisch. Wer soll das bezahlen? Die For¬ 
derung gibt es schon seit 500 Jahren. 
Der Erste war Thomas Morus in sei¬ 
nem berühmten Buch „Utopia“. Dort 
fordert Morus den Sechs-Stunden-Tag. 
Er meinte, wenn die Menschen sich ein¬ 
schränken würden und alles bedarfso¬ 
rientiert produzieren würden, gemein¬ 
schaftlich organisiert, dann wäre das 
möglich. Vor 500 Jahren war das eine 
Utopie. Aber inzwischen haben wir ei¬ 
nen solch enormen Fortschritt der Pro¬ 
duktivkraftentwicklung hinter uns, dass 
man heute sagen kann, das ist keine ab¬ 
strakte Utopie mehr, sondern heute ist 
es eine konkrete Utopie, deren objek¬ 
tive Möglichkeit erstmals auch exis¬ 
tiert. Von 1960 bis 2000 ist die Produk¬ 
tivität um 100 Prozent gewachsen. Das 
heißt, wenn wir in den 60er Jahren 48 
Stunden gearbeitet haben, hätten wir 
Anfang der 2000er Jahre die 24-Stun- 
den-Woche haben können. Unter den 
gegebenen Machtverhältnissen und 
Kräfteverhältnissen war und ist das 
nicht umsetzbar. 

Ich mache immer eine kurze Um¬ 
frage bei vielen Gewerkschaftssemi¬ 
naren: welche Arbeitszeit hätten Sie 


gerne und welche Arbeitszeit arbeiten 
Sie jetzt bereits? Und die Zahl derer, 
die heute bereits 30 Stunden pro Wo¬ 
che arbeiten, wächst. Der große Ha¬ 
ken dabei ist, dass sie völlig individu¬ 
alisiert ist und in aller Regel nicht mit 
einem Lohnausgleich versehen ist. Das 
heißt, die Beschäftigten bezahlen ihre 
Arbeitszeitverkürzung selber. Die Stel¬ 
lenteile, die wegfallen, sind nur zu 15 
Prozent neu besetzt worden. Die Form 
der individuellen Arbeitszeitverkür¬ 
zung hat den Verzicht auf Lohn zur 
Folge und in der Regel auch eine In¬ 
tensivierung der Arbeit. Deswegen ist 
Teilzeit bei vielen, die davon betroffen 
sind, auch nicht sonderlich beliebt. 

Mit der Absenkung der Lohnstück¬ 
kosten in den letzten Jahren dank Hartz 
IV und der Agenda 2010, ist Deutsch¬ 
land zum Niedriglohnland geworden. 
Heute haben wir mit 25 Prozent aller 
Erwerbstätigen den größten Niedrig¬ 
lohnsektor in ganz Europa. Die Kon¬ 
kurrenzfähigkeit gegenüber allen an¬ 
deren europäischen Ländern wurde so 
erhöht, dass diese Länder mit diesen 
Superexporten kaputt gemacht worden 
sind. Der volle Lohnausgleich hätte die 
Wirkung, dass die Lohnstückkosten ein 
wenig erhöht würden und der Konkur¬ 
renzdruck auf die europäischen Länder 
ein wenig gemindert würde. 

Mit einem vollen Lohnausgleich 
würden die Gewinne der Unternehmen 
angegriffen werden. Das wäre gut, weil 
wir eine gewaltige Spekulationsblase 
wieder im Aufbau haben. Der Gewinn¬ 
anteil am Volkseinkommen, am Brut¬ 
tosozialprodukt ist in den letzten 20 
Jahren kontinuierlich gewachsen. Der 
hat mal 25 Prozent betragen, heute ist 
er bei 36 Prozent. Proportional dazu 
ist der Anteil der Löhne am Volksein¬ 
kommen gesunken. Diese Extragewin¬ 
ne werden nicht in der Realwirtschaft 


angelegt, sondern sie werden über¬ 
wiegend in Spekulationen angelegt. 
Das führt zu einem Aufblähen dieser 
Spekulationsblase, die uns irgendwann 
und möglicherweise relativ bald dann 
um die Ohren fliegen wird. Ein voller 
Lohnausgleich bei einer spürbaren Ar¬ 
beitszeitverkürzung würde diese Ge¬ 
winne ein wenig zurückschrauben. 

Es gibt weitere Gründe für Arbeits¬ 
zeitverkürzung mit vollem Lohn- und 
Personalausgleich - zum Beispiel der 
Abbau der Arbeitslosigkeit. Auch wenn 
es statistisch vernebelt wird, haben wir 
in Deutschland eine beträchtliche Ar¬ 
beitslosigkeit. Es gibt aber in ganz Eu¬ 
ropa eine enorme Arbeitslosigkeit, vor 
allem in Südeuropa und insbesondere 
bei den Jugendlichen. Diese Jugendar¬ 
beitslosigkeit, die in manchen Ländern 
bis zu 60 Prozent beträgt, wird eine gan¬ 
ze Generation von jungen Menschen in 
die totale Perspektivlosigkeit entlassen. 
Diese sich verfestigende Arbeitslosig¬ 
keit insbesondere bei jungen Leuten ist 
ein Nährboden sowohl für Rechtsextre¬ 
mismus als auch für Islamismus. 

Ein weiterer Grund wäre der Schutz 
des Klimas. Wir brauchen eine Reduk¬ 
tion sämtlicher klimaschädlichen Pro¬ 
duktionen. Für die IG Metall ist die 
Umstellung vom Verbrennungsmotor 
auf den Elektromotor eine riesige He¬ 
rausforderung. Es benötigt erheblich 
weniger Arbeitskraft, um Elektromo¬ 
toren herzustellen. Wenn wir all diese 
Menschen nicht in die Arbeitslosigkeit 
schicken wollen, dann müssen wir die 
verbleibende Arbeit umverteilen. 

Gesundheit ist ein weiterer Grund. 
Die real existierenden Arbeitszeiten 
von Vollzeitbeschäftigten sind so lang 
und parallel ist die Intensität der Arbeit 
in den letzten 20, 25 Jahren so enorm 
gestiegen, dass immer mehr Menschen 
das nicht mehr aushalten. Der Anstieg 


von psychischen Erkrankungen ist die 
zweithäufigste Krankschreibungsursa¬ 
che. Abgesehen von dem ganzen Leid, 
das es für die Einzelnen beinhaltet, hat 
das natürlich auch unglaubliche Kosten 
für die Gesamtwirtschaft und für uns 
alle als Beitragszahler. 

Die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ist ein weiterer Grund. Es gibt 
immer mehr junge Eltern, aber auch im¬ 
mer mehr Menschen, die Angehörige zu 
pflegen haben. Inzwischen sind es auch 
mehr Männer, die sich um beides küm¬ 
mern. Es braucht eben einfach Zeit, das 
neben der Erwerbstätigkeit zu machen. 

Inzwischen ist es auch so, besser 
von Vereinbarkeit von Privatleben 
und Beruf zu reden, weil es gibt auch 
Menschen ohne Familie, die trotzdem 
das Bedürfnis haben, kürzer zu arbei¬ 
ten. Ich diskutiere oft mit Personalver¬ 
antwortlichen von Bremer Betrieben. 
Die erzählen in letzter Zeit immer 
häufiger, dass sie junge Leute haben, 
die gleich beim ersten Bewerbungsge¬ 
spräch schon fragen, ob es die Möglich¬ 
keit gibt, die Arbeitszeit zu verkürzen. 
Da findet ein Wertewandel statt. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt 
ist, dass nur durch eine relevante Um¬ 
verteilung von Arbeit die Verhand¬ 
lungsmacht und Kampfkraft der Ge¬ 
werkschaften wieder hergestellt könn¬ 
te. Insofern ist es ein fundamentales 
Eigeninteresse der Gewerkschaften, 
durch Arbeitsumverteilung Arbeitslo¬ 
sigkeit abzubauen und eine existenzsi¬ 
chernde kurze Vollzeit zu schaffen. 

Als Gewerkschafterinnen und Ge¬ 
werkschafter und auch als politische 
Menschen müssen wir für eine solche 
kurze Vollzeit sein, weil es nur mit ei¬ 
ner relativen kurzen Erwerbsarbeits¬ 
zeit möglich ist, sich überhaupt gewerk¬ 
schaftlich und politisch zu betätigen. 

Eine realistische Prognose für die 
Digitalisierung und Automatisierung 
scheint mir die vom Institut für Ar¬ 
beitsmarkt- und Berufsforschung in 
Nürnberg zu sein. Die haben unter¬ 
sucht, wie hoch bei einzelnen Tätig¬ 
keiten das Ersetzbarkeitsrisiko ist und 
kommen zu dem Schluss, dass es bei 
vielen Tätigkeiten, die relativ gleichför¬ 
mig sind, egal ob das in der Produktion 
ist oder im Dienstleistungsbereich, das 
Ersetzbarkeitsrisiko zwischen 12 und 
15 Prozent liegt. 

Zudem müssen wir uns darauf ein¬ 
stellen, dass wir irgendwann im nächs¬ 
ten Jahr auch die Flüchtlinge, die jetzt 
ihre Integrationskurse hinter sich ha¬ 
ben, in den Arbeitsmarkt integrieren 
müssen. Da kommt auch noch mal eine 
knappe Million auf uns zu. 

Das Arbeitgeberlager wird den er¬ 
bittertsten Widerstand gegen jede For¬ 
derung und auch sei es auch nur die 
relativ eingeschränkte der IG Metall, 
leisten und den totalen Gegenangriff 
starten. Der BDA hat schon gesagt, der 
8-Stunden-Tag sei eigentlich überholt. 
Es sei gar nicht mehr anders mach¬ 
bar, vernünftig zu arbeiten, wenn man 
nicht die Regulierung von Arbeitszei¬ 
ten schleift. Und gleichzeitig versuchen 
sie, die Beschäftigten zu instrumentali¬ 
sieren. Wir wissen aus Untersuchungen, 
dass 85 bis 90 Prozent aller Flexibilisie¬ 
rungsmaßnahmen und Regulierungen 
im Arbeitgeberinteresse erfolgen. Wir 
haben eine Flexibilisierungsfalle, in die 
die IG Metall nicht hineintappen sollte. 

Das Letzte, was ich noch sagen will, 
ist, das Entscheidende bei allen Forde¬ 
rungen nach Arbeitszeitverkürzung, 
ist die Frage der Personalausgleichs. 
Der Lohnausgleich ist natürlich auch 
wichtig, aber die Frage des Personal¬ 
ausgleichs ist strategisch entscheidend. 
Ich halte die Tarifbewegung von ver.di, 
nämlich den Kampf um Personalmin¬ 
deststandards, für das, was im Moment 
perspektivisch wichtig ist. Nur wenn 
man Mindeststandards von Personal 
hat, kann man gewährleisten, dass die 
vereinbarten Arbeitszeiten ohne Ar¬ 
beitsverdichtung überhaupt eingehal¬ 
ten werden. 
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Tote Zeugen 

Die Interessen des Staates: 

Mit allen Mitteln durchsetzen 


Zeichen der Solidarität mit den Angehörigen der NSU-Opfer- Demonstration 
am 13. April in München zum NSU-Prozess 


Von Ellen Beeftink 


P ünktlich zum sechsten Jahrestages 
des Aufündens der Leichen von 
Uwe Mundlos und Uwe Bönhardt 
in Eisenach zeigt das ZDF die Verfil¬ 
mung des Romans „Die schützende 
Hand“ von Wolfgang Schorlau. Anlass 
genug, sich mit einem im NSU-Prozess 
nicht vorkommenden Aspekt zu be¬ 
schäftigen. 

Das bürgerliche Rechtssystem hat 
seine Tücken. Deutsche Richter urteilen 
(formal) unabhängig. Deutsche Staats¬ 
anwälte, auch und gerade Bundesanwäl¬ 
te, sind weisungsgebunden. Sie vertre¬ 
ten die Interessen des Staates. Es gibt 
Straftaten, die der Staat, respektive seine 
Organe (Verfassungsschutz, BNB, MAD 
BKA) begeht, um diese Interessen zu 
schützen. Der NSU-Prozess zeigt, wel¬ 
che Konsequenzen das hat. Zur Zeit ist 
er zum wiederholten Mal durch Befan¬ 
genheitsanträge der Verteidiger unter¬ 
brochen. Spekulationen, es werde nach 
Möglichkeiten gesucht, ihn platzen zu 
lassen, häufen sich. 

Eine Rückschau: Am 9. September 
2000 beginnt eine Mord- und Bomben¬ 
anschlagsserie an vorwiegend türkischen 
Kleinhändlern. In den Medien wird sie 
bald die „Dönermorde“ genannt. Die 
Ermittler gehen von Eifersuchtsdra¬ 
men oder Racheaktionen im Milieu 
aus, die Soko „Bosporus“ wird gegrün¬ 
det. Elf Jahre, zehn Morde, zwei Bom¬ 
benanschläge und diverse Raubüberfal¬ 
le später werden Uwe Mundlos und Uwe 
Böhnhardt tot in einem Wohnmobil in 
Eisenach aufgefunden. Kurz danach 
stellt sich Beate Zschäpe, ein Beken¬ 
ner-Video wird gefunden. Die Verbre¬ 
chen gehen auf das Konto dieses Trios, 
von da an NSU genannt. Das behauptet 
die Bundesanwaltschaft. Seit dem 6. Mai 
2013 findet in München der Prozess ge¬ 
gen Beate Zschäpe statt. Ihr und nur ihr 
wird vorgeworfen, an den Verbrechen 
beteiligt gewesen zu sein. 

Eine tote Polizistin 

Am 25. April 2007 wird die Polizistin 
Michele Kiesewetter auf der Heilbron- 
ner Theresienwiese erschossen, ihr Kol¬ 
lege Martin Arnold überlebt schwer 
verletzt. Dienstwaffen und Handschel¬ 
len wurden entwendet. Mehrere Zeu¬ 
gen geben an, blutverschmierte Männer 
seien panisch vom Tatort geflohen und 
von mindestens zwei wartenden Autos 
mitgenommen worden. Der Journalist 
Thomas Moser spricht, nachdem er Er¬ 
mittlungsakten eingesehen hat, von vier 
bis sechs Verdächtigen und mehreren 
V-Leuten, die sich zur Tatzeit in unmit¬ 
telbarer Nähe aufgehalten haben. Be¬ 
legt ist, dass amerikanische Ermittler 
am Tatort waren und anboten, zum Tat¬ 
komplex auszusagen. Das lehnten deut¬ 
sche Sicherheitsbehörden ab. Aus einem 
Dokument vom 7. April 2012 geht her¬ 
vor, dass sich MAD und BND darüber 
absprachen, wie sie in der Sache Heil¬ 
bronn vor dem Untersuchungsausschuss 
des Bundestages auftreten wollten. Der 
BND versicherte den Militärs, er verfü¬ 
ge „über entsprechende, auch juristisch 
abgesicherte Textbausteine, die in den 
letzten Untersuchungsausschüssen, in 
denen der BND beteiligt gewesen sei, 
erfolgreich eingesetzt worden sind“. 

Acht Tage nach dem Mord an seinem 
Patenkind Michele Kiesewetter gab ein 
Thüringer Polizist zu Protokoll, die Tat 


stehe seiner Meinung nach im Zusam¬ 
menhang mit den „Türkenmorden“. Spä¬ 
ter schweigt er dazu. Am 10. März 2014 
schrieben mehrere Zeitungen, eine dem 
rechten Spektrum zugerechnete Polizis- 
tin habe vor dem Thüringer NSU-Unter- 
suchungsausschuss ausgesagt, dass zwei 
Verfassungsschützer ihr geraten hätten, 
sich im Zusammenhang mit dem Heil- 
bronner Polizistenmord an nichts zu er¬ 
innern. Günter Stengel ehemaliger Mit¬ 
arbeiter des LfV Baden-Württemberg, 
erfuhr schon 2003 von der Existenz des 
NSU und berichtete darüber. Folgen: 
keine. 

War Michele Kiesewetter das zufäl¬ 
lige Opfer eines Mordes oder wurde sie 
gezielt umgebracht? Die Bundesanwalt¬ 
schaft hat sich für die unwahrscheinli¬ 
chere Variante entschieden. In der An¬ 
klageschrift heißt es: „Die Tat richtete 
sich gegen Zufallsopfer, die nur deshalb 
angegriffen wurden, weil sie Polizisten 
und damit Vertreter des von der terro¬ 
ristischen Vereinigung „NSU“ gehassten 
Staates waren“. 

Tote Zeugen 

Tod aus Liebeskummer. Dieses Ergeb¬ 
nis präsentiert die Stuttgarter Polizei 
weniger als zehn Stunden, nach dem der 
Ex-Neonazi Florian Heilig am 16. Sep¬ 
tember 2013 in seinem Auto verbrann¬ 
te. Am Tag seines „Selbstmordes“ sollte 
der Aussteiger beim LKA als Zeuge aus- 
sagen, da er behauptete zu wissen, wer 
hinter dem Mord an Michele Kiesewet¬ 
ter steckt. Zum LKA hatte er schon seit 
eineinhalb Jahren Kontakt. Akten oder 


Protokolle gibt es dazu nicht. Florians 
Vater sagte aus, sein Sohn habe den Pro¬ 
zess gegen Beate Zschäpe einmal als rei¬ 
ne Farce bezeichnet. Der Rechtsextre¬ 
mismus-Forscher Professor Hajo Fun¬ 
ke glaubt, Heilig sei möglicherweise in 
den Tod getrieben, wenn nicht ermordet 
worden. Am 28.3.2015 stirbt auch Flori¬ 
ans Ex-Freundin. Nach einem unspek¬ 
takulärem Motorradunfall erliegt die 
kerngesunde 20-Jährige einer Lungen¬ 
embolie. Auch sie wollte eine Aussage 
machen. 

Thomas Richter, Deckname „Corel- 
li“, wurde am 7. April 2014 tot aufge¬ 
funden. Der Neonazi sollte über eine 
Daten-CD mit dem Titel „NSU/NS- 
DAP“ befragt und als Zeuge beim 
NSU-Prozess vernommen werden. Er 
war V-Mann des BfV. Zwischen 1994 
bis 2007 kassierte er 180 000 Euro, die 
bisher größte bekanntgewordene Sum¬ 
me für einen V-Mann in der Geschich¬ 
te der BRD. 2012 fliegt Corelli auf und 
kommt ins Schutzprogramm des Verfas¬ 
sungsschutzes. Sein plötzlicher, unerwar¬ 
teter Tod wird auf einen hyperglykämi- 
schen Schock in Folge einer unerkann¬ 
ten Diabetes zurückgeführt. Vor dem 
NSU-Untersuchungsausschuss in Düs¬ 
seldorf sagte der Diabetologe Werner 
Scherbaum aus. Dem WDR erklärt er, 
für einen Mord komme ein Rattengift 


in Frage, aber „Diese Substanz, das Va- 
cor, (...) wurde 1975 auf den Markt ge¬ 
bracht, aber dann auch wieder 1979 vom 
Markt genommen. Das heißt, die gibt es 
gar nicht mehr. Aber ich kann nicht aus¬ 


schließen, dass irgendwo auf ‘nem La¬ 
ger noch so eine Substanz verfügbar ist, 
dass jemand das anwendet.“ Hajo Fun¬ 
ke schreibt am 8.1.2014 in Kontext: „V- 
Mann Corelli, vom Bundesamt und vom 
Bundesinnenministerium besonders ge¬ 
schützt, war in Baden-Württemberg und 
in Sachsen in der unmittelbaren Nähe 
des NSU aktiv. Was sie im Einzelnen 
trieben, mit wem sie kooperierten, wel¬ 
che Taten sie mit vorbereiteten oder aus¬ 
führten, bleibt bis heute in der Blackbox 
des Verfassungsschutzes verschlossen. 
Mehr noch: Die vom Bundesministeri¬ 
um des Inneren besonders gefürchteten 
Aussagen Corellis hat man dadurch - je¬ 
denfalls bis heute - vermieden, dass man 
ihn ins westliche Ausland verbracht hat. 
Die Behörden nennen dies in Umkeh¬ 
rung des eigentlichen Sinns „Zeugen¬ 
schutz“ - de facto ein Schutz der Behör¬ 
de vor dem Zeugen: Er soll so als Zeuge 
verhindert werden.“ 

Plötzliches Zeugensterben ist jedoch 
nicht ungewöhnlich. Wichtige Zeugen 
starben während der Ermittlungen zum 
Oktoberfestattentat, im Fall des belgi¬ 
schen Kinderschänders Marc Dutroux, 
in den die Elite des Landes involviert 
war, kamen laut einer Dokumentation 
des ZDF 27 Zeugen ums Leben. 

Ein lebender Zeuge 

6. April 2006. In Kassel wird der 21-jäh- 
rige Halit Yozgat in seinem Internet¬ 
cafe erschossen. Im hinteren Bereich 
sitzt Andreas Temme, Mitarbeiter des 
hessischen LfV, von Freunden liebe¬ 
voll Klein-Adolf gerufen. Er behauptet 
nichts gesehen und gehört zu haben, ge¬ 
rät unter Verdacht, Ermittlungen wer¬ 
den eingeleitet. Erstmals wird ein rassis¬ 
tischer Hintergrund auch offiziell nicht 
ausgeschlossen. Doch der Herr wird von 
seinem Dienstherren (damals Innenmi¬ 
nister Volker Bouffier) geschützt. Der 
Hessische Verfassungsschutz ermittel¬ 


te selbst zu Temme. Die Akten wurden 
2014 für 120 Jahre gesperrt. Als Zeuge 
sagt er nichts. Das Vorgehen des leiten¬ 
den Staatsanwalt im Fall Kiesewetter, 
Christoph Meyer-Manoras, ist sympto¬ 
matisch für den ganzen NSU-Komplex. 
Er ignorierte Spuren und diffamierte 
Zeugenaussagen als unzulänglich. Au¬ 
ßerdem seien sie nicht relevant, weil sie 
nicht auf die Spur des Trios verweisen. 

Der Geist des Anti¬ 
kommunismus 

„Verschwörungstheorien“ schallt es 
dem entgegen, der diese Fakten nicht 
nur zusammensteht, sondern auch in ei¬ 


nen Kontext bringt. Die meisten davon 
wurden von bürgerlichen Medien veröf¬ 
fentlicht. Immer mit dem Hinweis ver¬ 
sehen, lückenlose Aufklärung tue Not. 
Vergessen werden dabei die Grundla¬ 
gen, auf denen die BRD auf gebaut wur¬ 
de. Antikommunismus war und ist der 
Subtext der Verfasstheit diese Staates. 
(Siehe Kasten links unten) Der Feind 
steht links. Und muss mit allen Mitteln 
bekämpft werden. Dazu wird die rechts¬ 
extremistische Szene nicht nur genutzt, 
sondern systematisch (mit)aufgebaut 
und organisiert. Zu viele V-Leute für 
ein NPD-Verbot sprechen Bände. Die 
Staatsschutzbehörden dieses Landes 
nehmen ihren Auftrag ernst. Den Schutz 
des kapitalistischen Wirtschaftssystems. 
Die Blaupause zu Ausführung von und 
Umgang mit rechten Terrorakten durch 
staatliche Behörden hat das Oktoberfes¬ 
tattentat geliefert. Erst wird der Schwar¬ 
ze Peter ausgemacht. Linke Extremisten 
beim Oktoberfestattentat, das kriminel¬ 
le Milieu bei den ermordeten migranti- 
schen Kleinhändlern. Auf der Wies‘n 
war es dann ein rechtsradikaler Einzel¬ 
täter. Auch das NSU-Trio ist praktisch 
ein Einzeltäter. Na ja, es gibt ein paar 
Helfershelfer. 

Vertuschungen und Verstrickungen 
der Sicherheitsbehörden sind aufge¬ 
deckt worden, Untersuchungsausschüs¬ 
se zu Besorgnis erregenden Ergebnissen 
gekommen, und Bundesanwälte schei¬ 
nen unter geistiger Umnachtung zu lei¬ 
den. Nein, „Der Generalbundesanwalt 
ist ein politischer Beamter. Er soll die 
kriminal- und sicherheitspolitischen 
Ansichten und Ziele der jeweils am¬ 
tierenden Bundesregierung teilen und 
kann jederzeit in den einstweiligen Ru¬ 
hestand versetzt werden. Er gehört der 
Exekutive an und untersteht der Dienst¬ 
aufsicht des Bundesministers der Justiz 
und für Verbraucherschutz (BMJV).“ 
(wikipedia Range) So kommt es immer 
dann zu einem kreativen Umgang mit 
Akten, wenn es in Beweisaufnahmen 
für den Staatsschutz zu brenzlig wird. 
Und sich die Frage stellt: Wie viel Staat 
steckt im rechten Terror? Im Febru¬ 
ar 2012 versprach Angela Merkel den 
Opfern und der Öffentlichkeit, „Wir tun 
alles, um die Morde aufzuklären und die 
Helfershelfer und Hintermänner aufzu¬ 
decken und alle Täter ihrer gerechten 
Strafe zuzuführen.“ Bei ihrer Aufzäh¬ 
lung hat sie das Wörtchen „nicht“ ver¬ 
gessen. 

Siehe Kommentar auf Seite 9 


Auszug aus der Untersuchung„Das Bundesamt für Verfassungsschutz und die 
NS-Vergangenheit 1950-1975“, vom BfV selbst herausgegeben: 

„Allerdings konzentrierte sich das Bundesamt insgesamt in dieser Zeit des frü¬ 
hen Kalten Krieges auf das linke politische Spektrum; nationalistische oder na¬ 
tionalsozialistische Bestrebungen gegen die Bundesrepublik hielt man nach 
dem Verbot der Sozialistischen Reichspartei für wenig relevant. Dabei gerie¬ 
ten jedoch auch die teilweise umfangreichen, von der Organisation Gehlen 
(Vorläufer des BND) und der CIA organisierte oder gestützte Bestrebungen von 
Soldatenverbänden aus dem Blick, die Hilfstruppen für die Westalliierten, Stay- 
behind-Organisationen oder paramilitärische Truppen aus Ehemaligen der SS 
und Waffen-SS aufstellten und die durchaus eine Gefahr für die freiheitliche 
Grundordnung der Bundesrepublik hätten werden können.“ 


24 Nebenklagevertreterder Betroffenen und Opfer des NSU im Münchener Pro¬ 
zess benennen in einer Erklärung die Verantwortung des Verfassungsschutzes: 
Nach allem,was bisherzutagegetreten sei,sei man überzeugt,dass„die Morde 
des NSU hätten verhindert werden können, wenn die Verfassungsschutzbehör- 
den dasdort vorhandene-und bis heute weitgehend zurückgehaltene-Wissen 
dazu genutzt hätten, eine Festnahme von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe 
zwischen 1998 und 2000 herbeizuführen.“ In dieser Erklärung heißt es u.a.: 
Der Fehler liegt im System: 

Das katastrophale Versagen der Ermittlungsbehörden bei der Aufklärung der 
Verbrechen des NSU ist keine Summe der Fehler von Einzelnen. Der Fehler liegt 
im System. Vorurteile werden nicht hinterfragt. „Ausländer“ müssen von „Aus¬ 
ländern“ ermordet worden sein. Hintergründe sind selbstverständlich im Bereich 
Organisierter Kriminalität zu suchen. 

Mangelndes Engagement kann man den Ermittlungsbehörden dabei freilich nicht 
vorwerfen. Über elf Jahre fahndeten hunderte Ermittler in die falsche Richtung. 
Alle Zeugen, alle Analysen, alle Beweismittel, die auf rassistisch motivierte An¬ 
schläge hindeuteten, wurden konsequent ignoriert. 

Heute wird dazu der Bericht der Untersuchungsausschuss des Bundestages ver¬ 
öffentlicht. Genau das entscheidende Problem wird darin nicht als gemeinsame 
Wertung benannt: 

Institutioneller Rassismus. Unabhängig von der persönlichen Einstellung und 
den Absichten der Beamten, folgen die Ermittlungsbehörden einer inneren Lo¬ 
gik, Normen und Werten, deren rassistische Konsequenzen sich unter anderem 
in den Ermittlungen zur Mord- und Anschlagsserie des NSU wiederfinden. Wir 
sind Rechtsanwältinnen und Nebenklagevertreterinnen im so genannten NSU- 
Prozess vor dem Oberlandesgericht München. Wir haben die Akten gelesen. Wir 
haben Zeuginnen und Zeugen gehört. Wir haben aber vor allen Dingen von un¬ 
seren Mandantinnen und Mandanten erfahren, wie sie nach den Taten jahrelang 
selbst im Fokus der Ermittlungen stehen mussten. 

Das heißt: 

Bei jedem Gewaltverbrechen muss in Zukunft frühzeitig und nachvollziehbar in 
den Akten vermerkt und begründet werden, wenn die Ermittlungsbehörden der 
Auffassung sind, dass eine rassistisch oder neonazistisch motivierte Tat ausge¬ 
schlossen werden kann. 

Das V-Mann-System der Verfassungsschutzbehörden hat versagt und gehört auf¬ 
gelöst. Es fördert rechtsradikale Entwicklungen mehr, als dass er sie verhindert. 
Der Verfassungsschutz hat gerade im Hinblick auf den NSU bewiesen, dass enor¬ 
me Ressourcen in V-Leute gesteckt wurden, die nur bekannte, zu wenig oder gar 
bewusste Falschinformation geliefert haben. Das Geld der V-Leute ist teilweise in 
den Aufbau von Neonazi-Strukturen geflossen. Ein Verbotsverfahren hinsichtlich 
der NPD scheiterte auch an der weitgehenden Integration von V-Leuten in der 
Partei bis in die Führungsspitze. Es bleibt grundsätzlich zu diskutieren, inwieweit 
die notwendige Aufklärung über neonazistische Aktivitäten ausschließlich die 
Polizeibehörden besorgen können. 


Helmut Schmidt in einem Interview der Zeit vom 30. August 2007:„lch habe den 
Verdacht, dass sich alleTerrorismen,egal,ob die deutsche RAF, die italienischen 
Brigate Rosse, die Franzosen, Iren, Spanier oder Araber, in ihrer Menschenver¬ 
achtung wenig nehmen. Sie werden übertroffen von bestimmten Formen von 
Staatsterrorismus.“ Und Giovanni Lorenzo,der das Interview geführt hat, fragt 
ungläubig nach:„lst das Ihr Ernst? Wen meinen Sie?“ Schmidt antwortet:„Be¬ 
lassen wir es dabei. Aber ich meine wirklich, was ich sage.“ 
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Wir trauern! 

Unser Freund und Genosse 

„Quasi" 

(Uwe Ristenpart) 

ist mit 63 Jahren verstorben. 

Er war schon seit früher Jugend in unseren Reihen aktiv, 
erst in der SDAJ und dann in der DKP. Lange Jahre war 
er im Leitungskollektiv des ehemaligen Salvador Allen¬ 
de Clubs. Wenn es darum ging, Flyer oder Zeitungen zu 
entwerfen und zu drucken, war er zur Stelle. 

Du wirst uns fehlen! 

Die Trauerfeier findet am Freitag den 24. 11. 13 Uhr in 
der Kapelle des Nikolei-Friedhofs (An der Strangriede) 
statt. Anschließend im neuen „Exil", Davenstedter Str./ 
Ecke Nieschlagstr., gegenüber vom „Antalya Kebap". 

Statt Blumen bitten wir im Sinne von Quasi um Spenden 
für das diesjährige UZ-Pressefest: 

DKP-Parteivorstand 

IBAN: DE36430609674002487502 

BIC: GENODEM1GLS 

Verwendungszweck: UZ-Pressefest / Quasi 

DKP Bezirk Niedersachsen 
DKP Kreis Hannover 
DKP Gruppen Hannover-Linden 
und Hannover Mitte 
sowie alle Freunde 




Klasse 
Demokratie 
Arbeiterbewegung 

Mit Beiträgen von: Heinz Bierbaum (Partei DIE LIN¬ 
KE), Bruce Bostick (USA), Brecht De Smet (Ägypten/ 
Belgien), Linda Farthing (Bolivien), Uwe Fritsch/ Jörg 
Köther / Mark Seeger (Volkswagen), Oliver Jonischkeit 
(Österreich), Pierre Laurent (Frankreich), Domenico 
Losurdo (Italien), Georg Polikeit, Wolfgang Reinicke- 
Abel, Jan von Hagen (ver.di) 


Neue 

Impulse 

Verlag 


Mit Beilage »Nachgelesen«: Wolfgang Abendroth, 
»Lenin und die internationale Arbeiterbewegung« 

Weitere Themen: Nordkorea, Kurdistan/Irak, 
Freihandel, Staatsverschuldung, Antifaschistische 
Geschichtsarbeit, Luther als Anti-Kapitalist?, »G 20« - 
Protest-Nachlese 


Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 

Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 



Der DKP-Parteivorstand hat auf seiner 8. Tagung 
am 25./26. März 2017 den 22. Parteitag einberufen: 

22. Parteitag der DKP 

2. bis 4. März 2018 
Haus der Jugend in Frankfurt/Main 

Vorläufige Tagesordnung: 

• Eröffnung und Begrüßung 

• Konstituierung 

• a) Referate 

b) Diskussion zu: 

- Referaten 

- Tätigkeitsbericht des Parteivorstandes 

- Bericht der Revisionskommission 

- Finanzbericht 

• Entlastung des Parteivorstands 

• Beratung und Beschlussfassung von Anträgen 
und Entschließungen 

• Wahlen 

• Schlusswort 

Antragsberechtigt sind die Mitgliederversammlungen der 
Grundorganisationen, die Mitgliederversammlungen bzw. 
Delegiertenkonferenzen auf Kreis- bzw. Bezirksebene, der 
Parteivorstand, die Zentrale Revisionskommission und die 
Zentrale Schiedskommission. 

Antragsschluss und Delegiertenmeldung: Posteingang 
am 25. Dezember 2017 beim Parteivorstand der DKP, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 

Gesonderter Antragsschluss für den PV-Antrag zur Par¬ 
teistärkung sowie Anmeldung von Gästen und rechen¬ 
schaftspflichtigen Mitgliedern: 

26. Januar 2018. Es wird um Übermittlung per E-Mail (pv@ 
dkp.de) gebeten. 


Mittwoch, 15.11., am Kiosk: Acht Seiten extra Spezial 



Blende 2017 


junge I/Veft-Fotowettbewerb ■ Die Preisträgerfotos 

Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

wKw.ty&in) -bighgP.te j OOW-*W$- SKFS 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinrferparadies, 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


UZ zusätzlich online lesen! 
Tel. 0201 177889-23 Fax -28 



(.IDAÜITÄT ( UENZEN .OS 


SAMSTAG, 11.11.2017 KONZERT GEGEN RECHTS 


AB 18 UHR - WICHERNHAUS - STOLLENSTRAßE 36 - 44115 DORTMUND 
EINTRITT FREI - GERNE EINE SPENDE FÜR FLÜCHTLINGE! 


Live 


PETER STURM 

(KLfZMER) 


PREDÄPE DIE TAUBENVERGIFTER 

(LIEDERMACHER) (NICHT ARISCHE ARIEN) 



KUNSTFABRIK CON GUSTO 

(RAP AUS DORTMUND) (LATIN GROOVE) 
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Geboren am 20. Jahrestag der Revolution 

80 Jahre 

Magda Taufenbach 

und 100 Jahre Oktoberrevolution! 

Wir gratulieren: 

Ralf, Jörg und Frank mit Familien 


Unsere Genossin 

Ilse Jacob 

hat am 9. November 75. Geburtstag 

Liebe Ilse, wir gratulieren Dir ganz herzlich und wün¬ 
schen Dir Gesundheit und Kraft. 

Du stehst als „Kind der Zeitzeugen" aktiv in der Tradi¬ 
tion Deiner Eltern, der Widerstandskämpfer Franz und 
Katharina Jacob, im Kampf gegen alte und neue Nazis. 
Besonders haben es Dir die „widerständigen Frauen" 
angetan, deren Rolle im politischen Kampf und im Wi¬ 
derstand Du auf Veranstaltungen herausarbeitest, da¬ 
mit ihr Engagement nicht vergessen wird und sie Vor¬ 
bild für die Zukunft bleiben. 

Du wirkst als Landessprecherin der VVN/BdA und als 
Mitglied der Leitung unserer Gruppe. 

Wir sind stolz auf Dich! 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Hamburg-Nord 
sowie des Bezirksvorstands der DKP Hamburg 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Ghassem Niknafs 

der am 7. November seinen 75. Geburtag feierte 

Vor rund 50 Jahren floh Ghassem als junger Kommunist 
vor dem Schah-Regime aus dem Iran nach Deutsch¬ 
land. ln Hamburg wurde er während seines Studiums 
im ASTA-Auslandsreferat aktiv, lernte seine Frau Ilona 
kennen und lieben. 

Ghassem suchte auch in seiner neuen Heimat schnell 
den Kontakt zur kommunistischen Bewegung und 
wurde dort aktiv, zunächst in studentischen Zusam¬ 
menhängen, danach in der DKP in unterschiedlichen 
Funktionen. Ghassems große Herzensangelegenheit 
seit vielen Jahren ist zudem die Unterstützung und Ver¬ 
breitung des „Rotfuchs". 

Wir möchten an dieser Stelle Ghassem Dank sagen für 
seine jahrzehntelange aktive Arbeit für unsere gemein¬ 
same Sache! 

DKP-Gruppe Hamburg-Nord 
Bezirksvorstand der DKP Hamburg 


Wir werden ihn beschreiten 
den Weg zur Friedenszeit 
und heute vorbereiten 
was morgen ms befreit 
Liselotte Rauner 

Margret Krützner wird 80! 

Liebe Margret, zusammen mit Deinen Genossinnen und 
Genossen der DKP, mit vielen Friedensfreundinnen und 
Friedensfreunden beim Ostermarsch und mit Kolleginnen 
und Kollegen in der GEW beschreitest Du ihn schon lange, 
diesen Weg zu einer besseren, friedlichen Welt ohne Aus¬ 
beutung, Unterdrückung, Hunger und Not. 

Du übst immer Solidarität mit den Schwachen in dieser 
Gesellschaft, den Kindern, den Frauen, den Fremden. 

Dein ganz persönliches Engagement gilt unserem Genos¬ 
sen, dem Maler Helmut Rau, dessen umfangreiches Werk 
dank Deines unermüdlichen Einsatzes zum Teil in einem 
Museum, aber auch bei vielen Interessierten, der Nach¬ 
welt erhalten bleibt. 

Wir gratulieren Dir von Herzen und wünschen Dir Gesund¬ 
heit und weiterhin so viel Energie und Tatendrang. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Hattingen 




* 

ireich steuern 


Unternehmen 


a FtfU BERATER 


wwvy.stb-mannherz.de 
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Aus der DKP / Termine 


Freitag, 10. November 2017 


Bedauerliche Entwicklung 

Münchner Kreisvorstand kandidiert nicht mehr 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 10. NOV 


A m 28. Oktober berieten auf Ein¬ 
ladung des Parteivorstands rund 
35 Genossinnen und Genossen 
aus den beiden südbayerischen Kreis¬ 
organisationen und fast allen kreisfrei¬ 
en Gruppen über die Zukunft der DKP 
in Südbayern und bereiteten eine Ver¬ 
sammlung aller südbayerischen Genos¬ 
sinnen und Genossen am 9. Dezember 
ab 14 Uhr im KommTreff in München 
vor. Dort sollen die Diskussionen über 
die Restrukturierung der DKP in Süd¬ 
bayern weitergeführt werden und die 
Wahl der Delegierten zum 22. Parteitag 
der DKP stattfinden. 

Auf der Kreisdelegiertenkonferenz 
(KDK) der DKP München am 2. No- 


Die Stadt Bottrop will die Grundsteu¬ 
er B ab Januar 2018 um 24 Prozent von 
590 auf 730 Punkte erhöhen. Begrün¬ 
det wird diese drastische Erhöhung mit 
dem Spardiktat der NRW-Landesregie- 
rung, dem sogenannten „Stärkungspakt 
Stadtfinanzen“. Danach muss Bottrop 
ab kommendem Jahr einen ausgegli¬ 
chenen Haushalt vorweisen. Die DKP 
hatte bereits 2012 das Spardiktat der 
Landesregierung im Rat abgelehnt. 
Die Folge waren massive Streichungen 
und Gebührenerhebungen, die beson¬ 
ders die kleinen Leute getroffen haben. 
Die DKP hat die jetzt geplante Erhö¬ 
hung der Grundsteuer B als unsozial 
scharf kritisiert. Sie trifft insbesondere 
die Mieter mit jährlichen Mehrbelas¬ 
tungen von bis zu 60 Euro. In Verbin¬ 
dung mit den steigenden Abwasserge¬ 
bühren sowie Preissteigerungen bei der 
Müllabfuhr, Straßenreinigung und beim 
Winterdienst entwickelt sich der Rat 
der Stadt über die Gebührenerhöhun¬ 
gen zum größten Kostentreiber bei den 
Mietnebenkosten. Der Kämmerer fei¬ 
ert sich für einen ausgeglichenen Haus¬ 
halt und lässt dafür die Bürger bluten! 
Die DKP fordert: Keine Erhöhung der 
Grundsteuer B, damit die Mieten be¬ 
zahlbar bleiben. 

Um den Widerstand zu organi¬ 
sieren, hatte DKP-Ratsherr Michael 
Gerber zu einer Versammlung einge¬ 
laden. Die WAZ berichtete: „Ratsherr 
strebt Bündnis gegen Steueranhebung 
an“. Im Vorfeld hat sich die DKP mit 
dem Mieterschutzbund sowie „Haus 
& Grund“ in Verbindung gesetzt. Bei¬ 
de Interessenverbände, die der Mie¬ 
ter sowie der Vermieter, hatten an der 
Versammlung teilgenommen. Daran 
zeigt sich, wie die DKP in der Lage 
ist, eine breite Bündnisarbeit zu ent¬ 
wickeln. An der Versammlung nah¬ 
men über 50 Bürger teil. Die Ableh- 


vember kündigte deren Sprecher Leo 
Mayer an, dass die Mitglieder des jet¬ 
zigen Kreisvorstandes nicht mehr kan¬ 
didieren und „die meisten die Partei 
verlassen“ werden. Der Parteivorstand 
bedauert diese Entwicklung ausdrück¬ 
lich und ruft die Genossinnen und Ge¬ 
nossen in München dazu auf, ihre politi¬ 
sche Arbeit in den Strukturen der DKP 
fortzusetzen. 

Die KDK München beschloss mit 
zwanzig Ja- bei sieben Gegenstimmen 
die finanzielle Unterstützung der „mar¬ 
xistische linke e.V.“ in Höhe von 4000 
Euro. Der DKP-Parteivorstand hatte 
die Delegierten zuvor zur Ablehnung 
des Antrags aufgefordert, da die „mar- 


nung der Erhöhung der Grundsteuer 
B war einhellig. 

Der Vorsitzende von „Haus und 
Grund“ wurde in einem WAZ-Artikel 
über die Versammlung mit den Worten 
zitiert: „Dass sich Vertreter, die für so 
extrem auseinanderliegende Interes¬ 
sengruppen arbeiten, sich verbünden, 
zeigt allein schon, wie wichtig uns das 
Ganze ist.“ Beschlossen wurde eine 
Unterschriftensammlung gegen die 
Erhöhung der Grundsteuer B, in Zu¬ 
sammenarbeit mit dem Mieterschutz¬ 
bund sowie „Haus & Grund“. In der 
Versammlung wurde ein Sprecherkreis 
aus vier Mietern und Vermietern gebil¬ 
det, darunter DKP-Ratsherr Michael 
Gerber. Die Unterschriftensammlung 
wird aktiv vom Mieterschutzbund so¬ 
wie von „Haus & Grund“ unterstützt. 
Ziel ist es, bis zur Ratssitzung am 28. 
November über 6 000 Unterschriften zu 
sammeln. Nur durch einen breiten au¬ 
ßerparlamentarischen Widerstand der 

Grundsteuer B 


xistische linke“ kein Bündnispartner 
sei, sondern in Konkurrenz zur DKP 
stehe. Dies habe die „marxistische lin¬ 
ke“ mehrfach durch die Organisation 
von Gegenveranstaltungen und durch 
ihre Berichterstattung im Internet be¬ 
wiesen. Die knappen Finanzressourcen 
würden dringend für die politische Ar¬ 
beit der DKP und zur finanziellen Si¬ 
cherung des Parteibüros in München 
benötigt. 

Am 18. November findet ab 14 Uhr 
im KommTreff eine außerordentliche 
Kreismitgliederversammlung der DKP 
München statt, bei der ein neuer Kreis¬ 
vorstand und die Delegierte für den 22. 
Parteitag gewählt werden. 


Stadtgesellschaft kann der notwendige 
Druck auf die Ratsparteien entwickelt 
werden, um die unsoziale Steuererhö¬ 
hung zu verhindern. Die SPD will die 
Erhöhung durchsetzen, hat aber nicht 
die Mehrheit im Rat. Neben der DKP 
lehnt die Linkspartei, CDU und FDP 
die Erhöhung ab. Grüne und ÖDP sind 
für eine Erhöhung, aber nicht um 140 
Punkte. Die DKP hat sich die Aufgabe 
gestellt, insbesondere die Mieter zum 
Widerstand zu mobilisieren. Mit meh¬ 
reren DKP-Infoständen in der Woche 
auf den Wochenmärkten und in der In¬ 
nenstadt hat die DKP den Widerstand 
gegen die Erhöhung der Grundsteuer B 
zum Stadtgespräch in Bottrop gemacht. 
Viele Bürger laden sich inzwischen die 
Unterschriftenlisten aus dem Internet 
herunter und sammeln in ihrem Um¬ 
feld. Innerhalb weniger Tage wurden 
bereits über 2 500 Unterschriften ge¬ 
sammelt. 

Michael Gerber 


Lübeck: Gruppenabend der DKP, Interkul¬ 
turelle Begegnungsstätte e.V. (IKB) „Haus 
der Kulturen“, Parade 12,18.30 Uhr 

Stuttgart: 1917 Roter Oktober in Russland, 
DKP Stuttgart-Süd und SDAJ Stuttgart, Lin¬ 
kes Zentrum Lilo Herrmann, Böblinger Str. 
105,19 Uhr_ 

Schweinfurt: Mitgliederversammlung der 
DKP-Unterfranken mit Wahl der Delegier¬ 
ten zum 22. Parteitag. Vereinsheim TV0- 
Schweinfurt; Hermann-Gräf-Allee 1; 19.00 
Uhn_ 

Klausdorf: Bildungswochenende der DKP 
Mecklenburg-Vorpommern: 100 Jahre 
Oktoberrevolution, Lotsenweg 3, bis 12. 
Nov 
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Nürnberg: Faschismus-Seminar mit Jür¬ 
gen Lloyd, Rotes Zentrum, Reichstr. 8, 10 
Uhr, bis 12. Nov_ 

Stralsund: „100 Jahre Oktoberrevolution - 
die Lehren der KP Chinas“ mit Botschafter 
a. D. der DDR in der VR China, Rolf Berthold, 
Knieper Damm 28,10 Uhr_ 

Bonn: Demo zur Weltklimakonferenz, Bus¬ 
bahnhof Bonn Hbf, Am Hauptbahnhof 1, 
10.30 Uhr_ 

Wuppertal: „Zeus“, Seminar mit Dr. Wolf- 
Dieter Gudopp, Marx-Engels-Stiftung, 
Marx-Engels-Zentrum, Gathe 55,11 Uhr 

München: Betriebsarbeiter*innentreffen 
des Betriebsaktivs, KommTreff, Holzapfel- 
str.3,11 Uhr_ 

Dortmund: Solidarität grenzenlos, Kon¬ 
zert gegen Rechts mit Peter Sturm, Fred 
Ape, Die Taubenvergifter, Kunstfabrik und 
Con Gusto, Wichernhaus, Stollenstr. 36, 
18 Uhr_ 

Düren: „Oktober - Lenin, Majakowski und 
ich“, Konzertlesung mit Erich Schaffner. Be¬ 
gleitung am Akkordeon von Beate Jatzkow- 
ski. KOMM Düren, Einlass 19.30 Uhr. 


SO ★ 12. NOV 


Dortmund: Eisensteins „Oktober“, an¬ 
schließend „Revolutionsfeier“ der DKP mit 
Essen und Trinken. „Z“, Oesterholzstraße 
27,16.00 Uhr._ 

Oberhausen: 1917 - Die Überwindung der 
drei großen historischen Diskriminierungen 
öffnete den Weg zu demokratischem und 
sozialen Fortschritt. Diskussionsveranstal¬ 
tung der DKP Mülheim/Oberhausen mit 
Raimund Ernst, Historiker und Mitheraus¬ 
geber der Marxistischen Blätter 


Dl ★ 14. NOV 


Berlin: Optimistische Tragödie, Filmvor¬ 
führung zu 100 Jahre Oktoberrevolution 
von Renate Richter-Wekwerth, Unkosten¬ 
beitrag 2 Euro, Gesellschaft zum Schutz 
von Bürgerrecht und Menschenwürde, 
Münzenbergsaal des ND-Gebäudes, Franz- 
Mehring-Platz 1,15 Uhr_ 

Recklinghausen: Jahreshauptversamm¬ 
lung der DKP Recklinghausen. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 15. NOV 


Bremen: Festveranstaltung der DKP zu 
„100 Jahre große russische Oktoberrevolu¬ 
tion“. Es spricht Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP. Kulturprogramm mit Rolf Becker, 


Schauspieler und linker Aktivist. Nachbar¬ 
schaftshaus Helene Kaisen. Beim Ohlenhof 
10,19.30 Uhr._ 

Röthenbach: Mitgliederversammlung der 
DKP Nürnberger Land mit Delegiertenwahl 
zum Parteitag. Floraheim, Siedlerstraße 10, 
19.00 Uhr._ 

Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


DO ★ 16. NOV 


Dortmund: „100 Jahre Oktoberrevoluti¬ 
on, Diskussionsveranstaltung der KKP mit 
Klaus Wagener. „Z“, Oesterholzstraße 27, 
19.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Braune Soße aus Nordbayern“, 
Neonazis und rechtsextreme Strukturen in 
Franken und der Oberpfalz, Rotes Zentrum, 
Reichstr. 8,19 Uhr 


FR ★ 17. NOV 


Nürnberg: Linke Literaturmesse, Künstler¬ 
haus, Königstr. 93, bis 19. Nov 


SA ★ 18. NOV 


Wuppertal: „Materialistische Philosophie 
und Wissenschaft im antiken Indien“, Se¬ 
minar mit Eva Niemeyer, Marx-Engels- 
Stiftung, Marx-Engels-Zentrum, Gathe 55, 
13 Uhr_ 

Nürnberg: Lenin, Majakowski und ich, 
Erich Schaffner auf der Linken Literatur¬ 
messe, Künstlerhaus, Königstr. 93,16 Uhr 


Ml ★ 22. NOV 


Gießen: Berufsverbote „vergessene Ge¬ 
schichte“, Podiumsdiskussion mit Patrik 
Köbele, Parteivorsitzender der DKP, und Re¬ 
nate Bastian, vom Berufsverbot Betroffene 
und Stadtverordnete der Marburger Linke, 
DGB-Haus, Walltorstraße 17,19 Uhr 

Wuppertal: Über Werner Eggerath (KPD), 
Widerstandskämpfer, mit Dr. Dirk Krüger, 
Marx-Engels-Zentrum, Gathe 55,19 Uhr 


DO ★ 23. NOV 


Nürnberg: Wie geht eine kommunistische 
Kleinzeitung?, DKP Nürnberg, Rotes Zent¬ 
rum, Reichstraße 8,19 Uhr 


FR ★ 24. NOV 


Fürth: Novemberrevolution 1918 in Fürth, 
DKP Fürth, Infoladen Benario, Nürnberger 
Str. 82,19 Uhr_ 

Siegen: Erich Schaffner, Lieder Gedichte, 
Texte zur Revolution, Eintritt 5 Euro, VEB, 
Marienborner Straße 16,20 Uhr 


SA ★ 25. NOV 


Gera: Die Rolle der Sozialdemokratie in 
Vergangenheit und Gegenwart mit Kons¬ 
tantin Brandt, dem Autor von „Das kleine 
Schwarzbuch der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie“, Rotfuchsförderverein Gera, Partei¬ 
büro der Linken, Am Markt 12a, 14 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an termi- 
ne@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 


Bei der Grundsteuer handelt es sich um eine Gemeindesteuer. Das bedeutet, 
dass die Steuer von Gemeinden und Städten erhoben wird. Der Bund hat nur die 
gesetzlichen Grundlagen dafür geschaffenDie Grundsteuer B (wird erhoben auf 
alle Grundstücke, die bebaubaroder bereits bebaut sind und viel wichtiger auf 
alle Gebäude und Wohnungen) und hat sich zu einersehr prominenten Konsoli¬ 
dierungsmaßnahme der Kommunen entwickelt. Bremen verlangt ca. 250 Euro/ 
pro Einwohner,Thüringen liegt bei knapp unter 100 Euro/pro Einwohner, was 
bei den jeweiligen Bevölkerungszahlen erkleckliche Summen ausmacht, die die 
Kommunen kassieren. Bundesweit betrug das Aufkommen der Grundsteuer B 
im Jahr 2016 rund 10,9 Mrd. Euro. Der Vermieter kann, wenn es im Mietvertrag 
vereinbart ist, die Grundsteuer ohne Probleme auf die Mieter seines Hauses 
umlegen, dies ist in aller Regel der Fall, denn sie gehört zu den umlagefähigen 
Nebenkosten. Der Eigenheimbesitzer trägt die Grundsteuer B selbst, auch ihn 
kann eine Steigerung des Hebesatzes empfindlich treffen, wenn er noch reich¬ 
lich Zinsen und Tilgung zu tragen hat. Nach den drei Stadtstaaten ist NRW das 
Bundesland, welches pro Einwohner die höchsten Einnahmen aus der Grund¬ 
steuer B erzielt, ebenfalls ist der durchschnittliche Hebesatz der höchste nach 
denen in den Stadtstaaten. 


Keine Erhöhung der Grundsteuer B 

ln Bottrop unterstützt die DKP massiv den Widerstand der Bürger 
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Die letzte Seite 
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Der rote Kanal 


Die Guten und die Bösen 

Die sehenswerte Serie „Unter Ver¬ 
dacht“ zur Arbeit interner Ermittler in 
München hat einen neuen Fall zu klä¬ 
ren. Ein junger Flüchtling gerät in Pa¬ 
nik und springt in den Tod, haben zwei 
Polizisten damit zu tun oder steckt 
ein kriminelles Netzwerk dahinter, 
die Flüchtlinge als Arbeitssklaven in 
dreckigen Chemiebuden festhalten. 
Natürlich werden die Ermittlungen 
„von oben“ behindert, schließlich ist 
Wahlkampf in Bayern. Senta Berger 
und Rudolf Krause spielen engagiert 
und mit dem nötigen Ernst ohne an¬ 
sonsten übliche Clownerien. 

Fr., io.li., 20.15 Uhr, ZDF 


Was wurde aus der NVA? 

Die Dokumentation geht der Frage 
nach, was mit dem riesigen Waffenar¬ 
senal, mit Munition und Ausrüstung 
der DDR-Armee nach dem 3. Okto¬ 
ber 1990 passierte. Das ganze Arsenal 
wird ab 1990 verramscht, und nicht al¬ 
les geht dabei mit rechten Dingen zu 
und vieles ist bis heute unbekannt. 
Die NVA Waffen sind begehrt: auch 
bei denen, die sie eigentlich nicht be¬ 
kommen sollen. Waffenschmuggel ist, 
wie das zu kapitalistischen Verhältnis¬ 
sen passt, wohl nicht zu vermeiden, 
meint der Filmemacher Reinhard 
Joksch. 

Sa., ii.ii., 20.15 Uhr, ard-alpha 


Aus dem linken Blätterwald 


analyse & kritik (ak) 


Die Monatszeitung analyse & kritik 
(ak) trägt den Untertitel „Zeitung für 
linke Debatte und Praxis“ und erscheint 
mit einer verkauften Auflage von 4000 
Exemplaren in Hamburg. Politisch ging 
das Blatt im Jahr 1992 aus der Zeitung 
Arbeiterkampf (AK) hervor, die vom 
maoistisch orientierten Kommunisti¬ 
schen Bund (KB) herausgegeben wur¬ 
de. 

Im KB, der im April 1991 aufgelöst 
wurde, waren unter anderem der Grü- 
nen-Politiker Jürgen Trittin, der mittler¬ 
weile in die rechte Szene übergelaufe¬ 
ne Jürgen Elsässer und der Vordenker 
der sogenannten Antideutschen, Justus 
Wertmüller, Mitglied. Gemeinhin gilt der 
ak als linkspolitisches und pluralistisches 
Debattenorgan. Die Redaktion ist Mit¬ 
glied in der Interventionistischen Linken 
(IL). Die Blattmacher selbst beschreiben 
ihre Arbeit im Internet wie folgt: Der ak 
informiere „monatlich über den Klassen¬ 
kampf von oben und unten, das Treiben 
von Rechten und Rassisten - und die 
linke Gegenwehr“, „bekämpft die Ver- 
harmloser des Nationalsozialismus, pro¬ 
pagiert die internationale Solidarität und 
polemisiert gegen Anpasser und Sektie¬ 
rer“. Die Redaktion wolle „nicht nur in¬ 
formieren und kommentieren, sondern 
auch eingreifen“. „Unsere kritische So¬ 
lidarität gilt den sozialen Bewegungen 
und den Linken, die an dem Versuch der 
Gesellschaftsveränderung festhalten: sei 
es in antifaschistischen und antirassisti¬ 
schen Gruppen, in der Anti-AKW-Bewe- 
gung, in Betrieben und Gewerkschaften 
oder in Erwerbslosen-Initiativen“. Ein 
Jahrgang ak sei ein Lexikon der Zeitge¬ 
schichte - aus radikal linker Sicht“, be¬ 
haupten die Blattmacher. 


Eben diese moralische Selbstgefällig¬ 
keit zieht sich gepaart mit ideologischer 
Beliebigkeit nunmehr seit Jahren durch 
die Berichterstattung des Blattes. Kaum 
eine Publikation bildet den tatsächlichen 
Zustand der außerparlamentarischen 
Linken in all seinen defizitären Erschei¬ 
nungsformen wahrheitsgetreuer ab als 
der ak. Zwar behaupten die Blattmacher 
von sich, „Beiträge aus marxistischer, fe¬ 
ministischer, linksradikaler oder auch re- 
formerischer Sicht“ zu publizieren. Letz¬ 
tere finden jedoch überdurchschnittlich 
oft den Weg in die Zeitung. So erschienen 
in der Vergangenheit im ak immer wie¬ 
der auch Beiträge, in deren Rahmen sich 
für „rot-rot-grüne“ Regierungsbündnisse 
ausgesprochen, oder die Werbetrommel 
für die maßgeblich gegen den syrischen 
Präsidenten Baschar Hafiz al-Assad ge¬ 
richtete Kampagne „Adopt a Revoluti¬ 
on“ gerührt wurde. Auch „antideutsche“ 
Positionen fanden immer wieder den 
Weg ins Blatt. Dass der ak gern die außer¬ 
parlamentarische Linke in ihrer Breite zu 
Wort kommen lassen würde, mag sein. 
In der Realität werden jedoch maßgeb¬ 
lich Beiträge veröffentlicht, die von lin¬ 
ker Überheblichkeit nur so strotzen, sich 
randständigen Debatten widmen und für 
ein „Weiter so“ der vermeintlich radika¬ 
len Linken werben, anstatt deren eigenes 
Versagen radikal aufzuarbeiten. Insofern 
wird der ak sicherlich in die Zeitgeschich¬ 
te eingehen. Nur eben als bitteres Bei¬ 
spiel für eine mit gesellschaftlichen Ent¬ 
wicklungen und Rechtsverschiebungen 
vollends überforderte Linke, die durch 
ihre einstigen politischen Kernbereiche, 
wie die Frage von Krieg und Frieden oder 
die der sozialen Gerechtigkeit, freimütig 
selbst aufgegeben hat. Markus Bernhardt 


Nach dem Fußball... 

Über die Schwierigkeit, im Internet Alternativen zu finden 



Auch beim Boulen gilt: Passt auf eure Knie auf! 


N achdem der Gott der Gesund¬ 
heit sein vernichtendes Urteil 
über nun auch mein zweites 
Knie gesprochen hat („Verdacht auf 
Kreuzbandriss. Das war’s dann wohl 
mein Freund“), ist die Suche groß und 
guter Rat teuer: Fußball spielen ist vor¬ 
bei, was aber sonst? 

Da Fahrrad fahren wohl in den 
nächsten Monaten eher nicht anfällt, 
joggen noch weniger (Glück gehabt, ich 
hasse es!) und Unterwasserrugby, vom 
Knie mal abgesehen, eh viel zu brutal 
wäre, bleibt ein Blick ins Internet auf 
der Suche nach Ersatz. 

Vielleicht Steine-über-das-Wasser- 
Werfen? Jaja, das ist eine Sportart. So¬ 
gar mit Europameisterschaften und so. 
Aktueller Rekordhalter ist der Ame¬ 
rikaner Kurt Steiner mit „atemberau¬ 
benden 88 Sprüngen“. Hm ... 

Sinnvoller eventuell dieser Sport: 
„Wer sich öfter über sein Handy ärgert, 
ist in der Stadt Savonlinna in Finnland 
genau richtig. Hier findet jährlich die 
Weltmeisterschaft im Handy-Weitwurf 
statt.“ Ok, Finnland ist jetzt nicht um 
die Ecke. Aber das kann man ja auch 
in Bochum spielen, also nur so als Bei¬ 
spiel. 


Oder einen Fußball-mit-dem-Kopf- 
über-eine-Tischtennisplatte-befördern. 
„Der Ehrgeiz der Headis-Spieler zielt 
nicht nur auf den Erfolg an der Plat¬ 
te. Die über 400 Aktiven, die es in 
Deutschland inzwischen gibt, legen 
Wert auf schrille Outfits und gute Mu¬ 
sik. Bei Turnieren treten manche Teil¬ 
nehmer in Hasenkostümen an und aus 
den Boxen dröhnt Hip-Hop-Musik.“ 
Hasenkostüme und Hip-Hop? Das las¬ 
sen wir mal. 

Auch „Ferret Legging“ schafft es 
nicht wirklich, mich zu überzeugen: 
„Die Regeln sind schnell erklärt: Man 
steckt sich ein hellwaches Frettchen in 
die Hose und versucht, es dort drin zu 
behalten. Wer das am längsten erträgt, 
hat sozusagen gewonnen.“ Uff. 

Und sonst? Sportklettern. Flos¬ 
senschwimmer. Schlammcatchen. 
Nacktrugby. Käserollen. Stöckel¬ 
schuhmarathon. Bob fahren. Bauch¬ 
tanz. Powerlifting ... Also mal ehr¬ 
lich, ohne mich. 

Und wenn ich doch mal was finde 
und mich dann aus dem Haus traue, 
wird’s auch wieder nix: die Idee des 
Cross-Golfes ist nämlich eigentlich 
smart: einen gebrauchten Golfschläger 


vom Flohmarkt, ein Dutzend Bälle und 
ab in die Karpaten. Cross-Golf kann 
man überall spielen, auf dem Acker, in 
alten Industrieanlagen oder quer durch 
den Wald. Es war auch eigentlich ganz 
lustig. Nur: da wir die Bälle überall hin¬ 
geschlagen haben, nur nicht Richtung 
ausgedachtem Ziel, waren wir nach 35 
Minuten ballfrei. Die folgenden 2 Stun¬ 
den 40, die wir auf der Suche durch die 
Gebüsche krochen, waren dann weni¬ 
ger witzig (und auch ganz schlecht für 
das Knie). 

So bleibt es erst einmal bei einer alt¬ 
bewährten, traditionellen sportlichen 
Betätigung, die auf Menschen über 
50 geradewegs zugeschnitten ist: das 
Boulen. Doch, doch, das ist ein Sport, 
schließlich wirft man Eisenkugeln. In 
aller Gemütlichkeit, sicher, und auch 
gerne mit Zigarette und Rotwein an 
der Hand, natürlich, aber: man wirft Ei¬ 
senkugeln! Und muss nach dem Wer¬ 
fen dort hingehen, wo sie liegen. Und 
sie aufheben. Also bitte. Und das alles 
an der frischen Luft in der Kleingarten¬ 
anlage neben dem schönsten Stadion 
der Welt. Ganz ehrlich? Könnte alles 
schlimmer sein. 

Karl Rehnagel 
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Zur antimonopolistischen Strategie 

Die Rolle von Etappen und von „nächsten Schritten“ in der Vorbereitung der sozialistischen Umwälzung 
Von Hans-Peter Brenner 



D as Grundgebot marxistisch-leni¬ 
nistischer Strategie und Taktik 
fasste Lenin in folgendem Aus¬ 
druck zusammen: „Konkrete Analyse 
der konkreten Situation.“ Man muss 
den Gegner kennen und studieren, be¬ 
vor man sich Gedanken über die Stra¬ 
tegie macht, mit der man ihn schwächen 
und schließlich schlagen kann. Das tun 
wir im Leitantrag. Dabei scheint mir 
noch ein nächster grundsätzlicher Ge¬ 
sichtspunkt der revolutionären Strate¬ 
gie entscheidend zu sein. 

Lenin schreibt, dass die sozialisti¬ 
sche Revolution eine „ganze Epoche 
von Klassenkämpfen“ ausmacht. Ich 
denke, die Vorstellung, dass man auf ei¬ 
nen bestimmten Tag, auf eine bestimm¬ 
te Stunde warten oder hoffen könne, in 
der man „auf einen Schlage den gan¬ 
zen Dreck“ loswerden könne, ist nur 
ein scheinrevolutionärer Mythos. Le¬ 
nin erklärte dies u.a. in seinen Anfang 
1916 verfassten Thesen „Die sozialisti¬ 
sche Revolution und das Selbstbestim¬ 
mungsrecht der Nationen.“ Im Kapitel 2 
„Die sozialistische Revolution und der 
Kampf um die Demokratie“ schreibt er: 
„Die sozialistische Revolution ist kein 
einzelner Akt, keine einzelne Schlacht 
an einer Front, sondern eine ganze Epo¬ 
che schärfster Klassenkonflikte, eine 
lange Reihe von Schlachten an allen 
Fronten, das heißt in allen Fragen der 
Ökonomie sowie der Politik, Schlach¬ 
ten, welche nur mit der Expropriation 
der Bourgeoisie enden können.“ 

Lenin hob in diesem Zusammen¬ 
hang besonders den engen Zusammen¬ 
hang zwischen demokratischem und so¬ 
zialistischem Kampf hervor: „Es wäre 
ein großer Irrtum zu glauben, dass der 
Kampf um die Demokratie imstande 
wäre, das Proletariat von der sozialis¬ 
tischen Revolution abzulenken oder 
auch nur diese Revolution in den Hin¬ 
tergrund zu schieben, zu verhüllen und 
dergleichen. Im Gegenteil, wie der sieg¬ 
reiche Sozialismus, der nicht die voll¬ 
ständige Demokratie verwirklicht, un¬ 
möglich ist, so kann das Proletariat, das 
den in jeder Hinsicht konsequenten, re¬ 
volutionären Kampf um die Demokratie 
nicht führt, sich nicht zum Siege über die 
Bourgeoisie vorbereiten.“ (LW 22, S. 145) 
Wir dürfen keine Scheu vor demokra¬ 
tischen (Reform-)Forderungen haben - 
egal, ob wir sie als Bestandteile des anti¬ 
faschistischen oder allgemein-demokra¬ 
tischen Kampfes formulieren. Marx und 
Engels sahen im Kampf um demokrati¬ 
sche Rechte und Freiheiten einen Kampf 
der Arbeiterklasse „für ihr eigenes Le¬ 
benselement, für die Luft, die sie zum 
Atmen nötig hat“. (F. Engels: Die preu¬ 
ßische Militärfrage und die deutsche 
Arbeiterpartei, MEW 16, S. 77) Engels 
hat z.B. auch den Entwurf des im we¬ 
sentlichen marxistischen „Erfurter Pro¬ 
gramms“ von 1891 der Sozialdemokratie 
kritisiert, weil in diesem die Forderung 
nach der demokratischen Republik fehl¬ 
te. Und Lenin hat diese Rolle des demo¬ 
kratischen Kampfes für das imperialisti¬ 
sche Stadium des Kapitalismus noch um 
einiges schärfer formuliert. 

Die Dialektik des Kampfs für demo¬ 
kratische Rechte im Imperialismus und 
seiner Kombination mit dem Kampf um 
die sozialistische Revolution besteht da¬ 
rin, dass die Demokratie zwar vom Ka¬ 
pitalismus im Prinzip verstümmelt wird, 
dass aber gerade deshalb der Kampf für 
ihre Verwirklichung einen antiimperia¬ 
listischen, d.h. antimonopolistischen 
Charakter erhält. Lenin sagt: „Die Herr¬ 
schaft des Finanzkapitals, wie des Kapi¬ 
tals überhaupt, ist durch keinerlei Um¬ 
gestaltungen auf dem Gebiete der politi¬ 
schen Demokratie zu beseitigen.... alle 
grundlegenden Forderungen der politi¬ 
schen Demokratie sind beim Imperialis¬ 
mus nur unvollständig, verstümmelt und 
als eine seltene Ausnahme (...) durch¬ 
führbar 4 . ... Aber daraus folgt keines¬ 
falls der Verzicht der Sozialdemokratie 
auf den sofortigen und entschiedenen 
Kampf für alle diese Forderungen. Das 
wäre ja nur in die Hand der Bourgeoisie 
und Reaktion gespielt. Ganz im Gegen¬ 


teil, man muss alle diese Forderungen 
nicht reformistisch, sondern entschieden 
revolutionär formulieren,... den Kampf 
um jede demokratische Forderung bis 
zum direkten Ansturm des Proletari¬ 
ats auf die Bourgeoisie verbreiten und 
anfachen, das heißt ihn zur sozialisti¬ 
schen Revolution, die die Bourgeoisie 
expropriiert, führen.“ (LW 22, S. 146 f) 
Die Komplexität eines revolutionären 
Prozesses ist also umfassender, als dass 
er in eine einzige Parole namens „Anti¬ 
kapitalismus“ gepresst werden könnte. 
Auch die Oktoberrevolution siegte be¬ 
kanntlich nicht mit der Parole „Her mit 
dem Sozialismus“, sondern unter der Lo¬ 
sung „Frieden, Land, Brot“. (...) 

Es wäre nichts sinnloser, als sich den 
Verlauf der Revolution vorzustellen, als 
liefe sie nach einem für alle Zeiten glei¬ 
chen „antikapitalistischen“ Schema ab. 
Bereits Lenin spottete über solche Ver- 
simplifizierungen, als er den linken Kri¬ 
tikern am irischen Osteraufstand 1916, 
die die Nasen über „zu viel kleinbürger¬ 
lichen Nationalismus“ gerümpft hatten, 
entgegentrat. 

„Es soll sich wohl an einer Stel¬ 
le das eine Heer aufstellen und erklä¬ 
ren: ,Wir sind für den Sozialismus 4 , an 
einer anderen Stelle das andere Heer 
aufstellen und erklären: ,Wir sind 
für den Imperialismus 4 , und das wird 
dann die soziale Revolution sein! ... 
Wer eine ,reine 4 soziale Revolution er¬ 
wartet, der wird sie niemals erleben. 
Der ist nur in Worten ein Revolutionär, 
der versteht nicht die wirkliche Revo¬ 
lution. 4 ... 

Die sozialistische Revolution in 
Europa kann nichts anderes sein als 
ein Ausbruch des Massenkampfes aller 
und jeglicher Unterdrückten und Un¬ 
zufriedenen. ..., und ebenso unweiger¬ 
lich werden sie in die Bewegung ihre 
Vorurteile, ihre reaktionären Phantas¬ 
tereien, ihre Fehler und Schwächen 
hineintragen. Objektiv aber werden sie 
das Kapital angreifen, und die klassen¬ 
bewusste Avantgarde der Revolution, 
das fortgeschrittene Proletariat, das die¬ 
se objektive Wahrheit des mannigfalti¬ 
gen, vielstimmigen, buntscheckigen und 
äußerlich zersplitterten Massenkamp¬ 
fes zum Ausdruck bringt, wird es verste¬ 
hen, ihn zu vereinheitlichen und zu len¬ 
ken, die Macht zu erobern, die Banken 
in Besitz zu nehmen, die allen (wenn 
auch aus verschiedenen Gründen!) 
so verhassten Trusts zu expropriieren 
und andere diktatorische Maßnahmen 
durchzuführen, die in ihrer Gesamtheit 
den Sturz der Bourgeoisie und den 
Sieg des Sozialismus ergeben, einen 
Sieg, der sich durchaus nicht mit einem 
Schlag aller kleinbürgerlichen Schla¬ 
cken ,entledigen 4 wird.“ (W. I. Lenin: 
Die Ergebnisse der Diskussion über 
die Selbstbestimmung, LW 22, S. 363 f.) 
Worum geht es also wirklich um die 
Frage nach der Strategie gegen das Mo¬ 
nopolkapital? Es geht um das Verständ¬ 


nis dafür; dass es keinen Gegensatz 
zwischen unserer antikapitalistischen, 
antifaschistischen und antimonopolis¬ 
tischen Orientierung gibt. Letztere ist 
die Konkretisierung der revolutionären 
antikapitalistischen Gesamtkonzeption 
der DKP. 

Sie benennt deutlicher und genauer, 
mit welchen Machtstrukturen der mo¬ 
derne Kapitalismus heute ausgestattet 
ist und womit wir es dementsprechend 
als konkreten Hauptgegner zu tun ha¬ 
ben. 

Linke und rechte Kritik 

Derzeit findet in einigen Teilen der Par¬ 
tei eine Diskussion darüber statt, dass 
die Einbettung der antimonopolisti¬ 
schen Strategie der Partei in die über¬ 
geordnete Frage, wie man den revoluti¬ 
onären Bruch mit dem gegenwärtigen 
Kapitalismus am raschesten vollzieht, 
nämlich indem man die konkreten 
Schritte und Maßnahmen skizziert, die 
diesen Bruch vorbereiten und auf ihn 
hinführen, schon seit dem Heraustreten 
unserer Partei aus der Illegalität 1968 
eine Fehlorientierung gewesen sei. 

Der Leitantrag stellt sich ganz be¬ 
wusst die Aufgabe, die Konzeption der 
Suche nach „Etappen“ und der Benen¬ 
nung von möglichen „Übergängen“ 
hin zum revolutionären Bruch mit dem 
Kapitalismus und der Erkämpfung des 
Sozialismus in der Form der Erringung 
der politischen Macht der Arbeiterklas¬ 
se und ihrer Verbündeten fortzuführen 
und zu konkretisieren. 

Das ist und war keine „Erfindung“ 
der DKP. 

Schritte und Etappen im revoluti¬ 
onären Prozess zu bestimmen, gehört 
zum „Abc des Marxismus“. So sprechen 
bereits Marx und Engels im „Manifest 
der Kommunistischen Partei“ davon, 
dass unter der damaligen politischen 
Herrschaft des Feudalismus der „ers¬ 
te Schritt in der Arbeiterrevolution die 
Erhebung des Proletariats zur herr¬ 
schenden Klasse, die Erkämpfung der 
Demokratie“ sein werde. (Manifest der 
Kommunistischen Partei, Dietz Verlag 
Berlin 1988, S. 68) 

Die DKP, die sich in der Kontinui¬ 
tät einer mit der Kommunistischen In¬ 
ternationale aufs engste verbunden ge¬ 
wesenen deutschen kommunistischen 
Bewegung sieht, hat nicht die akkumu¬ 
lierten Klassenkampferfahrungen ver¬ 
gessen, an die auf dem VII. Kongress 
der Komintern Georgi Dimitroff in sei¬ 
nem berühmten Referat über die Leh¬ 
ren aus dem Machtantritt des Faschis¬ 
mus erinnert hatte. 

„Vor fünfzehn Jahren hat uns Le¬ 
nin aufgefordert, unsere ganze Auf¬ 
merksamkeit darauf zu konzentrieren, 
,Formen des Übergangs oder des Her¬ 
ankommens an die proletarische Revo¬ 
lution ausfindig zu machen 4 . Möglicher¬ 
weise wird die Einheitsfrontregierung 
in einer Reihe von Ländern sich als eine 


der wichtigsten Übergangsformen er¬ 
weisen.“ 

Dimitroff grenzte diese strategische 
Konzeption nach zwei Seiten ab: gegen¬ 
über einer linkssektiererischen Ableh¬ 
nung aller Versuche, den Weg zum So¬ 
zialismus genauer zu bestimmen und 
dies nur als eine reine Propagandaan¬ 
gelegenheit zu betrachten, stellte er fest: 
„Die ,linken 4 Doktrinäre haben sich 
stets über diesen Hinweis Lenins hin¬ 
weggesetzt, als beschränkte Propagan¬ 
disten haben sie immer nur vom ,Ziel 4 
gesprochen, ohne sich je um die ,Über¬ 
gangsformen 4 zu kümmern.“ 

Gleichzeitig grenzte er sich aber 
auch gegen eine reformistische und 
rechtsopportunistische Verfälschung 
dieser Strategie ab: „Die Rechtsoppor¬ 
tunisten aber versuchten, ein besonde¬ 
res demokratisches Zwischenstadium 4 
zwischen der Diktatur der Bourgeoisie 
und der Diktatur des Proletariats her¬ 
zustellen, um in der Arbeiterschaft die 
Illusion eines friedlichen parlamentari¬ 
schen Spazierganges aus der einen Dik¬ 
tatur in die andere zu erwecken. Die¬ 
ses fiktive ,Zwischenstadium 4 nannten 
sie auch ,Übergangsform 4 und beriefen 
sich sogar auf Lenin!“ 

Dimitroff stellte klar, dass dies eine 
Verfälschung der Leninschen Orien¬ 
tierung sei: „Aber es war nicht schwer, 
diesen Schwindel aufzudecken: sprach 
doch Lenin von einer Form des Über¬ 
gangs und des Herankommens an die 
proletarische Revolution 4 , d.h. an den 
Sturz der Diktatur der Bourgeoisie, 
und nicht von irgendeiner Übergangs¬ 
form zwischen der Diktatur der Bour¬ 
geoisie und der proletarischen Dikta¬ 
tur.“ (G. Dimitroff: Bericht auf dem VII. 
Weltkongress der Komintern 2. August 
1935. In Ausgewählte Schriften Band 2, 
S. 603) 

Genau dies tut auch die DKP. In 
keinem ihrer programmatischen Doku¬ 
mente ist von dem illusionären „3. Weg 
zwischen Sozialismus und Kapitalis¬ 
mus“ die Rede. Es ist entweder eine Un¬ 
terstellung oder eine gedankliche Ein¬ 
engung und völlige Fehldeutung, wenn 
aus der Suche nach den heutigen realen 
Wegen zur sozialistischen Umwälzung 
ein Ausweichen, ein Hinhalten oder ein 
Umschiffen der Machtfrage konstruiert 
wird, wie es derzeit auch in Positionspa¬ 
pieren von einigen Hamburg-Harbur- 
ger Genossen gemacht wird. 

Die Bestimmung der nächsten mög¬ 
lichen Schritte im Herankommen und 
im Voranschreiten hin zum revolutio¬ 
nären Bruch ist nicht eine Abkehr vom 
sozialistischen Ziel und vom revolutio¬ 
nären Kurs, sondern soll das Gegenteil 
erreichen. 

Wie kommen wir von der reinen 
Propagandaformel „Sozialismus“ unter 
den heutigen Bedingungen dazu, mehr 
und mehr arbeitende Menschen für die¬ 
se Orientierung zu gewinnen, weil sie an 
ihren eigenen Erfahrungen ansetzen? 


Wir sind mit dieser Überlegung und 
auch mit unserem Leitantrag ganz dicht 
bei Marx, Engels, Lenin und Dimitroff. 
Letzterer erörterte in seinem berühm¬ 
ten Faschismus-Referat von 1935 eben¬ 
so wie wir heute diese zentrale Frage; 

„Warum maß Lenin der Form des 
Übergangs zur proletarischen Revolu¬ 
tion eine so außerordentlich große Be¬ 
deutung bei? Weil er dabei ,das Grund¬ 
gesetz aller großen Revolutionen 4 im 
Auge hatte, das Gesetz, dass Propagan¬ 
da und Agitation allein nicht imstande 
sind, den Massen die eigene politische 
Erfahrung zu ersetzen, wenn es sich da¬ 
rum handelt, wirklich breite Massen der 
Werktätigen auf die Seite der revoluti¬ 
onären Vorhut zu bringen, ohne das ein 
siegreicher Kampf um die Macht nicht 
möglich ist. Der gewöhnliche Fehler lin¬ 
ker Art ist die Vorstellung, dass - sobald 
eine politische (oder revolutionäre) Kri¬ 
se entstanden ist - es genüge, wenn die 
kommunistische Führung die Losung 
des revolutionären Aufstandes aufstellt, 
damit die breiten Massen dieser Losung 
Folge leisten. Nein, sogar bei einer sol¬ 
chen Krise sind die Massen bei weitem 
nicht immer dazu bereit. Wir haben das 
am Beispiel Spaniens gesehen. Um den 
Millionenmassen zu helfen, möglichst 
schnell an Hand der eigenen Erfahrung 
zu lernen, was sie zu tun haben, wo der 
entscheidende Ausweg zu finden ist und 
welche Partei ihr Vertrauen verdient - 
dazu sind sowohl Übergangslosungen 
als auch besondere ,Formen des Über¬ 
gangs oder des Herankommens an die 
proletarische Revolution 4 notwendig. 
Sonst können die breitesten Volksmas¬ 
sen, die in kleinbürgerlichen demokrati¬ 
schen Illusionen und Traditionen befan¬ 
gen sind, sogar bei einer revolutionären 
Situation schwanken, zögern und irren, 
ohne den Weg zur Revolution zu finden, 
und dann die Schläge der faschistischen 
Henker ertragen.“ (G. Dimitroff: a.a.O., 
S. 603 f.) 

Nicht zuletzt müssen wir heute nach 
der großen Niederlage des realen Sozi¬ 
alismus in den Jahren 1989 - 1991 noch 
stärker als vorher die Notwendigkeit 
und Machbarkeit des Systembruchs er¬ 
läutern und die Erfahrungen dieser Nie¬ 
derlage in unserer strategischen Orien¬ 
tierung mit berücksichtigen. Deshalb 
müssen wir noch stärker von den rea¬ 
len Alltagserfahrungen der arbeitenden 
Menschen ausgehen, die die wachsende 
Kluft zwischen „uns“ und den Reichen 
und Superreichen, den Millionären und 
Milliardären, den großen Banken und 
Konzernen zwar spontan, aber nicht 
wirklich zielgerichtet ablehnen. 

Auszüge aus dem Referat auf der theore¬ 
tischen Konferenz überden Leitantrags¬ 
entwurf für den 22. Parteitag der DKP am 
30.9.2017 in Hannover. Die Langversion 
erscheint auf der Homepage der DKP 
news.dkp.de. Hans-Peter Brenner ist 
Stellvertretender Vorsitzender der DKP. 
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Alles Doppelherrschaft - oder was? 


Patrik beruft sich in seinen Artikeln 
(Sept. 2015 u. März 2017) zur antimo¬ 
nopolistischen Strategie der DKP auf 
die Doppelherrschaft in Russland 1917. 
Lenin beschreibt diese Phase, u. a. in der 
Schrift „Über die Doppelherrschaft“ so: 
Die Grundfrage jeder Revolution ist die 
Machtfrage. Bezüglich der Machtfrage 
hat die Februarrevolution die „bemer¬ 
kenswerte Eigenart unserer Revoluti¬ 
on“ geschaffen, dass sich in einem Land 
zwei Klassen gegenüberstehen, die je¬ 
weils über reale Organe der Macht 
verfügen (die bürgerliche Regierung 
mit Teilen der Armee u. Beamtenappa¬ 
rat - die Gegenmacht der Sowjets mit 
den bewaffneten Arbeitern u. Bauern). 
Eine solche Konstellation kann kei¬ 
nen Bestand haben, sie drängt zur Ent¬ 
scheidung. Nach mehreren Versuchen 
der Konterrevolution, die Sowjets poli¬ 
tisch und militärisch zu entwaffnen, hat 
der bewaffnete Aufstand der Oktober¬ 
revolution die Machtfrage zugunsten 
von Arbeiterklasse und armen Bauern 
gelöst. Vorstehendes deckt sich weitge¬ 
hend mit Patriks Darstellung. 


Dann aber entwickelt er ein neues 
geschichtliches Gesetz: „Betrachten wir 
alle Erfahrungen der menschlichen Ge¬ 
schichte, in denen Prozesse an die prole¬ 
tarische Revolution heranführten,... so 
lässt sich verallgemeinernd sagen, dass 
allen diesen Prozessen gemein ist, dass 
eine ähnlich geartete Phase (Anm. wie 
die Doppelherrschaft) erst an die pro¬ 
letarische Revolution heranführte.“ 
Zum Beleg nennt er neben Russland, 
u.a. China, DDR, Chile. Eingedenk der 
Feststellung Lenins, dass die Grundfra¬ 
ge jeder Revolution die Machtfrage ist, 
muss die von Patrik behauptete Ähn¬ 
lichkeit der genannten „Prozesse“ ge¬ 
rade hinsichtlich der Machtfrage beste¬ 
hen. Tatsächlich aber sind die Beispie¬ 
le in dieser Hinsicht grundverschieden. 
Patrik klebt völlig unterschiedlichen 
Machtkonstellationen willkürlich das 
Etikett Doppelherrschaft auf: 

1. Gab es in der DDR eine Doppel¬ 
herrschaft? Nein, die alleinige Macht 
lag in den Händen der Roten Armee 
und der bürgerlich-faschistische Staat 
war am Boden. Patrik nennt es dennoch 


Doppelherrschaft, wohl weil die prole¬ 
tarische Staatsmacht in Gestalt der Ro¬ 
ten Armee nicht direkt mit dem Aufbau 
des Sozialismus begonnen, sondern we¬ 
gen der Bewusstseinslage der deutschen 
Arbeiterklasse eine antifaschistisch-de¬ 
mokratische Phase vorgeschaltet hat. 
Damit vermischt er die Grundfrage je¬ 
der Revolution - Welche Klasse hat die 
Staatsmacht? - mit den ersten Schritten 
zur Umgestaltung der Gesellschaft nach 
der politischen Revolution. 

2. Gab es in Chile zur Zeit Allen¬ 
des eine Doppelherrschaft? Leider 
nein! Es gab zwar eine sozialistische 
Regierung, aber über die Staatsmacht 
mit Armee, Polizei und Bürokratie ver¬ 
fügte die Bourgeoisie. Eine bewaffnete 
proletarische Gegenmacht gab es nicht. 
Patrik nennt es dennoch Doppelherr¬ 
schaft, weil eine linke Regierung fort¬ 
schrittliche Reformen umsetzte. Da¬ 
mit vermischt er die Grundfrage jeder 
Revolution - Welche Klasse hat die 
Staatsmacht? - mit einem bloßen Re¬ 
gierungswechsel vor einer politischen 
Revolution. 


3. Gab es während der Revolution in 
China eine Doppelherrschaft? Nein, in 
den von der Volksarmee befreiten Ge¬ 
bieten war die Machtfrage zu Gunsten 
der Revolution entschieden und in den 
von der Kuomintang besetzten Gebie¬ 
ten herrschte die Reaktion. Patrik nennt 
es dennoch Doppelherrschaft. Er ver¬ 
mischt so die Machtfrage in einem re¬ 
volutionären Bürgerkrieg mit der sich 
blockierenden doppelten Staatsmacht 
zweier Klassen innerhalb eines einheit¬ 
lichen Territoriums. 

Das „Patriksche Gesetz“ hält also 
,,alle(n) Erfahrungen der menschlichen 
Geschichte“ nicht stand. Aber warum 
hat er es erfunden? Weil er der von ihm 
vertretenen antimonopolistischen Über¬ 
gangsetappe zum Sozialismus mit dem 
Begriff Doppelherrschaft „Leninsche 
Weihen“ verleihen möchte. Lenin hat 
sich in der Beilage II zu „Die proletari¬ 
sche Revolution und der Renegat Kaut- 
sky“ mit einem ähnlichen Versuch einer 
„linken“ Rechtfertigung von Übergangs¬ 
etappen auseinandergesetzt. Er zitiert ei¬ 
nen Vanderfelde: „Zwischen dem Staat 


der Kapitalisten, der auf der ausschließ¬ 
lichen Herrschaft einer Klasse gegründet 
ist, und dem Staat des Proletariats, der 
das Ziel verfolgt, die Klassen aufzuhe¬ 
ben, gibt es viele Übergangsstufen.“ Le¬ 
nin kommentiert das so: „Der Eklekti¬ 
ker will keine ,allzu absoluten Behaup¬ 
tungen 4 , um seinen kleinbürgerlichen ... 
Wunsch, die Revolution durch ,Über¬ 
gangsstufen 4 zu ersetzen, anbringen zu 
können. Dass die Übergangsstufe zwi¬ 
schen dem Staat als Herrschaftsorgan 
der Kapitalistenklasse und dem Staat 
als Herrschaftsorgan des Proletariats 
eben die Revolution ist, die im Sturz der 
Bourgeoisie und im Zerbrechen, im Zer¬ 
schlagen der Staatsmaschine der Bour¬ 
geoisie besteht, darüber schweigen die 
... Vandervelde.“ Das schrieb Lenin im 
November 1918 - also ein Jahr nach der 
Doppelherrschaft und drei Jahre nach 
seiner Analyse von Imperialismus und 
staatsmonopolistischem Kapitalismus. 
Eine persönliche Gleichsetzung von Pa¬ 
trik mit Vandervelde ist falsch, in der Sa¬ 
che aber sind keine Abstriche zu machen. 

Inge und Harald Humburg 


Zur Kritik an der antimonopolistischen Strategie der DKP 


Die antimonopolistische Strategie 
(AMS) der DKP hat eine lange Ge¬ 
schichte. Bereits im Kommunistischen 
Manifest lesen wir: „In Deutschland 
kämpft die kommunistische Partei, so¬ 
bald die Bourgeoisie revolutionär auf- 
tritt, gemeinsam mit der Bourgeoisie 
gegen die absolute Monarchie, das feu¬ 
dale Grundeigentum und die Kleinbür¬ 
gerei. Sie unterlässt aber keinen Augen¬ 
blick, bei den Arbeitern ein möglichst 
klares Bewusstsein über den feindli¬ 
chen Gegensatz von Bourgeoisie und 
Proletariat herauszuarbeiten 44 ... 

Nach den Erfahrungen im Kampf 
gegen Faschismus und Krieg wurde sie 
zur grundsätzlichen Orientierung aus¬ 
gearbeitet, nachzulesen im Referat von 
Dimitroff auf dem VII. Weltkongress 
der Kommunistischen Internationale 
1935. Die strategische Konzeption der 
DKP gründet im Wesentlichen darauf. 
Diskussionen über die AMS prägten die 
Zeit zwischen der Neukonstituierung 
der DKP 1968 und dem Beschluss des 
ersten Parteiprogramms 1978. 

Die Tatsache, dass die AMS von 
Reformisten fehlinterpretiert oder 


missbraucht wird oder dass Reformis¬ 
ten versuchten, Einfluss auf die Formu¬ 
lierungen zu nehmen, was im gültigen 
Programm zu Ungenauigkeiten geführt 
hat (kleine und mittlere Bourgeoisie als 
Kräfte des Fortschritts), bedeutet nicht, 
dass die AMS an sich reformistisch ist. 
Verfälschungen und Missbrauch für re¬ 
formistische Zwecke gab es in der Ge¬ 
schichte immer wieder, z.B. bei Rosa 
Luxemburg oder bei Antonio Gramsci. 

Die AMS ist die aus der Geschich¬ 
te der kommunistischen Weltbewegung 
hergeleitete realistische Strategie gegen 
einen übermächtigen Gegner. In Vorbe¬ 
reitung des Leitantrags zum 22. Partei¬ 
tag sah der Parteivorstand für sich die 
Aufgabe, „die konkrete Kampfetap¬ 
pe genau zu bestimmen, daraus unse¬ 
re grundsätzliche Strategie abzuleiten 
und zu überprüfen, ob die AMS und 
der Kampf um eine Wende, also der 
Kampf um das Herauskommen aus 
der Defensive, in der sich die Arbei¬ 
terbewegung nicht nur unseres Landes 
seit den 70er/80er Jahren befindet, ihre 
Gültigkeit hat“. (UZ 11.8.2017) Wir hal¬ 
ten aus dieser Analyse heraus an den 


Grundsätzen der AMS fest. Der Haupt¬ 
stoß muss gegen die Monopole und den 
Stamokap-Staat gehen. Und in diesem 
Kampf gilt es, nach Wegen der Heran¬ 
führung an die proletarische Revoluti¬ 
on zu suchen. 

Bei den Kritikern der AMS vermis¬ 
se ich die Dialektik und die Alternative. 
Oder ist der in der „Erläuterung zum 
Antrag für eine alternative Satzung“ 
der SDAJ angedeutete „Frontalangriff 
auf die Zentren der Macht“ als Strate¬ 
gie gedacht? 

In Lenins Schrift „Der ,Linke Ra¬ 
dikalismus 4 , die Kinderkrankheit im 
Kommunismus“ lese ich folgendes Zi¬ 
tat einer „linken“ Kommunistin namens 
Sylvia Pankhurst: „Die Kommunistische 
Partei darf keine Kompromisse einge- 
hen ... Sie muss ihre Lehre rein und 
ihre Unabhängigkeit vom Reformismus 
unbefleckt erhalten. Ihre Mission ist es, 
ohne haltzumachen oder vom Wege 
abzubiegen, direkt zur Kommunisti¬ 
schen Revolution vorwärtszuschrei¬ 
ten.“ Lenin schreibt dazu: „Es ist doch 
unmöglich, dass die deutschen Linken 
nicht wissen, dass die ganze Geschich¬ 


te des Bolschewismus, sowohl vor als 
auch nach der Oktoberrevolution, voll 
ist von Fällen des Lavierens, des Pak¬ 
tieren, der Kompromisse mit anderen, 
darunter auch mit bürgerlichen Par¬ 
teien! Krieg führen zum Sturz der in¬ 
ternationalen Bourgeoisie, ein Krieg, 
der hundertmal schwieriger, langwie¬ 
riger, komplizierter ist als der hartnä¬ 
ckigste der gewöhnlichen Kriege zwi¬ 
schen Staaten, und dabei im voraus auf 
das Lavieren, auf die Ausnutzung von 
(wenn auch zeitweiligen)Interessenge- 
gensätzen zwischen den Feinden, auf 
Übereinkommen und Kompromisse 
mit möglichen (wenn auch zeitweiligen, 
unbeständigen, schwankenden, beding¬ 
ten) Verbündeten verzichten - ist das 
nicht über alle Maßen lächerlich? Ist 
das nicht dasselbe, als wollte man bei 
einem schwierigen Aufstieg auf einen 
noch unerforschten und bisher unzu¬ 
gänglichen Berg von vornherein dar¬ 
auf verzichten, manchmal im Zickzack 
zu gehen, manchmal umzukehren, die 
einmal gewählte Richtung aufzugeben 
und verschiedene Richtungen zu versu¬ 
chen? (...) Einen mächtigeren Gegner 


ln der Existenzkrise der Partei nur zweitrangig 


Insgesamt halte ich den Entwurf des 
Leitantrags für einen positiven Beitrag, 
um die unterschiedlichen Positionen zu¬ 
sammenzuführen und unser Selbstver¬ 
ständnis klarzustellen. Insofern ist es 
ein Papier, dass sich nach innen in die 
Partei hinein richtet. Für eine Außen¬ 
darstellung finde ich es allein schon der 
Sprache wegen (Parteichinesisch) für 
ungeeignet. Manche Punkte (z.B. Öko¬ 
nomie) sind ausführlich dargestellt. An¬ 
dere zentrale Politikfelder sind dagegen 
zu kurz gegriffen oder gar nicht erwähnt 
(z.B. Klimawandel). 

In der Partei findet schon seit länge¬ 
rer Zeit eine intensive Diskussion über 
unsere Strategie und Taktik statt. In 


diesem Zusammenhang stellt der Ent¬ 
wurf des Leitantrages einiges klar, was 
in der letzten Zeit teilweise nur noch 
sehr verschwommen oder gar nicht 
mehr zu erkennen war oder von Teilen 
in unseren Reihen gänzlich in Zweifel 
gezogen wird. Ich meine hier die Frage 
unserer antimonopolistischen Grund¬ 
orientierung, die von etlichen Genos¬ 
sinnen und Genossen absolut abgelehnt 
wird, ohne dass der PV sich bisher dazu 
geäußert hatte. Eine Klarstellung war 
hier dringend geboten. Auch dass nach 
mehreren Jahren der Begriff der Akti¬ 
onseinheit wieder in einem zentralen 
Dokument erwähnt wird, sehe ich po¬ 
sitiv. Allerdings wird der Begriff nicht 


erläutert, und auch der Weg, wie man 
diese richtige Orientierung umsetzen 
könnte, ist nicht beschrieben. Da für 
mich als langjähriger Betriebs- und Ge¬ 
werkschaftsfunktionär dies ein zentra¬ 
ler Punkt unserer Politik sein müsste, ist 
bei der nicht unkomplizierten Situation 
der Arbeiterklasse meines Erachtens al¬ 
lein die Anerkennung des Begriffs „Ak¬ 
tionseinheit“ nicht ausreichend. 

Zur Situation in der Partei: Die Si¬ 
tuation in unserer DKP sehe ich als so 
bedrohlich an, dass ich die Diskussion 
zum Leitantrag für absolut untergeord¬ 
net ansehe. Unsere DKP befindet sich 
meiner Meinung nach in einer absolu¬ 
ten Existenzkrise. Die Problematik der 


Auflösung des Bezirks Südbayern und 
des angestrebten Unvereinbarkeitsbe¬ 
schlusses gegenüber den Genossinnen 
und Genossen des „Netzwerks“ steht 
nach wie vor im Raum. Die Beschlüsse 
der 10. PV-Tagung und die Äußerungen 
im Referat von Patrik Köbele zur Be¬ 
kräftigung dieses Vorhabens sind für 
mich absolut unverständlich. Sie ver¬ 
schärfen die Situation und werden den 
vielfältigen Reaktionen auf diesen Be¬ 
schluss in keiner Weise gerecht. Wenn 
ich den Leitantrag ebenso wie unser 
Programm als Grundlage für ein ge¬ 
meinsames Handeln ansehe, so ist mei¬ 
ne Einschätzung, dass hier, ob man will 
oder nicht, die Situation weiter zuge¬ 


kann man nur unter größter Anspan¬ 
nung der Kräfte und nur dann besie¬ 
gen, wenn man unbedingt aufs ange¬ 
legentlichste, sorgsamste, vorsichtigste, 
geschickteste sowohl jeden, selbst den 
kleinsten „Riss“ zwischen den Feinden, 
jeden Interessengegensatz zwischen der 
Bourgeoisie der verschiedenen Länder, 
zwischen den verschiedenen Gruppen 
oder Schichten der Bourgeoisie inner¬ 
halb der einzelnen Länder (...) ausnutzt 
(-)•“ 

Die grundsätzliche, unbedingte Ab¬ 
lehnung der AMS an sich halte ich für 
eine undialektische Verabsolutierung 
der Form. Lenin betont immer wie¬ 
der die Notwendigkeit, eine bestimmte 
historische Situation konkret zu ana¬ 
lysieren und nach allseitiger Betrach¬ 
tung daraus die notwendige Strategie 
zu entwickeln. Man muss es verstehen, 
die Taktik „so anzuwenden, dass sie zur 
Hebung und nicht zur Senkung des all¬ 
gemeinen Niveaus des proletarischen 
Klassenbewusstseins, des revolutionä¬ 
ren Geistes, der Kampf-und Siegesfä¬ 
higkeit beiträgt“. 

KonniLopau 


spitzt wird. Dies kann nur zum Scha¬ 
den der Partei sein, wenn man einen Teil 
der Mitglieder zu einem Kotau zwingen 
oder gar aus der Partei herausdrängen 
will. Beides kann nur zu einer mehr als 
deutlichen Schwächung unserer Reihen 
führen, wenn nicht gar die Existenz der 
DKP als Partei gefährden. Was dies 
bei unserem derzeitigen Einflussmög¬ 
lichkeiten bedeuten würde, kann sich 
jede(r) selbst leicht ausrechnen. 

So, das sind jetzt einmal in aller Kür¬ 
ze meine Gedanken. Trotz unterschied¬ 
licher Auffassungen wünsche ich uns al¬ 
len eine solidarische Diskussion ohne 
persönliche Animositäten. 

Klaus Seibert 


Über das Herankommen an den revolutionären Bruch 


Ich finde es gut, dass im Leitantrag (ins¬ 
besondere Zeilen 91 bis 115,756 bis 770 
und 805 bis 831) so konkret und realis¬ 
tisch, wie heute möglich, über das Her¬ 
ankommen und den Bruch nachgedacht 
wird. Das macht die Ernsthaftigkeit ei¬ 
ner KP aus. 

Als erste Schwierigkeit ist zu be¬ 
achten, dass es bislang kein Beispiel für 
eine erfolgreiche sozialistische Revolu¬ 
tion in einem hochentwickelten imperi¬ 
alistischen Land gibt, v.a. nicht für einen 
revolutionären Bruch aus eigener Kraft. 

Die zweite Schwierigkeit besteht da¬ 
rin, dass wir es heute mit einem hoch¬ 


gerüsteten imperialistischen Machtap¬ 
parat und einer der erfahrensten und 
skrupellosesten herrschenden Klasse zu 
tun haben. Ein Frontalangriff auf diesen 
Machtapparat erscheint so gut wie aus¬ 
sichtslos. Es muss über eine „indirekte 
Strategie“ nachgedacht werden, selbst 
über Erfahrungen des „gewaltlosen Wi¬ 
derstands“. 

Die dritte Schwierigkeit besteht in 
der transnationalen Vernetzung des 
deutschen Imperialismus mit der NATO, 
den USA, der EU. In diesem Zusammen¬ 
hang kann nur eine international abge¬ 
stimmte Strategie der KPs weiterhelfen. 


Nach diesen Vorbemerkungen eini¬ 
ge „Selbstverständlichkeiten 44 : 

1. Ohne starke, erfahrene und gut in 
der Arbeiterklasse verankerte KP kei¬ 
ne erfolgreiche sozialistische Revoluti¬ 
on! Also müssen wir unsere DKP mit 
vielen neuen Mitgliedern stärken, sie 
durch Bildungsarbeit ideologisch aus¬ 
rüsten und v.a. auf Betriebe und Ge¬ 
werkschaften orientieren. 

2. Ohne kampfentschlossene Arbei¬ 
terbewegung keine Veränderung des 
Kräfteverhältnisses! Die Arbeiterklas¬ 
se muss wieder zum Kraftzentrum aller 
Auseinandersetzungen in unserem Land 


werden. Ringen um die Gewerkschaf¬ 
ten, um sie wieder zu kämpferischen 
Klassenorganisationen werden zu lassen 
(einschließlich der Orientierung auf po¬ 
litischen Streik)! 

3. Ohne kluge klassenmäßige Bünd¬ 
nispolitik keine ausreichende Verände¬ 
rung der Kräfteverhältnisse! Mit einer 
kämpferischen Arbeiterbewegung gilt 
es, möglichst große Teile der Zwischen¬ 
schichten zu gewinnen, aus der werktäti¬ 
gen Intelligenz, den kleinen Selbststän¬ 
digen und Handwerkern, kleine Bauern. 

Die noch zu wenig durchdachten 
Schlussfolgerungen für das „Heran¬ 


kommen“ sind m.E.: Aus der notwendi¬ 
gen Entfaltung der Klassenkämpfe gilt 
es zugleich, die Gegenmachtstrukturen 
von unten aufzubauen, v.a. in den Be¬ 
trieben kämpferische gewerkschaftliche 
Vertrauensleute-Organe, Betriebsräte 
und Personalräte, aber auch auf Ebene 
der Stadtteile und Kommunen die Ent¬ 
faltung und Vernetzung von kämpferi¬ 
schen Selbstvertretungsstrukturen wie 
Mieter- und Friedens-Initiativen, Initi¬ 
ativen für „unsere Stadt“/soziale Initia¬ 
tiven zur Unterstützung des Prekariats. 
(Die KKE bringt hier das Stichwort von 
„Volkskomitees“ in die Diskussion.) 
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Unser strategisches Ziel einer „Wen¬ 
de“ drückt v.a. diese qualitative Ver¬ 
änderung der Kräfteverhältnisse aus, 
als Voraussetzung, um den Zugriff auf 
die gesamte Staatsmacht für die Ar¬ 
beiterklasse im Bündnis überhaupt 
erst möglich zu machen. 

Die Hauptstoßrichtung gegen die 
Monopole und „ihren Staat“ muss sich 
in der Aktionstätigkeit stärker nieder- 
schlagen mit aktuellen Zuspitzungen, 
z.B. Forderungen nach Vergesellschaf¬ 
tung der Autoindustrie, der Rüstungs¬ 
industrie, der Banken und Finanzins¬ 
titute. 

So muss das gesellschaftliche Be¬ 
wusstsein über die Notwendigkeit 
der Sozialisierung v. a. der „Komman¬ 
dohöhen“ der Ökonomie geschärft 
werden. Die Forderung linker Bür¬ 


Was sagt und 

Die u. E. falsche antimonopolistische 
Strategie im Leitantrag muss gründlich 
und offen diskutiert und schließlich im 
Interesse des Fortkommens der Partei 
zurückgewiesen werden. Zu einer sach¬ 
lichen Debatte gehört Redlichkeit im 
Umgang mit Zitaten. Die im Leitantrag 
verwendeten Zitate Lenins aber sind 
leider völlig aus dem Zusammenhang 
gerissen. Aus Platzgründen können wir 
dies nur an einem Zitat nachweisen*: 

Der Leitantrag spricht in den Zeilen 
846 - 859 von einer nächsten „Kampf¬ 
etappe“ nach der „Wende zu demo¬ 
kratischem und sozialem Fortschritt“. 
In dieser nächsten Etappe gehe es um 
die deutliche „Schwächung und Zu- 
rückdrängung“ aber „noch nicht um die 
endgültige Überwindung der Macht der 
herrschenden imperialistischen Groß¬ 
bourgeoisie“. Auch Lenin spräche von 
so einer Etappe, die „noch kein Sozi¬ 
alismus, aber schon kein Kapitalismus 
mehr“ sei. 

Was sagt und meint Lenin in der 
Schrift „Die drohende Katastrophe“ von 
Mitte September 1917 unter der Über¬ 


gerlicher, von einer „imperialen Le¬ 
bensweise“ wegzukommen zu einer 
„solidarischen Lebensweise“, ist eben 
nur durch einen Bruch mit imperialis¬ 
tischen Macht- und Eigentumsstruk¬ 
turen zu verwirklichen. 

So ergeben sich von den „Zu¬ 
kunftsfragen der Menschheit“ ausge¬ 
hend (v.a. Krieg-Frieden-Frage, glo¬ 
bal-soziale Katastrophe einschließ¬ 
lich Flüchtlingsdrama, Ökokastrophe) 
breiteste Bündnismöglichkeiten bis 
tief ins bürgerliche Lager hinein. In¬ 
wieweit dies auch Teile der „kleinen 
und mittleren Bourgeoisie“ erfassen 
kann, ist dabei nebensächlich, aber 
mit einer hochaktiven Arbeiterklasse 
als Kraftzentrum eher wahrscheinlich. 

Zum Charakter des Bruchs: Vo¬ 
raussichtlich muss zuallererst der 


schrift „Kann man vorwärtsschreiten, 
wenn man Angst hat, zum Sozialismus zu 
schreiten?“ (LW Bd. 25, S. 371) wirklich? 

Er spricht über die drohende Hun¬ 
gersnot in Russland in Folge von Krieg 
und Korruption. Er führt u.a. aus, dass 
eine der notwendigen Sofortmaßnah¬ 
men die Einführung einer allgemeinen 
Arbeitspflicht sei. Er fährt dann fort, 
wenn die Grundbesitzer und Kapitalis¬ 
ten (also vor einer Revolution) die all¬ 
gemeine Arbeitspflicht einführen, dann 
wird sie „zwangsläufig zu einem Militär¬ 
zuchthaus für die Arbeiter“. Wird dage¬ 
gen „die allgemeine Arbeitspflicht durch 
die Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und 
Bauerndeputierten eingeführt, reguliert 
und gelenkt, ist das noch kein Sozialis¬ 
mus, aber schon kein Kapitalismus mehr.“ 

Es geht also um einem Zustand, in 
dem nicht die, wenn auch zurückge¬ 
drängten und geschwächten „Grundbe¬ 
sitzer und Kapitalisten“ die Staatsmacht 
innehaben, sondern die Sowjets der Ar¬ 
beiter, Soldaten und Bauern. Eine von 
dieser neuen Staatsmacht umgesetz¬ 
te Arbeitspflicht, so sagt er, wäre noch 


Bruch mit den politischen Machtver¬ 
hältnissen erkämpft werden, bevor 
der Bruch mit den Kommandohöhen 
der Ökonomie real durchsetzbar ist, 
die Enteignung der Monopole und 
ihre Unterwerfung unter die Kon¬ 
trolle einer revolutionär-demokrati¬ 
schen Staatsmacht. Gleichzeitig muss 
voraussichtlich die verbleibende ka¬ 
pitalistische „Restökonomie“ einer 
sofortigen Arbeiterkontrolle unter¬ 
zogen werden, um konterrevolutio¬ 
näre Sabotage zu unterbinden. Die 
Kapitalisten, die offen ins Lager der 
Konterrevolution übergehen, werden 
sofort enteignet. Der Rest an klei¬ 
nen und mittleren Kapitalisten bleibt 
„vorläufig“ (eventuell über Jahrzehn¬ 
te?) im Besitz ihres Eigentums, aller¬ 
dings unter Arbeiterkontrolle, ständig 


kein Sozialismus, (weil ja z.B. selbst das 
Privateigentum der Großbourgeoisie 
an den Produktionsmitteln noch fortbe¬ 
steht) aber es wäre bereits „ein gewalti¬ 
ger Schritt zum Sozialismus“. 

Und, wie man von der einen Staats¬ 
macht, der der Grundbesitzer und Kapi¬ 
talisten zur anderen Staatsmacht der So¬ 
wjets kommt, die dann mit bestimmten 
Sofortmaßnahmen erste Schritte zum 
Sozialismus geht, sagt er wenige Zeilen 
davor: 

„Der imperialistische Krieg ist der 
Vorabend der sozialistischen Revoluti¬ 
on. Und das nicht nur deshalb, weil der 
Krieg mit seinen Schrecken den prole¬ 
tarischen Aufstand erzeugt ... sondern 
deshalb, weil der staatsmonopolistische 
Kapitalismus die vollständige materielle 
Vorbereitung des Sozialismus, seine un¬ 
mittelbare Vorstufe ist, denn auf der his¬ 
torischen Stufenleiter gibt es zwischen 
dieser Stufe und derjenigen, die Sozia¬ 
lismus heißt, keinerlei Zwischenstufen 
mehr.“ (Bd. 25, S. 370) 

Klarer geht es kaum: Das Proletariat 
muss im Wege des Aufstandes einen neu¬ 


erweiterten gewerkschaftlichen Rech¬ 
ten, einer fortschreitenden Sozialpoli¬ 
tik und im Rahmen eines zunehmend 
sozialistischen Plans. Die Erfahrungen 
z.B. der DDR mit halbstaatlichen Be¬ 


enTyp der Staatsmacht (Sowjets) schaf¬ 
fen und dann beginnend mit Sofortmaß¬ 
nahmen die Produktionsverhältnisse in 
Richtung Sozialismus verändern, denn 
(schon) im Russland des Jahres 1917 sind 
die materiellen Voraussetzungen für den 
Aufbau des Sozialismus vorhanden und 
ist eine Zwischenstufe zwischen Staats¬ 
monopolkapitalismus und Sozialismus 
nicht denkbar. 

Lenin stellt in der zitierten Schrift 
in der vorrevolutionären Situation des 
Herbstes 1917 eine Reihe von Über¬ 
gangsforderungen auf. Dazu gehört ne¬ 
ben der allgemeinen Arbeitspflicht vor 
allem die Beendigung des Krieges durch 
Angebot eines gerechten Friedens und 
Brot, durch von den Arbeitern kontrol¬ 
lierte Verteilung der Lebensmittel sowie 
Verstaatlichung der Banken und Syndi¬ 
kate. Brot und Frieden verknüpft er aber 
nicht mit einer weiteren Zwischenetap¬ 
pe nach der „Wende zu demokratischen 
und sozialen Fortschritt“, sondern mit 
der Machtfrage, also der Revolution. 
Beispielhafte Zitate, die diese Verknüp¬ 
fung belegen: „Denn einzig und allein, 


trieben müssen dabei sorgfältig aus¬ 
gewertet werden. Dieses Bewusstsein 
des „Bruchs“ muss bereits unsere heu¬ 
tige Praxis durchdringen. 

Klaus Mausner 


wenn das Proletariat, an seiner Spitze 
die Partei der Bolschewiki, die Macht 
erobert, könnte ... die Arbeit der demo¬ 
kratischen Organisationen für Ernäh¬ 
rung ... wieder in Gang gebracht wer¬ 
den.“ Oder: „Die volle Untersuchung“ 
„wird nur eine wahrhaft demokratische 
Regierung, die Regierung des Proletari¬ 
ats vornehmen können, wenn dieses die 
Macht erobert hat ...“ (Bd. 25, S. 361 u. 
363). 

Zusammenfassend: Der Leitantrag 
will seinen antimonopolistischen Über¬ 
gangsetappen mit scheinbar passenden 
Zitaten „Leninsche Weihen“ verleihen. 
In ihrem Zusammenhang betrachtet 
aber stehen die Zitate in völligem Ge¬ 
gensatz zur Strategie des Leitantrages 
und des Programms. 

* Das betrifft die Schriften „Die drohen¬ 
de Katastrophe“ (LW Bd. 25, S. 331) und 
„Eine der Kernfragen der Revolution“ 
(beide von Mitte September 1917 (Bd. 
25, S. 378) und natürlich „Staat und Re¬ 
volution“, vom August/September 1917 
(Bd. 25, S. 395). 

DKP Hamburg-Süd 


meint Lenin wirklich? 


Korrekturbedarf in Sachen „Anti-Deutsche“ 


Es ist nur ein Satz in einem langen An¬ 
trag, und doch sollten wir darüber re¬ 
den: In den Zeilen 559-562 heißt es: 

„Sie [die DKP] grenzt sich ab von 
sogenannten antideutschen Bewegun¬ 
gen und Positionen, die unter Negie¬ 
rung von deren imperialistischem Cha¬ 
rakter die USA und deren Haupt- und 
Juniorpartner im Nahen Osten, Israel, 
gegen angeblichen Antiamerikanismus 
bzw. Antisemitismus verteidigen.“ 

Das klingt zunächst wie eine Selbst¬ 
verständlichkeit: Gegen völlig abwegige 
Vorwürfe muss niemand eine Verteidi¬ 
gungslinie beziehen. Genauso könn¬ 
te sich die DKP auch von den Flach- 
Erdlern abgrenzen, die unter Negierung 


physikalischer Erkenntnisse gegen die 
These von der Kugelform der Erde po¬ 
lemisieren. Dies tut sie nicht und muss 
sie auch nicht tun. Ein solcher Allge¬ 
meinplatz hätte in einem Leitantrag wie 
dem vorliegenden also wenig verloren. 

So einfach ist es im vorliegenden 
Fall aber nicht. 

Denn die Rede vom angeblichen 
Antiamerikanismus bzw. Antisemitis¬ 
mus erweckt den Eindruck, es gebe die¬ 
se Phänomene überhaupt nicht (oder 
wenigstens nicht in politisch relevan¬ 
tem Ausmaße). Und sollte es sie - rein 
hypothetisch - doch geben, wären es - 
wegen ihres imperialistischen Charak¬ 
ters - weder die USA noch Israel wert, 


gegen irgendeinen ihrer Feinde vertei¬ 
digt zu werden. 

Sehen wir davon ab, dass der impe¬ 
rialistische Charakter Israels (ein Land, 
das es nicht ein einziges Mal gewagt hat, 
in der UN gegen die USA zu stimmen) 
vielleicht doch ein wenig unrealistischer 
ist, als hier unterstellt. Zumindest den 
unzweifelhaft imperialistischen USA 
ist es vollkommen egal, wie die Linke 
sie sieht, und ob ein Absprengsel der¬ 
selben, die „Antideutschen“, zu ihrer 
Verteidigung eilen. Was wäre das auch 
sonst für eine imperialistische Haupt¬ 
macht? Bei Israel sieht es etwas anders 
aus, geschuldet dem Charakter des Lan¬ 
des als Zufluchtsort. Da reagiert man 


empfindlicher auf die Leugnung eines 
Antisemitismus, der sich konkret auf 
die flächendeckende „Delegitimierung“ 
und Dämonisierung des jüdischen Staa¬ 
tes richtet. 

Von besonderer Relevanz für die 
deutschen Kommunisten ist hier al¬ 
lerdings die Rolle von Antiamerika¬ 
nismus wie von Antisemitismus in un¬ 
serem Land! Und hier dient dieser als 
Vehikel für die Querfrontbestrebungen 
nicht nur eines Jürgen Elsässer. Natür¬ 
lich müssen wir uns als Partei abgren¬ 
zen: gegen Rechts- und Linksabwei¬ 
chungen, gegen „Antideutsche“, Trotz¬ 
kisten, Nationalbolschewisten - und 
gegen viele mehr. Dass es so viele sind, 


ist der Schwäche unserer Bewegung ge¬ 
schuldet, aber - neben offenen Quer¬ 
frontbestrebungen, die an anderer Stel¬ 
le im Antrag kritisiert werden - nur die 
Strömung der „Antideutschen“ heraus¬ 
zupicken, macht das Bild schief. 

Summa summarum: Dient der Satz 
schlicht der Abgrenzung von einer ha¬ 
nebüchenen Splitterbewegung, ist er 
selbstverständlich und könnte auch 
weg. Will man jedoch die Gruppe der 
Israelfreunde inner- und außerhalb der 
Partei disziplinieren, es den Judenfreun¬ 
den es also mal richtig besorgen, muss 
er weg. 

Unser Antrag: Ersatzlose Streichung. 

Stephan Wolf und Daniel L. Schikora 


Unterstützen wir Putin - in kritischer Freundschaft 


Die Kreisorganisation Lahn/Dill im Be¬ 
zirk Hessen der DKP befürwortet die im 
Abschnitt IV des Leitantrages „Wider¬ 
sprüche und Gegenkräfte zur Offensive 
des Imperialismus“ getroffene Aussage: 
„Die führenden imperialistischen Mäch¬ 
te sind sich einig in ihrer Strategie der 
Einkreisung der Russischen Föderation 
und der Volksrepublik China. Dies stellt 
heute die Hauptkriegsgefahr dar.“ 

Sie gibt dazu die folgende Erklä¬ 
rung ab: 

Um es vorweg zu nehmen. Der größ¬ 
te Erfolg Wladimir Putins muss in der 
Tatsache gesehen werden, dass er der Jel- 
zinschen Ausverkaufsorgie eine Politik 
entgegensetzte, die der Ausplünderung 
dieses Riesenlandes und der galoppie¬ 
renden Privatisierung ein Ende gesetzt 
hat. Beinahe hätten die imperialistischen 
Staaten des Westens das geschafft, was 
Napoleon und Hitler nicht gelungen war, 
und das auf „nichtmilitärischem“ Wege. 
Der räuberische Überfall der Hitlerfa¬ 
schisten auf die friedliebende Sowjetuni¬ 
on endete, wie wir wissen, trotz der Über¬ 


legenheit der faschistischen Militärma¬ 
schinerie bei Stalingrad. Damit war der 
Weg geebnet für die Befreiung auch des 
deutschen Volkes vom Faschismus. Der 
KPdSU war es gelungen, die Völker der 
Sowjetunion im Großen Vaterländischen 
Krieg zu einen, zu einen im Kampf gegen 
Vernichtung und Versklavung. Das soll¬ 
ten die Damen und Herren der imperia¬ 
listischen Mächte nicht vergessen, wenn 
sie wiederum ihre Panzer drohend der 
russischen Grenze nähern, um nichts An¬ 
deres vorzubereiten und durchzuführen, 
als das, was auf friedlichem Wege für sie 
unerreichbar geblieben ist. 

Und doch ist Russland nicht die So¬ 
wjetunion. Wir Kommunistinnen und 
Kommunisten verstehen auch heute 
das Werkzeug zu nutzen, welches uns 
Marx, Engels und Lenin an die Hand 
gegeben haben. Allerdings konnten die 
nicht voraussehen, wie sich die ökono¬ 
mischen Bedingungen in einem sozialis¬ 
tischen Land ändern können, das durch 
eine Konterrevolution in den Kapita¬ 
lismus zurückgeschleudert worden ist. 


Deshalb ist die Aussage, Russland sei 
ein kapitalistisches Land, dessen polit- 
ökonomische Verfassung mit westlichen 
kapitalistischen Ländern vergleichbar 
sei, nur bedingt richtig. In Russland 
herrscht nicht das Monopolkapital. 

„Seit Beginn der Präsidentschaft Pu¬ 
tins wurde der Kurs auf Privatisierung ge¬ 
stoppt und umgekehrt. Die Schlüsselin¬ 
dustrien, die Bodenschätze, Infrastruktur 
und Verkehrswege, die Banken sind wie¬ 
der in staatlicher Hand bzw. unter staat¬ 
licher Kontrollmehrheit. Viele der einst 
mächtigen Oligarchen, stellvertretend 
seien die Namen Beresowski und Cho- 
dorkowski genannt, sitzen im Gefängnis 
oder in London. Es gibt weiterhin Groß¬ 
unternehmer, Oligarchen, Multimilliar¬ 
däre in Russland, die ihren Geschäften 
nachgehen können, unter der Bedingung, 
dass sie sich von Politik fernhalten und 
für das Gemeinwohl engagieren, z.B. In¬ 
vestitionen für die Olympischen Spiele 
in Sotschi stemmen. Für entscheidenden 
Einfluss auf die Politik fehlt aber den Pri¬ 
vatkapitalisten die wirtschaftliche Basis. 


Nicht ein Monopolkapital bestimmt die 
Staatspolitik mittels einer Marionetten¬ 
regierung, sondern umgekehrt: sogar die 
Chefs vermeintlich privater Unterneh¬ 
men werden wie Staatsfunktionäre von 
der Regierung eingesetzt - worüber US- 
Geheimdienste und Think Tanks heftige 
Klage führen. Die drei größten Unter¬ 
nehmen des Landes, Gazprom, Rosneft 
und die Sber-Bank (Rang 17, 59 und 61 
der Forbes-Liste), sind ganz oder mehr¬ 
heitlich (wieder) in staatlicher Hand, von 
den fünfzehn größten Unternehmen sind 
es neun. Die Angaben beziehen sich auf 
das Geschäftsjahr 2013 und den Börsen¬ 
kurs vom Mai 2014 - Erkenntnisse, die 
bereits ein Blick in Wikipedia vermitteln 
kann.“ (Klaus Hartmann: Russland: „Im¬ 
perialistisches Land“oder Widerpart des 
Imperialismus? In: Freidenker 4-2014/ 
Seite 3) 

Und doch dürfen wir nicht außer 
acht lassen, dass ein Teil der russischen 
Bevölkerung in Armut lebt. Schlussfol¬ 
gernd befindet sich Russland nicht im 
höchsten Stadium des Kapitalismus, 


dem Imperialismus. Dass es dieses Sta¬ 
dium nicht erreichen möge, ist von ver¬ 
schiedenen Faktoren abhängig, so zum 
Beispiel auch vom Gelingen des Projek¬ 
tes „Seidenstraße“, eines gemeinschaft¬ 
lichen friedlichen Versuchs, ein Gegen¬ 
gewicht zum US- und EU-Imperialis- 
mus aufzubauen. Und auch wir können 
mit dazu beitragen, dass die antiimperi¬ 
alistischen Kräfte in Russland gestärkt 
werden. Doch nicht, indem wir den De¬ 
stabilisierungsversuchen, die von west¬ 
lichen Geheimdiensten inszeniert wer¬ 
den, indem sie sogenannte Kreml-Kri¬ 
tiker wie den „ach so sympathischen“ 
Alexej Nawalny auf ihr Schild heben, 
auf den Leim gehen. Akzeptieren wir 
den Willen der Mehrheit der Bevölke¬ 
rung Russlands und unterstützen wir 
Wladimir Putin - in kritischer Freund¬ 
schaft. Treten wir der antirussischen 
Propaganda entgegen, stärken wir die 
Friedensbewegung hier in Deutschland. 
Sagen wir mit aller Entschiedenheit: 
„Hände weg von Russland!“ 

DKP Kreisorganisation Lahn/Dill 
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„Meinst Du, die Russen 
wollen Krieg?“ 

DIN AI, Vierfarbig 
10 Stück 3,00 Euro 


Gesundheit als 
Ware? Das ist 
doch krank! 



Plakat 

„Gesundheit als Ware? 
Das ist doch krank!“ 
DIN AI, Vierfarbig 
10 Stück 3,00 Euro 


Aufkleber 
50 Stück 2,00 Euro 


Aufkleber 
50 Stück 2,00 Euro 



Die Wohnungsfrage 
ist eine 
Klassenfrage- 


UZ-Dokumentation 
„Die Wohnungsfrage ist 
eine Klassenfrage“ 
DINA5, 3,00 Euro 


UZ-Dokumentation 
„60 Jahre KPD-Verbot 
und politische Justiz“ 
DIN A5, 3,00 Euro 



KPD-Verbot 

und politische Justiz 
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Kapuzenpullover 
„100 Jahre Oktoberrevolution“ 

schwarz oder anthrazit 
Größen: S, M, L, XL, 2XL, 3XL 

24,90 Euro 


Turnbeutel 

»Gespenst des Kommunismus 1 

Weiß auf Rot, oder Schwarz 

7,90 Euro 





Jutetasche 

„Revolution ist großartig - 
Alles andere ist Quatsch“ 
Rot auf Beige 
4,90 Euro 


Aktionstasche 
„UZ - Unsere Zeit“ 
Weiß auf Rot 
17,90 Euro 


Artikel 

Beschreibung 

Preis 

Anzahl 

Werbeflyer (100) 

20. UZ-Pressefest 

2,00 € 


Werbeflyer (100) 

UZ Kennenlernen 

2,00 € 


Plakat (10) 

Die Reichen... 

3,00 € 


Aufkleber (50) 

Die Reichen... 

2,00 € 


Plakat (10) 

Rauf mit den Löhnen ... 

3,00 € 


Aufkleber (50) 

Rauf mit den Löhnen ... 

2,00 € 


Plakat (10) 

Meinst du, die Russen ... 

3,00 € 


Aufkleber (50) 

Meinst du, die Russen ... 

2,00 € 


Plakat (10) 

Gesundheit als Ware? 

3,00 € 


Aufkleber (50) 

Gesundheit als Ware? 

2,00 € 


Fahne 115x150 

DKP 

17,90 € 



Artikel 

Beschreibung 

Preis 

Anzahl 

Schirm 

UZ & DKP 

59,90 € 


Kaffeebecher 

Frieden 

7,90 € 


Kaffeebecher 

Gespenst 

7,90 € 


Cocktail-Glas 

Havanna-Club 

1,90 € 


Jutetasche 

Revolution... 

4,90 € 


Aktionstasche 

UZ - unsere zeit 

17,90 € 


Broschüre 

DKP Parteiprogramm 

2,00 € 


Broschüre (50) 

DKP Sofortprogramm 

2,50 € 


UZ-Dokumentation 

60 Jahre KPD-Verbot 

3,00 € 


UZ-Dokumentation 

Die Wohnungsfrage 

3,00 € 


UZ - unsere zeit 

6 Wochen gratis Probelesen 

0,00 € 



Artikel 

Beschreibung 

Preis 

Anzahl 

Größe! 

T-Shirt 

DKP 

14,90 € 



Kapuzenpullover 

Unsere Krisenberater 

24,90 € 



Damen T-Shirt 

Gespenst / dunkelgrün 

14,90 € 



Kapuzenpullover 

Gespenst / schwarz 

24,90 € 



Kapuzenpullover 

Gespenst / anthrazit 

24,90 € 



Kapuzenpullover 

Gespenst / bordeauxrot 

24,90 € 



Kapuzenpullover 

Oktoberrev. / schwarz 

24,90 € 



Kapuzenpullover 

Oktoberrev. / anthrazit 

24,90 € 



Turnbeutel 

Gespenst / schwarz 

7,90 € 



Turnbeutel 

Gespenst / rot 

7,90 € 


Fahne 70x100 

DKP 

14,90 € 





Einsenden an: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 -17 78 89-23 
Fax: 0201 -17 78 89-28 
Oder online: uzshop.de 



































































































